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gesetz 2004) 
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I. Hauptstück 

Jagdrecht und Jagdausübungsrecht 

§ 1 

Begriff des Jagdrechtes 

(1) Das Jagdrecht besteht in der ausschließlichen Befugnis, innerhalb eines be-

stimmten Jagdgebietes unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen das Wild 

zu hegen, ihm nachzustellen, es zu fangen, zu erlegen und sich anzueignen; es um-

fasst ferner die ausschließliche Befugnis, sich verendetes Wild, Fallwild, Abwurfstan-

gen und die Eier des Federwildes anzueignen. 

(2) Das Jagdrecht ist untrennbar mit dem Eigentum an Grund und Boden verbunden. 

Es steht daher der jeweiligen Grundeigentümerin oder dem jeweiligen Grundeigen-

tümer zu und kann als selbständiges Recht nicht begründet werden. 
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§ 2 

Ausübung des Jagdrechtes 

(1) Das Jagdrecht wird entweder als Eigenjagd oder Genossenschaftsjagd ausgeübt. 

(2) Jagdausübungsberechtigt im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. in Eigenjagdgebieten (§ 5) und Jagdgehegen (§ 11 Abs. 2) die Grundeigentüme-

rin oder der Grundeigentümer, 

2. in Genossenschaftsjagdgebieten (§ 10) die Jagdgenossenschaften (§ 22). 

(3) Die Ausübung des Jagdrechtes in seiner Gesamtheit kann nach Maßgabe der 

Bestimmungen dieses Gesetzes im Wege der Verpachtung (§§ 17, 37ff, 42f, 44, 54 

und 60) und im Wege der Bestellung einer Jagdverwalterin oder eines Jagdverwal-

ters (§§ 45 und 61) an dritte Personen übertragen werden. 

(4)  Personen, die nur auf Grund und im Rahmen einer Jagderlaubnis oder auf Grund 

eines Abschussauftrages (Abschussbeauftragte) jagen, sind nicht jagdausübungsbe-

rechtigt im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 3 

Wild 

(1) Wild im Sinne dieses Gesetzes ist: 

1. Haarwild: 

Rot-, Reh-, Dam-, Muffel-, Schwarz-, Sika-, Gams- und Elchwild (Schalenwild); 

Feldhase, Wildkaninchen; 

Braunbär, Waschbär, Luchs, Marderhund, Dachs, Wolf, Fuchs, Baum- oder E-

delmarder, Stein- oder Hausmarder, Iltisse, großes Wiesel oder Hermelin, kleines 

Wiesel, Fischotter, Wildkatze (Raubwild); 

2. Federwild: 

Trappen, Auerwild, Birkwild, Haselwild, Rebhuhn, Fasane, Wachtel, Wildtruthuhn, 

Wildtauben, Schnepfen, Wildgänse, Wildenten, Brachvögel, Reiher, Schwarz-

storch, Löffler, Rallen, Kormoran, Tag- und Nachtgreifvögel, Kolkrabe, Eichelhä-

her, Aaskrähe und Elster. 
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(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf Haarwild im 

Sinne des Abs. 1, wenn es in gemäß Abs. 3 bewilligten Gehegen gehalten wird. 

(3) Das Halten von Haarwild nach Abs. 2 bedarf einer Bewilligung der Bezirksverwal-

tungsbehörde. Eine Bewilligung ist zu erteilen, wenn 

1. das Haarwild im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aus-

schließlich zur Gewinnung von Fleisch auf landwirtschaftlich genutzten Flächen - 

Schwarzwild auch auf Waldflächen - von nicht mehr als 20 Hektar je Betrieb in-

nerhalb von Einfriedungen gehalten wird, die sein Auswechseln in die freie Wild-

bahn und ein Einwechseln von Schalenwild in die eingefriedete Fläche verhin-

dern, 

2. das Gelände hiefür geeignet ist und  

3. tierschutzrechtliche und veterinärpolizeiliche Bedenken nicht entgegenstehen. 

(4) Für die Auflassung der Tierhaltung gilt § 12. Die Einfriedung ist innerhalb eines 

Jahres zu entfernen, 

1. nachdem diese Tierhaltung aufgegeben wurde oder 

2. wenn sie nach Ablauf einer veterinärpolizeilich angeordneten Sperre nicht wieder 

aufgenommen wurde. 

(5) Kommt die verpflichtete Person ihrer Pflicht gemäß Abs. 4 nicht nach, ist ihr die 

Entfernung der Einfriedung bescheidmäßig durch die Bezirksverwaltungsbehörde 

aufzutragen. 

(6) Die Landesregierung hat die zur Fleischgewinnung geeigneten Wildarten nach 

Anhörung des Burgenländischen Landesjagdverbandes durch Verordnung zu 

bestimmen. 

§ 4 

Grundsätze eines geordneten Jagdbetriebes 

(1) Die Jagd ist weidgerecht unter Beachtung der Grundsätze eines geordneten 

Jagdbetriebes auszuüben. Dabei sind auch die Interessen des Naturschutzes wahr-

zunehmen. Es ist verboten, den Bestand einer Wildart zu gefährden. 
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(2) Ein geordneter Jagdbetrieb ist gegeben, wenn durch die Jagdausübung ein-

schließlich der Hege ein der Größe und Beschaffenheit des Jagdgebietes unter Be-

rücksichtigung eines ausgeglichenen Naturhaushaltes und der Erfordernisse der 

Land- und Forstwirtschaft angepasster artenreicher und gesunder Wildstand erzielt 

und erhalten wird. Er umfasst weiters eine ordnungsgemäße Ausübung des Jagd-

schutzes. 

(3) Die Hege umfasst die Pflicht, das Wild zu betreuen sowie seine Lebensgrundla-

gen zu sichern, etwa durch Schaffung von Daueräsungsflächen, Deckungsflächen, 

Verbissgehölzen, Hecken, Remisen. 

(4) Im Widerstreit mit den jagdlichen Interessen kommt im Zweifelsfall den berechtig-

ten Interessen der Land- und Forstwirtschaft der Vorrang zu. 

§ 5 

Eigenjagdgebiet 

(1) Die Befugnis zur Eigenjagd, das ist die grundsätzliche freie Verfügung über die 

Form der Ausübung eines Jagdrechtes, steht der Eigentümerin oder dem Eigentümer 

einer zusammenhängenden Grundfläche von mindestens 300 Hektar zu, welche eine 

für die zweckmäßige Ausübung der Jagd geeignete Gestaltung und insbesondere 

Breite besitzt (Eigenjagdgebiet). Hiebei macht es keinen Unterschied, ob diese 

Grundfläche in einer Gemeinde liegt oder sich auf das Gebiet mehrerer Gemeinden 

erstreckt. Auch macht es keinen Unterschied, ob die Eigentümerin oder der Eigentü-

mer eine physische oder juristische, eine einzelne Person oder eine Mehrheit von 

Personen ist. Im letzteren Falle muss jedoch der Besitz räumlich ungeteilt sein. 

(2) Wenn der Eigentümerin oder dem Eigentümer einer zusammenhängenden 

Grundfläche, die eine für die zweckmäßige Ausübung der Jagd geeignete Gestaltung 

und insbesondere Breite besitzt, aber weniger als 300 ha umfasst, in der abgelaufe-

nen Jagdperiode das Eigenjagdrecht anerkannt worden war, bleibt es ihr oder ihm 

und der Rechtsnachfolgerin oder dem Rechtsnachfolger auch für die Zukunft ge-

wahrt, vorausgesetzt, dass in der Zwischenzeit nicht wesentliche Teile der Grundflä-

che veräußert worden sind und die Restfläche samt den etwa in der Zwischenzeit 

von der Eigentümerin oder dem Eigentümer erworbenen Grundstücken das Mindest-

ausmaß von 115 ha Jagdfläche erreicht. 
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(3) Eine durch eine Zusammenlegung landwirtschaftlicher Grundstücke oder durch 

eine Flurbereinigung verursachte Veränderung des Besitzstandes gilt nicht als Ver-

äußerung im Sinne des Abs. 2.  

(4) Die Befugnis zur Eigenjagd wird auch der Eigentümerin oder dem Eigentümer 

einer an der Landesgrenze gelegenen Grundfläche, die das nach Abs. 1 und 2 erfor-

derliche Mindestausmaß nicht erreicht, dann eingeräumt, wenn diese Grundfläche 

mit einem in den Ländern Niederösterreich oder Steiermark gelegenen, derselben 

Eigentümerin oder demselben Eigentümer gehörigen Eigenjagdgebiete zusammen-

hängt und wenn außerdem durch die in den erwähnten Nachbarländern geltenden 

Landesjagdgesetze den Eigentümerinnen und Eigentümern von im Burgenland lie-

genden Eigenjagdgebieten die gleiche Begünstigung hinsichtlich ihrer in diesen Län-

dern gelegenen Grundflächen, die mit ihren Eigenjagdgebieten im Burgenland zu-

sammenhängen, zugestanden ist. Auf den im Burgenland gelegenen Gebietsteilen 

gelten in jagdrechtlicher Hinsicht die Vorschriften dieses Gesetzes. 

(5) Unter Jagdflächen im Sinne dieses Gesetzes sind jeweils nur die Flächen zu ver-

stehen, auf denen die Jagd nicht ruht. 

§ 6 

Zusammenhang von Grundflächen 

(1) Als zusammenhängend im Sinne des § 5 ist eine Grundfläche dann zu betrach-

ten, wenn die einzelnen Grundstücke untereinander in einer solchen Verbindung ste-

hen, dass man von einem Grundteil zum anderen, wenn auch mit Überwindung grö-

ßerer Schwierigkeiten, gelangen kann, ohne fremden Grund zu betreten; dabei hat 

die größere oder geringere Schwierigkeit des Gelangens von einem Grundstück zum 

anderen (Felsen, Gewässer, künstliche Abschließungen und dergleichen) außer Be-

tracht zu bleiben. Der jagdrechtliche Zusammenhang von Grundstücken ist auch 

dann gegeben, wenn sie nur in einem Punkt zusammenstoßen. 

(2) Werden jedoch Teile einer Grundfläche bloß durch den Längenzug von 

Grundstücken, die zwischen fremden Gründen liegen, verbunden, so wird dadurch 

der für die Bildung eines Eigenjagdgebietes erforderliche Zusammenhang nur dann 

hergestellt, wenn die die Verbindung bildenden Grundstücke infolge ihrer Breite und 

übrigen Gestaltung für die zweckmäßige Ausübung der Jagd geeignet sind. 
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(3) Wege, Straßen, Triften, Bahnkörper, natürliche und künstliche Wasserläufe sowie 

ähnlich gestaltete stehende Gewässer, welche die Grundflächen durchschneiden, 

bilden keine Unterbrechung des Zusammenhanges und stellen mit ihrem durch frem-

de Grundstücke führenden Längenzuge den für Eigenjagdgebiete erforderlichen Zu-

sammenhang nicht her. Inseln sind als mit Ufergrundstücken zusammenhängend zu 

betrachten. 

§ 7 

Teilung des Eigenjagdgebietes 

(1) Geht im Laufe der Jagdperiode ein Grundbesitz, welcher für diese Periode als 

Eigenjagdgebiet im Sinne des § 5 angemeldet und anerkannt war, in einzelnen Tei-

len auf mehrere Eigentümerinnen oder Eigentümer über, so bleibt hinsichtlich jener 

Teile dieses Besitzes die Befugnis zur Eigenjagd aufrecht, welche noch immer den 

Erfordernissen des § 5 Abs. 1 entsprechen. 

(2) Jene Teile des geteilten Grundeigentums hingegen, welche diesen Erfordernis-

sen nicht mehr entsprechen, sowie jene als Eigenjagdgebiete anerkannten Grundflä-

chen überhaupt, welche im Laufe der Jagdperiode das für Eigenjagdgebiete vorge-

schriebene Ausmaß oder den erforderlichen Zusammenhang verloren haben, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde über Antrag des Jagdausschusses oder der Jagdpächte-

rin oder des Jagdpächters für die restliche Dauer der Jagdperiode dem Genossen-

schaftsjagdgebiet zuzuweisen, vorbehaltlich eines etwa im Sinne des § 17 eintreten-

den Vorpachtrechtes. Für die dem Genossenschaftsjagdgebiet zugewiesenen Flä-

chen ist der Pachtbetrag nach dem des betreffenden Genossenschaftsjagdgebietes 

zu bemessen. 

§ 8 

Entstehung eines neuen Eigenjagdgebietes 

(1) Entsteht erst im Laufe der Jagdperiode ein Gebiet der in den §§ 5 und 11 be-

zeichneten Art, so tritt die Befugnis zur Eigenjagd auf diesem Gebiet erst mit der 

nächsten Jagdperiode ein, wenn es gemäß § 14 angemeldet und als Eigenjagdge-

biet festgestellt wurde. 
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(2)  Gehören jedoch die Teile dieses Eigenjagdgebietes zu verschiedenen Genos-

senschaftsjagdgebieten mit verschieden ablaufenden Jagdperioden, so ist der An-

spruch auf das Eigenjagdrecht bei Feststellung der Jagdgebiete jeder Gemeinde, in 

der Teile des Eigenjagdgebietes liegen, im Wege der vorgeschriebenen Anmeldung 

geltend zu machen. Das Eigenjagdrecht kann jedoch erst dann ausgeübt werden, 

wenn die Anmeldung und Feststellung auch für jene Grundstücke erfolgt ist, hinsicht-

lich deren die Jagdperiode zuletzt abläuft. Inzwischen bleiben die einzelnen Teile 

dieses neu entstandenen Eigenjagdgebietes den betreffenden Genossenschaftsjag-

den einverleibt. 

§ 9 

Jagdrecht der Gemeinden und agrarischen Gemeinschaften 

(1) Einer Gemeinde steht das Eigenjagdrecht (§ 5) nur hinsichtlich der zum Gemein-

devermögen gehörigen Grundstücke zu, unbeschadet ob sie im eigenen oder frem-

den Gemeindegebiet liegen. 

(2) Auf agrargemeinschaftlichen Grundstücken steht das Eigenjagdrecht der Ge-

meinschaft zu.  

(3) Die in den Abs. 1 und 2 erwähnten Eigenjagdrechte sind nach den Bestimmun-

gen des § 62 auszuüben. 

§ 10 

Genossenschaftsjagdgebiet 

(1) Die im Bereich einer Katastralgemeinde gelegenen Grundstücke, die nicht als 

Eigenjagdgebiet anerkannt sind, bilden das Genossenschaftsjagdgebiet. 

(2) Als Genossenschaftsjagdgebiet im Sinne dieses Gesetzes ist auch ein gemein-

schaftliches Genossenschaftsjagdgebiet (§ 16 Abs. 1 und 2) sowie jeder selbständi-

ge Teil eines Genossenschaftsjagdgebietes (§ 16 Abs. 3) anzusehen. 

(3) Ein Jagdeinschluss, hinsichtlich dessen ein Vorpachtrecht gemäß § 17 Abs. 2 

ausgeübt wurde, gehört gleichwohl zum Genossenschaftsjagdgebiet. 

§ 11 



 
 

18

Wildgehege 

(1) Wildgehege sind Jagd-, Schau- oder Zuchtgehege. Sie dürfen nur mit Bewilligung 

der Bezirksverwaltungsbehörde angelegt werden. Die Bewilligung zur Anlage von 

Jagdgehegen ist spätestens im ersten Halbjahr des vorletzten Jagdjahres der lau-

fenden Jagdperiode zu beantragen und wird mit Beginn der folgenden Jagdperiode 

wirksam. 

(2) Jagdgehege sind der Wildhege gewidmete und hiefür geeignete zusammenhän-

gende Grundflächen von mindestens 300 ha – wenn sie in der abgelaufenen Jagdpe-

riode als Eigenjagdgebiete gemäß § 5 Abs. 2 anerkannt waren, von mindestens 115 

ha Jagdfläche –, die gegen das Aus- und Einwechseln von Schalenwild abgeschlos-

sen sind. Der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Jagdgeheges steht die Be-

fugnis zur Eigenjagd zu. 

(3) Die Bewilligung für Jagdgehege ist nur zu erteilen, wenn die Voraussetzungen 

des Abs. 2 vorliegen und durch das Unterbinden des Wildwechsels keine nachteili-

gen Folgen für die Hege in den umliegenden Jagdgebieten zu erwarten sind und die 

Begehbarkeit des Geheges auf Wegen im bisherigen Umfang gewährleistet ist. Die 

Bewilligung ist zu widerrufen, wenn sich nachträglich nachteilige Folgen für die Wild-

hege herausstellen. 

(4) Gegen jeden Wildwechsel abgeschlossene Grundflächen, die auch ein geringe-

res Ausmaß als das in Abs. 2 angeführte aufweisen können und auf denen von der 

Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer Wild zum Zwecke der Schau oder 

Zucht gehalten wird, sind Schau- oder Zuchtgehege. 

(5) Die Bewilligung für Schaugehege ist zu erteilen, wenn diese für die Allgemeinheit 

zugänglich sind, der Haltung vorwiegend heimischer Wildarten dienen, einen diesen 

Wildarten angepassten Lebensraum aufweisen, über ausreichende natürliche und 

künstliche Futterstellen verfügen und die Tierhaltung im Sinne tierschutzrechtlicher 

und veterinärpolizeilicher Vorschriften ermöglichen. Soweit es wegen des Ausmaßes 

des Geheges erforderlich ist, haben sie über gut begehbare markierte Wege, Rast-

plätze mit Bänken und Tischen sowie über ausreichende sanitäre Anlagen und Park-

plätze zu verfügen.  
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(6) Die Bewilligung für Zuchtgehege ist zu erteilen, wenn in ihnen die Zucht hochwer-

tigen Wildes oder vom Aussterben bedrohter Wildarten für Zwecke der Wildforschung 

oder zur Abgabe an Wildgehege und in die freie Wildbahn möglich ist. Sie müssen 

Isolierungsgehege oder –ställe aufweisen und die Tierhaltung im Sinne tierschutz-

rechtlicher und veterinärpolizeilicher Vorschriften ermöglichen. 

(7) Zuchtgehege können von der Eigentümerin oder dem Eigentümer gesperrt wer-

den, wenn dies aus Gründen des Zuchterfolges, der Sicherheit von Personen oder 

für wissenschaftliche Zwecke erforderlich ist. Die Sperre bedarf einer Bewilligung der 

Bezirksverwaltungsbehörde. Ist eine Sperre während bestimmter Zeiträume regel-

mäßig erforderlich, kann die Bewilligung zur Sperre zugleich mit der Bewilligung der 

Zuchtgehege erteilt werden. 

(8) Schau- und Zuchtgehege müssen unter ständiger tierärztlicher Kontrolle gehalten 

werden. In einem Gehegebuch sind die Ergebnisse der tierärztlichen Untersuchun-

gen, alle Todes- und Krankheitsfälle sowie die Zu- und Abgänge einzutragen. Das 

Gehegebuch ist der Bezirksverwaltungsbehörde stets zur Verfügung zu halten.  

(9) Der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Schau- oder Zuchtgeheges steht 

ein Aneignungsrecht am gehaltenen Wild zu.  

(10) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat für Wildgehege die Wildarten, die darin 

gehalten werden dürfen sowie die Höchstanzahl an Wild der jeweils gehaltenen 

Wildarten zu bestimmen. Hiebei ist auf die biologischen Eigenheiten der gehaltenen 

Wildarten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass Wald durch das gehaltene Wild in 

seinem Bestande nicht gefährdet wird. 

(11) Liegen Wildgehege innerhalb von Flächen, für welche die Befugnis zur Eigen-

jagd beansprucht wird, so sind die außerhalb der Wildgehege liegenden Flächen für 

sich allein auf das Vorliegen der Voraussetzungen nach §§ 5, 6, 7, 17 und 19 zu prü-

fen. 

§ 12  

Auflassung von Wildgehegen 

(1) Entspricht ein Wildgehege nicht mehr den Erfordernissen des § 11 oder wird das 

Wildgehege aufgelassen, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Bewilligung zu 
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widerrufen und allenfalls erforderliche Anordnungen im Sinne der Abs. 2 und 3 zu 

erlassen. Die Auflassung eines Wildgeheges ist der Bezirksverwaltungsbehörde min-

destens vier Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 

(2) Einfriedungen von Flächen, für die die Bewilligung als Wildgehege widerrufen 

wurde oder die bei der Jagdgebietsfeststellung nicht als Wildgehege anerkannt wur-

den, sind zu entfernen, sofern diese Einfriedungen nicht auf Grund anderer gesetzli-

cher Vorschriften zulässig sind. 

(3) Vor dem Entfernen der Einfriedungen ist durch die bisherige Betreiberin oder den 

bisherigen Betreiber des Geheges sicherzustellen, dass die darin allenfalls gehalte-

nen landfremden oder in den benachbarten Jagdgebieten nicht vorkommenden 

Wildarten nicht in die freie Wildbahn gelangen. Andere Wildarten, deren gänzliche 

Entfernung nicht beabsichtigt ist, dürfen auf der Fläche aufzulassender Wildgehege 

nur in einer solchen Anzahl belassen werden, die der Wilddichte der angrenzenden 

Jagdgebiete entspricht. 

(4) Entspricht ein aufgelassenes Wildgehege den Voraussetzungen des § 5, so ist es 

für die restliche Dauer der Jagdperiode als Eigenjagdgebiet anzuerkennen; anderen-

falls sind die Flächen dem Genossenschaftsjagdgebiet zuzuweisen, wenn nicht ein 

Vorpachtrecht (§ 17) festgestellt wird. 

(5) Für die dem Genossenschaftsjagdgebiet zugewiesenen Flächen ist der Pachtbe-

trag nach dem Hektarsatz des betreffenden Genossenschaftsjagdgebietes zu be-

messen. 

§ 13 

Jagdperiode und Jagdjahr 

(1) Die Jagdperiode beträgt acht Jahre. 

(2) Das Jagdjahr läuft vom 1. Feber bis 31. Jänner. 

II. Hauptstück 

Bildung von Jagdgebieten 

§ 14 
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Feststellung der Eigenjagd- und Genossenschaftsjagdgebiete 

(1) Die Jagdgebiete werden von der Bezirksverwaltungsbehörde für die kommende 

Jagdperiode festgestellt. 

(2) Grundeigentümerinnen oder Grundeigentümer haben ihren Anspruch auf Aner-

kennung der Befugnis zur Eigenjagd (§§ 5 und 11 Abs. 2) für die kommende Jagdpe-

riode binnen sechs Wochen nach dem 1. Februar des vorletzten Jagdjahres der lau-

fenden Jagdperiode anzumelden. Die Anmeldung hat die beanspruchten Vorpacht-

rechte zu enthalten. Dem Antrag sind beizulegen:  

1. Ein Grundstücksverzeichnis, aus dem alle Grundstücke mit ihrer Bezeichnung 

und Größe ersichtlich sind;  

2. Grundbuchsauszüge, die nicht älter als drei Monate sind; 

3. einen Katasterplan, aus dem die zur Eigenjagd beantragten Grundstücke ersicht-

lich sind.  

(3) War die Befugnis zur Eigenjagd in der laufenden Jagdperiode anerkannt, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde die eigenjagdberechtigte Person vor Beginn der Frist 

nach Abs. 2 nachweislich auf die Anmeldung ihrer Eigenjagdbefugnis hinzuweisen. 

Sofern keine Änderungen am Eigenjagdgebiet eingetreten sind, genügt für die kom-

mende Jagdperiode der Hinweis auf die zuletzt erfolgte Anerkennung des Eigen-

jagdgebietes. Es ist jedoch nachzuweisen, dass am Eigenjagdgebiet keine Änderun-

gen eingetreten sind.  

(4) Nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 2 hat die Bezirksverwaltungsbehörde auszu-

sprechen, 

1. welche Grundstücke als Eigenjagdgebiete (§ 5) anerkannt werden, welches Flä-

chenausmaß die einzelnen Gebiete aufweisen und wem das Eigenjagdrecht dar-

auf zusteht; 

2. dass die sonach verbleibenden Grundstücke mit ihrer ziffernmäßig anzugebenden 

Gesamtfläche das Genossenschaftsjagdgebiet bilden; 

3. auf welchen Grundflächen die Jagd gemäß § 21 Abs. 1 ruht, getrennt nach Eigen- 

und Genossenschaftsjagdgebieten mit der jeweils ziffernmäßig anzugebenden 

Gesamtfläche; 
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4. für welche Flächen Vorpachtrechte (§ 17) eingeräumt, und welche Genossen-

schaftsjagdgebiete vereinigt oder zerlegt werden (§§ 16 und 20). 

(5) Jagdgebiete, die innerhalb der in Abs. 2 festgelegten Fristen nicht angemeldet 

oder trotz Anmeldung nicht als Eigenjagdgebiete festgestellt wurden, gehören für die 

nächste Jagdperiode zum Genossenschaftsjagdgebiet. 

§ 15 

Schongebiete 

Schongebiete sind zusammenhängende Teile der Eigen- oder Genossenschafts-

jagdgebiete, auf denen Hasen, Fasane und Rebhühner in den letzten beiden Jagd-

jahren der jeweiligen Jagdperiode nicht bejagt werden dürfen. Die Schongebiete ha-

ben 20 v.H. der jeweiligen Jagdfläche zu betragen und sind in den Pachtverträgen 

festzulegen. Schongebiete können von der Verpächterin oder dem Verpächter bis 

zum Beginn des vorletzten Jahres der Jagdperiode auf andere Gebiete verlegt wer-

den; hievon sind die Bezirksverwaltungsbehörde und die Pächterin oder der Pächter 

unverzüglich zu verständigen. 

§ 16 

Vereinigung und Zerlegung von Genossenschaftsjagdgebieten 

(1) Wenn zwei oder mehrere Jagdausschüsse vor dem 1. Februar des vorletzten 

Jagdjahres der laufenden Jagdperiode beschließen, dass die benachbarten Genos-

senschaftsjagdgebiete oder Teile derselben zu einem gemeinschaftlichen Jagdgebiet 

zu vereinigen sind, kann die Bezirksverwaltungsbehörde diese Vereinigung dann ver-

fügen, wenn sie im Interesse eines zweckmäßigen einheitlichen Jagdbetriebes gele-

gen ist. 

(2) Umfasst ein Genossenschaftsjagdgebiet weniger als 115 ha Jagdfläche und wird 

es nicht nach den Bestimmungen des vorhergehenden Absatzes mit einem anderen 

Genossenschaftsjagdgebiet vereinigt, hat die Bezirksverwaltungsbehörde dieses 

Genossenschaftsjagdgebiet mit einem benachbarten Genossenschaftsjagdgebiet zu 

vereinigen, wenn eine solche Vereinigung möglich und mit Rücksicht auf eine 

zweckmäßige Jagdbewirtschaftung angezeigt ist. 
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(3) Wenn der Jagdausschuss die Zerlegung eines Genossenschaftsjagdgebietes in 

mehrere selbständige Genossenschaftsjagdgebiete vor dem 1. Februar des vorletz-

ten Jagdjahres der laufenden Jagdperiode beschließt, hat die Bezirksverwaltungsbe-

hörde diese Zerlegung dann zu verfügen, wenn sie im Interesse der Jagdwirtschaft 

sowie der Land- und Forstwirtschaft gelegen und durch die Gestaltung des Geländes 

gerechtfertigt ist, doch darf die Fläche keines dieser selbständigen Genossenschafts-

jagdgebiete weniger als 500 ha betragen. 

§ 17 

Vorpachtrecht 

(1) Anlässlich der Feststellung der Jagdgebiete hat die Bezirksverwaltungsbehörde 

auch die auf Grund der folgenden Bestimmungen wirksam werdenden Vorpachtrech-

te festzustellen.  

(2) Die oder der Eigenjagdberechtigte hat das Recht, die Jagd auf einem Jagdein-

schluss vor allen anderen zu pachten.  

(3) Ein Jagdeinschluss ist gegeben, wenn ein das Ausmaß von 115 ha Jagdfläche 

nicht erreichender Teil eines Genossenschaftsjagdgebietes entweder von einem o-

der mehreren Eigenjagdgebieten dem ganzen Umfange nach so umschlossen wird, 

dass die umschließenden Teile eine für die zweckmäßige Ausübung der Jagd geeig-

neten Gestaltung und insbesondere Breite haben, oder wenn ein solcher Teil von 

einem oder mehreren Jagdgebieten dieser Gestaltung teilweise eingeschlossen wird 

um im übrigen an ein oder mehrere Genossenschaftsjagdgebiete oder an ein frem-

des Staatsgebiet angrenzt.  

(4) Wird von der oder dem Eigenjagdberechtigten ein Vorpachtrecht begehrt, so kann 

der Jagdausschuss beantragen, dass bei Feststellung des Vorpachtrechtes (Abs. 1) 

möglichst gleich große und möglichst gleichwertige Grundflächen des Eigenjagdge-

bietes für die Dauer der folgenden Jagdperiode dem Genossenschaftsjagdgebiet an-

geschlossen werden (Flächentausch). 

(5) Der Jagdausschuss hat den Antrag auf Flächentausch innerhalb von drei Wochen 

nach Bekanntgabe der Geltendmachung des Vorpachtrechtes zu stellen. Die oder 
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der Eigenjagdberechtigte kann innerhalb von weiteren drei Wochen nach Bekannt-

gabe des Antrages auf Flächentausch auf sein Vorpachtrecht verzichten. 

(6) Bleibt beim Flächentausch ein Flächenunterschied bestehen, so gilt Abs. 10 sinn-

gemäß. 

(7) Würde durch die Ausübung des Vorpachtrechtes gemäß Abs. 3 das Genossen-

schaftsjagdgebiet unter 115 ha Jagdfläche sinken, so kann das  Vorpachtrecht nicht 

beansprucht werden. 

(8) Werden Vorpachtrechte im Sinne des Abs. 3 von mehreren Eigenjagdberechtig-

ten beansprucht, so steht dieses Recht zunächst jener oder jenem Jagdberechtigten 

zu, deren oder dessen Jagdgebiet in längster Ausdehnung angrenzt. 

(9) Würde durch gleichzeitige Ausübung mehrerer Vorpachtrechte im Sinne des 

Abs. 3 das Genossenschaftsjagdgebiet unter 115 ha Jagdfläche sinken, hat die Be-

zirksverwaltungsbehörde festzustellen, welcher eigenjagdberechtigten Person im 

Interesse eines geordneten Jagdbetriebes die Ausübung von Vorpachtrechten einzu-

räumen ist.  

(10) Hat der Jagdausschuss auf einen Flächentausch verzichtet, so hat der 

Jagdausschuss mit der oder dem Eigenjagdberechtigten einen Pachtvertrag abzu-

schließen und diesen der Bezirksverwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 

Kommt ein solcher binnen vier Wochen nach Rechtskraft eines Bescheides gemäß 

Abs. 1 nicht zustande, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag der oder 

des Vorpachtberechtigten den Inhalt des Vertrages festzusetzen und insbesondere 

den Pachtbetrag zu bemessen. Der Pachtbetrag ist nach Anhörung des Jagdaus-

schusses unter angemessener Berücksichtigung der Pachtbeträge zu ermitteln, die 

in der Regel für Genossenschaftsjagden erzielt werden, die in der Nähe gelegen sind 

und im wesentlichen gleiche oder ähnliche jagdliche Verhältnisse aufweisen. Ist der 

Pachtbetrag für das Eigenjagdgebiet höher, richtet sich der Pachtbetrag für den 

Jagdeinschluss nach diesem. Der rechtskräftige Bescheid der Bezirksverwaltungs-

behörde ersetzt in diesem Falle den Abschluss des Pachtvertrages. 

(11) Ist eine Einigung über einen Flächentausch nicht zustande gekommen, so hat 

die Bezirksverwaltungsbehörde die Verfügung unter Berücksichtigung der Grundsät-

ze eines geordneten Jagdbetriebes zu treffen. 
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(12) Macht die oder der Eigenjagdberechtigte von dem Vorpachtrecht auf einen 

Jagdeinschluss keinen Gebrauch, so ist sie oder er verpflichtet, der dort zur Aus-

übung der Jagd berechtigten Person sowie den in deren Jagdbetrieb verwendeten 

oder zugelassenen Personen den Zutritt dorthin zu gestatten. Diese Verpflichtung 

trifft die Eigentümerinnen oder die Eigentümer aller den Jagdeinschluss umschlie-

ßenden Eigenjagdgebiete, falls keiner von diesen vom Vorpachtrecht Gebrauch 

macht. Für die Benützung der Verbindungsstrecke sind die Vorschriften des § 96 

(Jagdnotweg) maßgebend, insoferne nicht zwischen den Beteiligten im Wege eines 

Übereinkommens eine andere Regelung getroffen wurde. Im Streitfalle entscheidet 

die Bezirksverwaltungsbehörde im Sinne dieser Vorschriften.  

§ 18 

Änderungen im Vorpachtrecht 

Entfallen bei einem Eigenjagdgebiet, dessen Eigentümerin oder Eigentümer das 

Vorpachtrecht gemäß § 17 Abs. 1 ausgeübt hat, die Voraussetzungen für die Gel-

tendmachung des Vorpachtrechtes, hat die Bezirksverwaltungsbehörde den Pacht-

vertrag für aufgelöst zu erklären und die Grundflächen, auf denen das Vorpachtrecht 

anerkannt war, für die restliche Dauer der Jagdperiode dem Genossenschaftsjagd-

gebiet zuzuweisen. 

§ 19 

Abrundung von Jagdgebieten 

(1) Den Jagdausübungsberechtigten benachbarter Jagdgebiete steht es frei, im Ein-

vernehmen mit den beteiligten Jagdausschüssen bzw. Eigenjagdberechtigten auf die 

Dauer der Jagdrechtsausübung wirksame Vereinbarungen über geringfügige Berei-

nigungen der Jagdgebietsgrenzen mit dem Ziele der Erleichterung der Jagdaus-

übung zu treffen. 

(2) Wenn jedoch die Grenzen anstoßender Jagdgebiete so ungünstig verlaufen, dass 

sich daraus eine wesentliche, den jagdlichen Interessen entgegenstehende Erschwe-

rung des Jagdbetriebes ergibt, hat die Bezirksverwaltungsbehörde von Amts wegen 

oder auf Antrag eines beteiligten Jagdausschusses oder einer oder eines Eigenjagd-

berechtigten die Abrundung der Jagdgebiete zu verfügen, insofern eine solche nicht 
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durch Vereinigung von Genossenschaftsjagdgebieten im Sinne des § 16 Abs. 1 und 

2 erfolgt. Sie hat zu diesem Zweck nach Möglichkeit zunächst einzelne jagdlich 

gleichwertige Grundflächen aneinander angrenzender Jagdgebiete auszutauschen 

(Flächentausch). Sind solche Möglichkeiten nicht gegeben, hat die Bezirksverwal-

tungsbehörde Grundflächen von einem Jagdgebiet abzutrennen und einem anderen 

Jagdgebiet anzugliedern. Hiedurch darf das Flächenausmaß keines der betroffenen 

Jagdgebiete unter 115 ha Jagdfläche sinken. 

(3) Für die Ausübung des Jagdrechtes auf den im Zuge der Abrundung von einem 

Eigen- oder Genossenschaftsjagdgebiet abgetrennten und einem Eigenjagdgebiet 

angegliederten Grundflächen ist ein Entgelt zu entrichten, dessen Festsetzung in 

Ermangelung eines Übereinkommens der Beteiligten durch die Bezirksverwaltungs-

behörde unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 17 Abs. 10 zu er-

folgen hat.  

(4) Für die Ausübung des Jagdrechtes auf einer von einem Genossenschaftsjagdge-

biet abgetrennten und einem anderen Genossenschaftsjagdgebiet angegliederte 

Grundfläche finden die für die Jagdausübung auf einem gemeinschaftlichen Genos-

senschaftsjagdgebiet geltenden Bestimmungen Anwendung. 

(5) Wenn im Wege der Abrundung Grundflächen von einem Eigenjagdgebiet abge-

trennt und einem Genossenschaftsjagdgebiet angegliedert werden, hat die oder der 

Eigenjagdberechtigte Anspruch auf jenen Anteil am Pachtbetrag der Genossen-

schaftsjagd, der sich nach den Bestimmungen des § 52 für die von ihrem oder sei-

nem Eigenjagdgebiet abgetrennten und dem Genossenschaftsjagdgebiet angeglie-

derten Grundflächen ergibt.  

(6) Eine Abrundung von Jagdgebieten gemäß Abs. 2 kann von Amts wegen oder auf 

Antrag jederzeit während des Laufes der Jagdperiode verfügt werden. Die Abrun-

dung wird jedoch frühestens mit Beginn des nächsten Jagdjahres wirksam. 

§ 20 

Dauer der Wirksamkeit der Vereinigung, Zerlegung und 

Abrundung von Jagdgebieten 
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Die nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 16 und 19 Abs. 2 bis 5 getroffenen 

Verfügungen bleiben so lange aufrecht, bis sie von der Bezirksverwaltungsbehörde 

aufgehoben oder abgeändert werden. Die Aufhebung oder Abänderung erfolgt nach 

Anhörung der beteiligten Jagdausschüsse bzw. Eigenjagdberechtigten von Amts we-

gen oder über Antrag mindestens eines der Beteiligten dann, wenn die Vorausset-

zungen für die Vereinigung, Zerlegung bzw. Abrundung der Jagdgebiete weggefallen 

sind oder sich wesentlich geändert haben. Die auf eine Aufhebung oder Abänderung 

verfügter Vereinigungen oder Zerlegungen gerichteten Anträge sind im ersten Halb-

jahr des vorletzten Jagdjahres der laufenden Jagdperiode bei der Bezirksverwal-

tungsbehörde einzubringen. Anträge auf Aufhebung oder Abänderung von verfügten 

Abrundungen können jederzeit während des Laufes der Jagdperiode an die Bezirks-

verwaltungsbehörde gestellt werden. Die Aufhebung oder Abänderung der Abrun-

dung wird jedoch frühestens mit Beginn des nächsten Jagdjahres wirksam. 

§ 21 

Ruhen der Jagd 

(1) Auf Friedhöfen, in Häusern und Gehöften samt den dazugehörigen umfriedeten 

Höfen und Hausgärten, auf Flächen, für die eine Bewilligung gemäß § 3 Abs. 3 und 

§ 11 Abs. 5 und 6 erteilt wurde, auf öffentlichen Anlagen, auf umzäunten Sportanla-

gen und auf Golfplätzen ruht die Jagd. 

(2)  Die Bezirksverwaltungsbehörde hat ferner das Ruhen der Jagd von Amts wegen 

oder über Antrag der Eigentümerin oder des Eigentümers solcher Grundflächen zu 

verfügen, die durch eine feste Einfriedung (Gitter, Zaun, Mauer usw.) dauernd derart 

umschlossen sind, dass der Zutritt fremden Personen ohne Beschädigung oder Ü-

bersetzung der Einfriedung auf einem anderen Weg als durch die an der Einfriedung 

angebrachten schließbaren Türen und Tore unmöglich ist. Die Verfügung wird ab 

dem folgenden Jagdjahr wirksam und bleibt so lange aufrecht, bis sie eingeschränkt 

oder aufgehoben wird. 

(3) Auf Grundflächen, die durch landesübliche Zäune gegen den Eintritt oder Austritt 

des Weideviehes verhagt sind, findet diese Bestimmung keine Anwendung.  

(4) Auf den in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Grundflächen darf das Wild nur mit 

Zustimmung der Grundeigentümerin oder des Grundeigentümers getrieben oder er-
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legt werden. Auch dürfen keine Herstellungen angebracht werden, die das etwa ein-

wechselnde Wild hindern, wieder auszuwechseln.  

(5) Der oder dem Jagdausübungsberechtigten steht die Befugnis zu, sich das Wild, 

das sich auf den in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Grundflächen gefangen hat oder 

dort gefallen oder verendet ist, sowie etwa dort aufgefundene Abwurfstangen und 

Eier des Federwildes anzueignen.  

 

 

III. Hauptstück 

Verwaltung der Genossenschaftsjagd 

§ 22 

Jagdgenossenschaft 

Die Eigentümerinnen oder Eigentümer jener Grundstücke, welche zu einem nach 

den Bestimmungen des § 14 Abs. 4 Z 2 festgestellten Genossenschaftsjagdgebiet 

gehören, bilden eine Jagdgenossenschaft. Diese ist nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen zur Ausübung der Jagd auf dem Genossenschaftsjagdgebiet (Ge-

nossenschaftsjagd) befugt. 

 

 

 

§ 23 

Jagdausschuss 

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet das ihr zustehende Jagdausübungsrecht 

durch einen Ausschuss (Jagdausschuss). 

(2) Der Jagdausschuss besteht aus der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, im 

Verhinderungsfall aus deren oder dessen Stellvertretung, und aus sechs von der 
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Jagdgenossenschaft aus ihrer Mitte mit Stimmenmehrheit gewählten Mitgliedern und 

eben so vielen Ersatzmitgliedern. Die Funktion des Jagdausschusses beginnt mit 

seiner konstituierenden Sitzung (§ 31 Abs. 1) und dauert so lange, bis sich der neue 

Jagdausschuss konstituiert hat oder bis feststeht, dass die Mitglieder des Gemeinde-

rates die Funktion des Jagdausschusses auszuüben haben (§ 27 Abs. 4). 

(3) Zu Mitgliedern eines Jagdausschusses eines gemeinschaftlichen Genossen-

schaftsjagdgebietes (§ 16 Abs. 1 und 2) sind außer den gewählten Mitgliedern und 

Ersatzmitgliedern die Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister, im Verhinderungsfall 

deren oder dessen Stellvertretung, jener Gemeinden berufen, in deren Bereich die 

das Genossenschaftsjagdgebiet bildenden Grundstücke liegen. 

(4) Die Mitglieder wählen aus ihrer Mitte mit Stimmenmehrheit die Obfrau oder den 

Obmann und deren oder dessen Stellvertretung. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

das Los. 

§ 24 

Wahl des Jagdausschusses 

(1) Wahlberechtigt zur Wahl des Jagdausschusses sind alle Mitglieder der Jagdge-

nossenschaft, insofern auf ihren Grundstücken die Jagd gemäß § 21 Abs. 1 und 2 

nicht ruht. Mitglieder der Jagdgenossenschaft sind die Eigentümerinnen oder Eigen-

tümer jener Grundstücke, welche zu einem Genossenschaftsjagdgebiet gehören. 

(2) Die Stimmen sind nach dem Flächenausmaß der den einzelnen Mitgliedern der 

Jagdgenossenschaft gehörigen Grundstücke zu berechnen, und zwar derart, dass 

auf eine Grundfläche bis zu 2 ha eine Stimme, auf eine Grundfläche von mehr als 2 

bis 5 ha zwei Stimmen, auf eine Grundfläche von mehr als 5 bis 10 ha vier Stimmen, 

auf eine Grundfläche von mehr als 10 bis 15 ha sechs Stimmen und so fort bis zu 50 

ha auf je weitere 5 ha zwei Stimmen mehr entfallen. Kein Mitglied der Jagdgenos-

senschaft kann, auch wenn die ihm gehörige Grundfläche das Ausmaß von 50 ha 

übersteigt, mehr als 20 Stimmen auf sich vereinigen. 

(3) Wählbar in den Jagdausschuss sind jene Mitglieder der Jagdgenossenschaft, die 

das 18. Lebensjahr vor dem 1. Jänner des Jahres, in dem die Jagdausschusswahl 

stattfindet, vollendet haben und die keine gerichtlichen Verurteilungen aufweisen, die 
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einen Wahlausschließungsgrund im Sinne des § 18 Gemeindewahlordnung 1992, 

LGBl. Nr. 54, in der jeweils geltenden Fassung, darstellen würden. Dies gilt auch bei 

nichteigenberechtigten Personen für deren gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter, 

bei juristischen Personen, Personengesellschaften des Handelsrechtes sowie bei 

Miteigentümerinnen oder Miteigentümern für deren bevollmächtigte Vertreterinnen 

oder Vertreter. 

§ 25 

Wahlkommissionen 

(1) Zur Durchführung der Wahl sind Wahlkommissionen berufen. Für jedes selbstän-

dige Genossenschaftsjagdgebiet ist eine Wahlkommission zu bilden, bestehend aus 

der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister als Vorsitz und vier weiteren Mitglie-

dern, die zum Jagdausschuss wählbar sein müssen. Die Wahlkommission für die 

Wahl des Jagdausschusses eines gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebietes 

(§ 16 Abs. 1 und 2) besteht aus den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern jener 

Gemeinden, in deren Bereich die das Genossenschaftsjagdgebiet bildenden 

Grundstücke liegen, und aus vier weiteren Mitgliedern, die zum Jagdausschuss 

wählbar sein müssen. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister jener Gemeinde, 

deren Grundstücke den größten Teil des gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagd-

gebietes bilden, hat den Vorsitz zu führen. Die Mitglieder der Wahlkommission, die 

nicht kraft ihres Amtes als Bürgermeisterin oder Bürgermeister Mitglieder sind, wer-

den von der Bezirksverwaltungsbehörde (in den Städten mit eigenem Statut von der 

Landesregierung) auf Vorschlag der bei der vorhergehenden Landwirtschaftskam-

merwahl wahlwerbenden Gruppen im Verhältnis der Stärke dieser Gruppe in der 

Gemeinde bestellt. Für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die weiteren Mit-

glieder sind Ersatzmitglieder zu bestellen. 

(2) Die Tätigkeit der Wahlkommission endet im Zeitpunkt des ersten Zusammentrittes 

der an ihre Stelle tretenden neu bestellten Wahlkommission. 

§ 26 

Wahlliste 
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(1) Zum Zwecke der Wahl des Jagdausschusses hat die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister binnen vier Wochen nach erfolgter jeweiliger Feststellung des Jagd-

gebietes alle wahlberechtigten Mitglieder der Jagdgenossenschaft in einer Wahlliste 

zur Wahl des Jagdausschusses zu verzeichnen. 

(2) Ist das im Bereich einer Gemeinde gelegene Genossenschaftsjagdgebiet in meh-

rere selbständige Genossenschaftsjagdgebiete zerlegt worden (§ 16 Abs. 3), so ist 

für jeden dieser Teile von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister eine geson-

derte Wahlliste anzulegen. 

(3) Sind benachbarte Genossenschaftsjagdgebiete oder Teile derselben zu einem 

gemeinschaftlichen Genossenschaftsgebiet vereinigt worden (§ 16 Abs. 1 und 2), so 

ist für jeden dieser Teile von der zuständigen Bürgermeisterin oder dem zuständigen 

Bürgermeister eine gesonderte Wahlliste (Teilwahlliste) anzulegen. 

(4) Die Wahlliste (Teilwahlliste) ist binnen einer Woche nach Ablauf der in Abs. 1 be-

stimmten Frist durch zwei Wochen während der Amtsstunden im Gemeindeamt der 

Gemeinde aufzulegen, deren Bürgermeisterin oder Bürgermeister für die Anlegung 

der Wahlliste (Teilwahlliste) zuständig war. Die Auflegung ist von der Bürgermeisterin 

oder dem Bürgermeister an der Amtstafel der Gemeinde öffentlich kundzumachen. 

Innerhalb der Auflagefrist können alle, die entweder in die Liste eingetragen sind o-

der für sich das Wahlrecht in die Jagdgenossenschaft in Anspruch nehmen, unter 

Angabe des Namens und der Wohnanschrift gegen die Wahlliste wegen Aufnahme 

vermeintlich nicht Wahlberechtigter oder wegen Nichtaufnahme vermeintlich Wahlbe-

rechtigter Einspruch erheben. 

(5) Über die Einsprüche entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde, in den Städten 

mit eigenem Statut die Landesregierung. Gegen diese Entscheidungen ist ein weite-

rer Einspruch nicht zulässig.  

§ 27 

Kundmachung; Wahlvorschläge 

(1) Binnen einer Woche nach Abschluss der Wahlliste (Gesamtwahlliste) ist die Wahl 

des Jagdausschusses durch Kundmachung, in der alle näheren Umstände über die 

Wahl enthalten sind, von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister auszuschrei-
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ben. Bei einem gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebiet hat die Bürgermeis-

terin oder der Bürgermeister jener Gemeinde, deren Grundstücke den größten Teil 

des Genossenschaftsjagdgebietes bilden, die Wahllisten der einzelnen Teile einzu-

holen und sodann die Wahl auszuschreiben. Zwischen Ausschreibung und Durchfüh-

rung hat ein Zeitraum von wenigstens vier Wochen zu liegen.  

(2)  Gruppen von Wählerinnen oder Wählern, die sich an der Wahlwerbung beteili-

gen, haben ihre Wahlvorschläge spätestens am achten Tage vor dem Wahltag 

schriftlich bei der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister einzureichen. Bei einem 

gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebiet ist der Wahlvorschlag bei jener Bür-

germeisterin oder jenem Bürgermeister einzubringen, die oder der die Wahl ausge-

schrieben hat. Der Wahlvorschlag hat die unterscheidende Bezeichnung der wahl-

werbenden Gruppe, das Verzeichnis der Wahlwerbenden, die Zustimmung der 

Wahlwerbenden zur Aufnahme in den Wahlvorschlag und eine zustellungsbevoll-

mächtigte Vertretung zu enthalten.  

(3) Die Überprüfung der Wahlvorschläge erfolgt durch die Wahlkommission. 

(4) Wurde kein Wahlvorschlag eingebracht, so hat die Wahl zu unterbleiben. In die-

sem Falle sowie dann, wenn für die Wahl des Jagdausschusses weniger als 30 v.H. 

der Gesamtstimmenanzahl des Genossenschaftsjagdgebietes abgegeben wurde, 

haben die Mitglieder des Gemeinderates die Funktion des Jagdausschusses auszu-

üben. Bei einem gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebiet haben in diesem 

Fall sämtliche Mitglieder der Gemeinderäte jener Gemeinden, die das gemeinschaft-

liche Genossenschaftsjagdgebiet bilden, die Funktion des Jagdausschusses auszu-

üben. Die Bestimmungen der §§ 23 Abs. 4, 31 und 32 finden sinngemäß Anwen-

dung, § 32 jedoch mit der Maßgabe, dass die Mitglieder des Gemeinderates, die die 

Funktion des Jagdausschusses ausüben, nicht Mitglieder der Jagdgenossenschaft 

sein müssen. 

(5) Jede wahlwerbende Gruppe, deren Wahlvorschlag zugelassen wurde, kann zwei 

Wahlzeuginnen oder Wahlzeugen zur Wahlhandlung entsenden.  

§ 28 

Abstimmungsverfahren 
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(1) Die oder der Vorsitzende der Wahlkommission eröffnet und leitet die Wahlhand-

lung und sorgt für Ruhe und Ordnung. 

(2) Zur Wahl des Jagdausschusses sind als Mitglieder der Jagdgenossenschaft be-

rechtigt:  

1. Alle natürlichen Personen, die spätestens am Tag vor der Jagdsausschusswahl 

das 18. Lebensjahr vollendet haben; 

2. die gesetzliche Vertretung von Personen, die die Voraussetzung nach Z. 1 nicht 

erfüllen; 

3. Personen, die als Sachwalterinnen oder Sachwalter gemäß § 273 ABGB für Mit-

glieder einer Jagdgenossenschaft bestellt sind; 

4. durch schriftliche Vollmacht ausgewiesene Bevollmächtigte juristischer Personen 

oder von Personengesellschaften des Handelsrechtes; 

5. durch schriftliche Vollmacht ausgewiesene Bevollmächtigte von Miteigentumsge-

meinschaften, sofern sie nicht zur gesetzlichen Vertretung der übrigen Miteigen-

tümer befugt sind. 

(3) Eine Vollmacht nach Abs. 2 kann auch mündlich vor der Wahlkommission erteilt 

werden. Blinde, schwer sehbehinderte oder gebrechliche Wählerinnen und Wähler 

dürfen sich von einer Begleitperson, die sie selbst auswählen können, führen und 

sich von dieser bei der Wahlhandlung helfen lassen.  

(4) Die Anzahl der auf die zugelassenen Wahlvorschläge entfallenden Mitglieder des 

Jagdausschusses wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl ermittelt. 

(5) Das Wahlergebnis ist vom Vorsitz der Wahlkommission zu verlautbaren. 

§ 29 

Wahlanfechtung  

(1) Das Wahlergebnis kann von den zustellbevollmächtigten Vertreterinnen oder Ver-

tretern jedes Wahlvorschlages sowie von jedem wahlberechtigten Mitglied der Jagd-

genossenschaft sowohl wegen behaupteter Unrichtigkeit der Ermittlung, als auch 

wegen angeblich gesetzwidriger Vorgänge im Wahlverfahren, die auf das Ergebnis 

von Einfluss waren, angefochten werden.  
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(2) Die Beschwerden sind innerhalb von zwei Wochen nach Verlautbarung des 

Wahlergebnisses bei der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister schriftlich einzu-

bringen. Über die Beschwerde entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde, in den 

Städten mit eigenem Statut die Landesregierung. 

(3) Gegen die Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde ist innerhalb von zwei 

Wochen die Berufung an die Landesregierung zulässig. Die Berufung ist bei der Be-

zirksverwaltungsbehörde einzubringen. 

§ 30 

Wahlordnung 

Die näheren Bestimmungen über die Vorbereitung und Durchführung der Wahl und 

das Wahlverfahren, insbesondere über die Bildung der Wahlkommissionen, die An-

lage der Wahlliste, das Einspruchsverfahren gegen die Wahlliste, die Ausschreibung 

der Wahl, die Wahlvorschläge, das Abstimmungsverfahren, das Ermittlungsverfahren 

und die Anfechtung der Wahl werden durch die von der Landesregierung im Verord-

nungswege zu erlassende Wahlordnung für den Jagdausschuss getroffen. 

§ 31 

Geschäftsführung des Jagdausschusses 

(1) Wurde ein Jagdausschuss rechtsgültig gewählt, so ist die erste Sitzung von der 

Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, bei gemeinschaftlichen Genossenschafts-

jagdgebieten von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister des größten Genos-

senschaftsjagdgebietes, binnen acht Tagen nach Ablauf der Anfechtungsfrist oder 

nach Einlangen der endgültigen Entscheidung einzuberufen. Diese Sitzung ist spä-

testens innerhalb von weiteren acht Tagen abzuhalten. Bei der ersten Sitzung sind 

jedenfalls die Obfrau oder der Obmann und deren oder dessen Stellvertretung zu 

wählen. Weiters ist für Kassenführung und Schriftführung jeweils eine Person zu 

bestellen, die nicht dem Jagdausschuss angehören muss. Die näheren Bestimmun-

gen über die Wahl der Obfrau oder des Obmannes und deren oder dessen Stellver-

tretung werden durch Verordnung der Landesregierung getroffen. 

(2) Die Wahl der Obfrau oder des Obmannes und deren oder dessen Stellvertretung 

kann von den Mitgliedern des Jagdausschusses wegen behaupteter Unrichtigkeit der 
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Ermittlung als auch wegen angeblich gesetzwidriger Vorgänge im Wahlverfahren, die 

auf das Ergebnis von Einfluss waren, angefochten werden. § 29 Abs. 2 und 3 gelten 

sinngemäß. Eine etwaige Anfechtung der Wahl hat keine aufschiebende Wirkung 

und steht daher auch dem Antritt des Amtes nicht entgegen. 

(3) Die Obfrau oder der Obmann und deren oder dessen Stellvertretung können vom 

Jagdausschuss abgewählt werden. Ein solcher Beschluss bedarf der Zustimmung 

von mindestens zwei Dritteln sämtlicher Mitglieder des Jagdausschusses. 

(4) Die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses hat die Jagdgenossenschaft 

nach außen zu vertreten, die Geschäfte des Jagdausschusses zu besorgen und 

dessen Beschlüsse durchzuführen. Urkunden, durch welche Verbindlichkeiten gegen 

dritte Personen begründet werden sollen, sind von der Obfrau oder vom Obmann 

und einem Ausschussmitglied, das möglichst einer anderen wahlwerbenden Gruppe 

anzugehören hat, zu unterfertigen. Die Obfrau oder der Obmann wird im Falle der 

Verhinderung durch die Obfraustellvertreterin oder den Obmannstellvertreter vertre-

ten. Ist auch die Obfraustellvertreterin oder der Obmannstellvertreter verhindert, hat 

das an Jahren älteste Mitglied des Jagdausschusses deren oder dessen Vertretung 

zu übernehmen. 

(5) Zur Gültigkeit eines Beschlusses des Jagdausschusses ist es erforderlich, dass 

die Mitglieder des Jagdausschusses von der Obfrau oder dem Obmann unter Be-

kanntgabe der Verhandlungsgegenstände spätestens am dritten Tag vor der Sitzung 

gegen Nachweis schriftlich eingeladen wurden und außer dem Vorsitz mindestens 

die Hälfte der Mitglieder des Ausschusses an der Beschlussfassung teilnahm. Die 

Einladung ist an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen. Den Vorsitz bei den 

Sitzungen führt die Obfrau oder der Obmann, bei der ersten Sitzung bis zu deren 

oder dessen Wahl die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister (Abs. 1). 

(6) Die Obfrau oder der Obmann hat den Jagdausschuss innerhalb von acht Tagen 

einzuberufen, wenn es mindestens ein Drittel der Ausschussmitglieder unter Be-

kanntgabe mindestens eines Verhandlungsgegenstandes verlangt. Diese Sitzung ist 

spätestens innerhalb von weiteren acht Tagen abzuhalten. 

(7) Die Mitglieder des Jagdausschusses haben an den Sitzungen teilzunehmen. Ist 

ein gewähltes Mitglied an der Teilnahme verhindert, so hat es dies der Obfrau oder 
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dem Obmann mitzuteilen und kann eine Ersatzperson seiner wahlwerbenden Gruppe 

unter Hinweis auf die Tagesordnung mit der Vertretung betrauen. 

(8) Ein Mitglied des Jagdausschusses ist von der Beratung und Beschlussfassung 

ausgeschlossen, wenn es durch die Beschlussfassung von einer Verpflichtung befreit 

oder wenn ihm ein Vorteil zugewendet werden soll oder wenn die Beschlussfassung 

die Vornahme eines Rechtsgeschäftes oder die Einleitung oder Erledigung eines 

Rechtsstreites zwischen ihm und der Jagdgenossenschaft betrifft. Das gleiche gilt, 

wenn sich die Beschlussfassung des Jagdausschusses hinsichtlich dieser Angele-

genheiten auf die Ehegattin oder den Ehegatten eines Jagdausschussmitgliedes o-

der auf Verwandte oder Verschwägerte bis einschließlich des zweiten Grades be-

zieht.  

(9) Den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft ist die Teilnahme an den Sitzungen des 

Jagdausschusses gestattet. Bei der Verpachtung der Genossenschaftsjagd ist über 

Verlangen eines Mitgliedes des Jagdausschusses geheim abzustimmen.  

(10) Die Beschlüsse des Jagdausschusses, ausgenommen die Beschlüsse nach 

Abs. 3 und §§ 42 Abs. 2 und 52 Abs. 6, werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei 

Stimmengleichheit gibt die Stimme der Obfrau oder des Obmannes den Ausschlag. 

Über die Beratung und Abstimmung des Jagdausschusses ist eine Niederschrift auf-

zunehmen, die auch den Ort und das Datum der Sitzung sowie die Namen der Sit-

zungsteilnehmerinnen und -teilnehmer und die Verhandlungsgegenstände zu enthal-

ten hat. Sie ist vom Vorsitz, der Schriftführerin oder dem Schriftführer und zwei weite-

ren Jagdausschussmitgliedern, die an der Sitzung teilgenommen haben und die 

möglichst verschiedenen wahlwerbenden Gruppen anzugehören haben, zu unterfer-

tigen und durch sechs Jahre nach Ablauf der Jagdperiode aufzubewahren. Die Be-

schlüsse sind unverzüglich an der Amtstafel der Gemeinde zwei Wochen hindurch 

kundzumachen. 

(11) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat Beschlüsse des Jagdausschusses, die ge-

gen Gesetze verstoßen, aufzuheben. Gegen Bescheide der Bezirkshauptmannschaf-

ten ist eine Berufung zulässig. Die Aufhebung eines Beschlusses des Jagdaus-

schusses ist nicht mehr zulässig, wenn seit der Beschlussfassung mehr als drei Jah-

re verstrichen sind. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann ferner Maßnahmen, zu de-

ren Durchführung die Obfrau oder der Obmann oder der Jagdausschuss berufen 
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sind, auf Kosten der Jagdgenossenschaft selbst durchführen, wenn diese Maßnah-

men trotz Aufforderung binnen einer angemessenen Frist vom Jagdausschuss nicht 

durchgeführt wurden und der Jagdgenossenschaft ansonsten Nachteile erwachsen 

würden. Hiebei kann von der Bezirksverwaltungsbehörde auch eine geeignete Ver-

walterin oder Verwalter bestellt werden. 

§ 32 

Endigen der Funktion; Ersatzmitglieder  

(1) Das Amt eines Mitgliedes oder eines Ersatzmitgliedes des Jagdausschusses er-

lischt  

1. durch Tod; 

2. durch schriftliche Verzichtserklärung gegenüber der Obfrau oder dem Obmann 

des Jagdausschusses; 

3. durch Verlust der Mitgliedschaft in der Jagdgenossenschaft; 

4. durch Aberkennung seitens der Bezirksverwaltungsbehörde (Abs. 2). 

(2) Ein Mitglied oder Ersatzmitglied des Jagdausschusses ist von der Bezirksverwal-

tungsbehörde von Amts wegen oder über Antrag der Obfrau oder des Obmannes 

des Amtes mit Bescheid für verlustig zu erklären,  

1. wenn es sich ohne ausreichenden Entschuldigungsgrund trotz schriftlicher Auf-

forderung weigert, sein Amt auszuüben. Als eine solche Weigerung gilt ein zwei-

maliges, aufeinanderfolgendes, unentschuldigtes Fernbleiben von ordnungsge-

mäß einberufenen Jagdausschusssitzungen; 

2. wenn ein Umstand eintritt oder nachträglich bekannt wird, welcher die Wählbar-

keit in den Jagdausschuss ausgeschlossen hätte. 

(3) An Stelle eines ausgeschiedenen Mitgliedes des Jagdausschusses hat die Be-

zirksverwaltungsbehörde auf Vorschlag der oder des Zustellungsbevollmächtigten 

jener wahlwerbenden Gruppe, der das ausgeschiedene Mitglied angehörte, aus der 

Reihe der Ersatzmitglieder ein Mitglied zu berufen. 

(4) Wenn die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses ihren oder seinen Ob-

liegenheiten nicht nachkommt, hat die Bezirksverwaltungsbehörde diese oder diesen 
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mit Bescheid des Amtes als Obfrau oder Obmann zu entheben und die Wahl einer 

neuen Obfrau oder eines neuen Obmannes zu veranlassen. 

 

 

IV. Hauptstück 

Verwertung der Genossenschaftsjagd 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 33 

Art der Verwertung 

(1) Die Genossenschaftsjagd ist mit den aus den §§ 17 Abs. 10 und 45 sich erge-

benden Ausnahmen 

1. im Wege der öffentlichen Versteigerung (§ 37 ff), 

2. im Wege des freien Übereinkommens (§ 42 f) oder 

3. durch Verlängerung des bestehenden Jagdpachtverhältnisses (§ 44) zu Gunsten 

der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer ungeteilt zu verpachten. 

(2) Die Verpachtung hat, abgesehen von den Fällen der §§ 41 Abs. 4 und 42 Abs. 3, 

für die Dauer der Jagdperiode zu erfolgen. 

(3) Den einzelnen Mitgliedern der Jagdgenossenschaft steht in dieser ihrer Eigen-

schaft die Ausübung der Jagd auf dem Genossenschaftsjagdgebiet nicht zu. 

§ 34 

Eignung zur Pacht 

Zur Pachtung einer Genossenschaftsjagd sind nur zugelassen: 

1. eine einzelne physische Person oder 
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2. zwei oder mehrere physische Personen, wenn sie gemeinsam pachten (Jagdge-

sellschaft § 36) 

3. juristische Personen. 

§ 35 

Einzelpersonen 

(1) Zur Pachtung sind Personen nur zuzulassen, wenn 

1. ihnen die Ausstellung einer Jagdkarte nicht zu verweigern ist (§ 67), 

2. sie in den vorangegangenen zehn Jagdjahren mindestens drei Jahre im Besitze 

einer burgenländischen Jahresjagdkarte oder im Besitze einer in einem anderen 

Bundesland, in dem zur Erlangung der ersten Jagdkarte eine Eignungsprüfung 

vorgesehen ist, ausgestellten Jagdkarte waren, 

3. sie das 19. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Personen, die in der letzten Jagdperiode als Jagdpächterin oder Jagdpächter ver-

tragsbrüchig geworden sind oder den gesetzlichen Vorschriften oder behördlichen 

Anordnungen hinsichtlich der Jagdausübung als Jagdpächterin oder Jagdpächter 

wiederholt nicht entsprochen haben, können für einen angemessenen Zeitraum, je-

doch längstens für die Dauer einer Jagdperiode, von der Pachtung einer Genossen-

schaftsjagd ausgeschlossen werden. 

(3) Gemeinden, agrarische Gemeinschaften oder eine Mehrheit von Personen ohne 

Gesellschaftsvertrag sind unter der Voraussetzung, dass ihnen die Befugnis zur Ei-

genjagd zusteht, nur zur Pachtung eines Jagdeinschlusses nach Maßgabe der Be-

stimmungen des § 17 Abs. 2 zugelassen. 

(4) Liegt der Hauptwohnsitz der Pächterin oder des Pächters nicht im Verwaltungs-

bezirk, so ist von der Pächterin oder dem Pächter eine im Verwaltungsbezirk oder 

einem angrenzenden Verwaltungsbezirk wohnhafte Person als Vertretung zu bestel-

len und diese der Obfrau oder dem Obmann des Jagdausschusses und der Bezirks-

verwaltungsbehörde binnen vier Wochen nach Beginn des Pachtverhältnisses anzu-

zeigen. 

§ 36 

Jagdgesellschaft, juristische Person; Jagdleitung 
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(1) Wenn zwei oder mehrere physische Personen beabsichtigen, ein bestimmtes 

Jagdgebiet gemeinsam zu pachten, so haben sie schriftlich einen Gesellschaftsver-

trag abzuschließen (Jagdgesellschaft). Die §§ 35 Abs. 2 und 63 Abs. 4 gelten für die 

Jagdgesellschafterinnen und Jagdgesellschafter sinngemäß. 

(2) Die Mitglieder der Jagdgesellschaft haben die Jagd unter einheitlicher Leitung 

auszuüben und zu diesem Zweck aus ihrer Mitte eine Jagdleiterin oder Jagdleiter zu 

bestellen, die oder der die Eignung zur Pachtung einer Genossenschaftsjagd gemäß 

§ 35 Abs. 1 besitzt. Die übrigen Mitglieder müssen die Voraussetzungen des § 35 

Abs. 1 Z 1 erbringen. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag hat sämtliche Mitglieder der Jagdgesellschaft mit Na-

men, Geburtsdaten, Beruf und Wohnsitz,  die bestellte Jagdleiterin oder den bestell-

ten Jagdleiter sowie das Jagdgebiet zu enthalten. Im Gesellschaftsvertrag muss die 

Verpflichtung vorgesehen werden, Mitglieder aus der Jagdgesellschaft auszuschlie-

ßen, denen die Jagdkarte rechtskräftig verweigert oder entzogen worden ist oder die 

nicht im Besitz einer gültigen Jagdkarte sind.  

(4) Zum Abschluss des Pachtvertrages namens der Mitglieder der Jagdgesellschaft 

kann jedes Mitglied bevollmächtigt werden. Dieses Mitglied hat sich der Obfrau oder 

dem Obmann des Jagdausschusses gegenüber vor Beginn der öffentlichen Verstei-

gerung, bei einer Verpachtung im Wege des freien Übereinkommens vor Eingehen in 

die Vertragsverhandlungen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht sowie des 

Gesellschaftsvertrages auszuweisen.  

(5) Auf jede Jagdgesellschafterin oder jeden Jagdgesellschafter müssen mindestens 

115 ha Jagdfläche entfallen.  

(6) Der Gesellschaftsvertrag ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Die Be-

zirksverwaltungsbehörde hat binnen acht Wochen nach Einlangen der Anzeige die 

Bildung der Jagdgesellschaft zu versagen, wenn 

1. die Jagdgesellschaft oder eines ihrer Mitglieder nicht die Voraussetzungen des 

Abs. 2 erfüllt, oder 

2. die Jagdleiterin oder der Jagdleiter nicht die Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 

und 2 erfüllt, oder 

3. der Gesellschaftsvertrag nicht die Voraussetzungen des Abs. 3 erfüllt, oder 
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4. die in Abs. 5 genannte Höchstzahl an Gesellschaftsmitgliedern überschritten 

wird. 

(7) Die Erbinnen und Erben eines Mitgliedes der Jagdgesellschaft haben keinen An-

spruch auf Eintritt in den Jagdpachtvertrag. 

(8) Jede Aufnahme einer Jagdgesellschafterin oder eines Jagdgesellschafters ist an 

die Zustimmung des Jagdausschusses gebunden. Sie ist überdies der Bezirksver-

waltungsbehörde anzuzeigen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Aufnahme 

binnen acht Wochen zu versagen, wenn die Voraussetzungen des Abs. 6 sinngemäß 

vorliegen.  

(9) Der Ausschluss eines Gesellschaftsmitgliedes bedarf der Zustimmung des 

Jagdausschusses und ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Wenn die 

Jagdleiterin oder der Jagdleiter ausscheidet und kein anderes den Voraussetzungen 

des § 35 Abs. 1 entsprechendes Mitglied zur Jagdleiterin oder zum Jagdleiter bestellt 

wird, oder wenn die verbleibenden Mitglieder infolge des Ausscheidens eines oder 

mehrerer Mitglieder aus der Jagdgesellschaft den Voraussetzungen des § 35 Abs. 2 

nicht mehr entsprechen, hat die Bezirksverwaltungsbehörde das Pachtverhältnis auf-

zulösen. Mit Zustimmung des Jagdausschusses kann das Pachtverhältnis mit einem 

verbleibenden Mitglied der Jagdgesellschaft bis zur Aufnahme eines oder mehrerer 

neuer Mitglieder drei Monate hindurch fortgesetzt werden.  

(10) Die Mitglieder der Jagdgesellschaft haften rücksichtlich aller, während der Zeit 

ihrer Mitgliedschaft aus der Jagdpachtung gegenüber der Jagdgenossenschaft her-

vorgehenden Verbindlichkeiten, insbesondere auch für den Jagd- und Wildschaden, 

zur ungeteilten Hand. In gleicher Weise haften die Mitglieder der Jagdgesellschaft 

auch für Geldstrafen, die der Jagdleiterin oder dem Jagdleiter wegen Nichterfüllung 

einer die Jagdgesellschaft als Jagdpächterin oder Jagdpächter treffenden Hand-

lungs- oder Unterlassungspflicht auferlegt werden.  

(11) Die Mitglieder der Jagdgesellschaft haben, sofern die Jagdleiterin oder der 

Jagdleiter nicht in dem Verwaltungsbezirk, in dem das Jagdgebiet gelegen ist, den 

Hauptwohnsitz hat, eine in diesem Verwaltungsbezirk oder angrenzenden Verwal-

tungsbezirk wohnhafte zur gemeinsamen Vertretung befugte Person zu bestellen 
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und diese der Obfrau oder dem Obmann des Jagdausschusses und der Bezirksver-

waltungsbehörde bekannt zu geben.  

(12) Juristische Personen sind zur Pachtung eines Genossenschaftsjagdgebietes 

zuzulassen, wenn sie  

1. eine Person mit der Jagdleitung betrauen, die die Voraussetzungen nach § 35 

Abs. 1 und 2 erfüllt und die in allen Belangen der ordentlichen Jagdbetriebsfüh-

rung vertretungsbefugt ist und 

2. eine Liste jener der juristischen Person angehörenden Personen, die die Voraus-

setzungen des § 35 Abs. 1 Z 1 erbringen können und denen im Fall der Pachtun-

gen das Recht zur Jagdausübung zukommen soll, vorlegen. 

Auf jede Person, einschließlich der Jagdleiterin oder des Jagdleiters, muss eine 

Jagdfläche von mindestens 115 Hektar entfallen.   

 

 

 

 

 

2. Abschnitt 

Öffentliche Versteigerung 

§ 37 

Versteigerungsbedingungen 

(1) Im Wege der öffentlichen Versteigerung ist die Genossenschaftsjagd an diejenige 

Person zu verpachten, die das höchste Anbot stellt, wobei jedoch Anbote solcher 

Bieterinnen und Bieter, die nach den Bestimmungen der §§ 34, 35 und 36 zur Pach-

tung nicht zugelassen sind, außer Betracht zu bleiben haben. 
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(2)  Zu diesem Zwecke hat der Jagdausschuss im vorletzten Halbjahr der laufenden 

Jagdperiode die Pachtbedingungen auf Grund des von der Landesregierung vorge-

schriebenen Musters zu entwerfen. In diesen Bedingungen ist zu bestimmen, dass 

der bei der Versteigerung erzielte Pachtbetrag sich entsprechend dem Flächenaus-

maß erhöht oder vermindert, wenn infolge der endgültigen Entscheidung über etwa 

noch anhängige Berufungen oder im Sinne sonstiger Bestimmungen dieses Geset-

zes oder infolge Änderung der Gemeindegrenzen ein Zuwachs oder Abfall an dem 

Jagdgebiete eintritt; ferner ist ausdrücklich auf die im § 38 angeführten Verbote hin-

zuweisen.  

(3) Der Entwurf der Versteigerungsbedingungen ist der Bezirksverwaltungsbehörde 

vorzulegen, die ihn vom Standpunkt der Zweckmäßigkeit und gesetzlichen Zulässig-

keit zu prüfen, nötigenfalls zu berichtigen und zu ergänzen und der Obfrau oder dem 

Obmann des Jagdausschusses zur weiteren Veranlassung zurückzustellen hat. 

§ 38 

Verbotene Vereinbarungen 

Vereinbarungen, durch die 

1. das Genossenschaftsjagdgebiet zum Zwecke der Jagdausübung der Fläche nach 

aufgeteilt wird oder 

2. zugunsten einer oder eines oder mehrerer Mitbietender vor oder bei der Verstei-

gerung Begünstigungen versprochen werden, die nicht in den Versteigerungsbe-

dingungen aufgenommen sind, insbesondere solche, durch die auf den Pachtbe-

trag oder auf den Ersatz des Jagd- und Wildschadens ganz oder teilweise ver-

zichtet wird, 

sind verboten und rechtsunwirksam. 

§ 39 

Kundmachung der Versteigerung 

(1) Die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses hat innerhalb von vier Wo-

chen nach Zustellung der von der Bezirksverwaltungsbehörde genehmigten Pacht-

bedingungen die Versteigerung anzuberaumen. Der Zeitraum zwischen der Anbe-
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raumung der Versteigerung und dem Versteigerungstermin muss mindestens vier 

Wochen betragen. Die Kundmachung des Versteigerungstermines hat sofort durch 

Anschlag an den Amtstafeln der Gemeinde und der Bezirksverwaltungsbehörde so-

wie durch Einschaltung im Landesamtsblatt für das Burgenland zu erfolgen. 

(2) Die Ausschreibung hat Ort und Zeit der Versteigerung, die Verpachtungsbedin-

gungen, den Ausrufpreis, das zu erlegende Leggeld (Vadium) und die Dauer der 

Verpachtung anzugeben sowie die wesentlichen Angaben über die zu versteigernde 

Jagd, insbesondere das Ausmaß des Jagdgebietes, der vorhandenen Wald- und 

Wasserflächen und der Schongebiete, die im Jagdgebiet als Stand- und Wechselwild 

vorkommenden Wildarten und den durchschnittlichen Jahresabschuss der letzten 

Jagdperiode zu enthalten. 

§ 40 

Vorgang bei der Versteigerung 

(1) Die Versteigerung der Genossenschaftsjagd ist durch die Obfrau oder den Ob-

mann des Jagdausschusses oder durch eine von der Obfrau oder vom Obmann be-

auftragte Person in der Regel in der Gemeinde, in der das Jagdgebiet gelegen ist, 

vorzunehmen. Die Versteigerung hat zu der in der Kundmachung festgesetzten 

Stunde und an dem bestimmten Ort zu beginnen und ist unter Beiziehung jeweils 

einer mit der Schriftführung und der Ausrufung betrauten Person vorzunehmen. 

(2) Als Bieterin oder Bieter ist nur zuzulassen, wer das Leggeld ordnungsgemäß er-

legt hat. Personen, die als Bieterin oder Bieter auftreten, müssen nachweisen, dass 

sie den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 entsprechen. Mitbietende Jagdgesell-

schaften haben den Nachweis zu erbringen, dass die Mitglieder die im § 36 Abs. 2 

geforderten Voraussetzungen erbringen. 

(3) Die Schriftführerin oder der Schriftführer hat zunächst die festgelegten und von 

der Bezirksverwaltungsbehörde überprüften und genehmigten Versteigerungsbedin-

gungen zu verlesen und hierauf die Namen der nach Abs. 2 zugelassenen Bieterin-

nen und Bieter in die Versteigerungsniederschrift einzutragen. 

(4)  Hierauf ist ohne Verzug mit der Versteigerung zu beginnen. Wird nach dem Aus-

ruf des in den Pachtbedingungen bestimmten Ausrufpreises ein Angebot gemacht, 
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das dem Ausrufpreis entspricht bzw. werden in der Folge höhere Anbote gestellt, so 

hat die Ausruferin oder der Ausrufer jedes dieser Anbote dreimal mit dem Beisatz 

,,zum ersten Mal'', ,,zum zweiten Mal'' und, wenn eine Überbietung des Anbotes nicht 

erfolgt, mit dem Ruf "zum dritten Mal" deutlich zu wiederholen. Diese Wiederholung 

hat ohne jede Übereilung und insbesondere der letzte Ruf nach einer längeren, min-

destens zehn Minuten währenden Pause zu erfolgen. Nach dem letzten Ruf bestätigt 

die Ausruferin oder der Ausrufer den Schluss der Versteigerung durch Schlag mit 

dem Hammer. 

(5) Wenn ein Anbot von mehreren Bietenden gleichzeitig derart gestellt wird, dass 

das erste Anbot nicht mehr festgestellt werden kann und dieses Anbot nicht mehr 

übersteigert wird, dann entscheidet das Los darüber, welcher von jenen Bietenden, 

die gleichzeitig dasselbe Anbot gestellt haben, als Ersteherin oder Ersteher zu gelten 

hat. 

(6) Wird jedoch das in den Pachtbedingungen festgelegte Mindestanbot (Ausrufpreis) 

nicht erreicht und meldet sich trotz dreimaligen Ausrufes desselben keine Bieterin 

und kein Bieter, so ist die Versteigerung als ergebnislos abzubrechen. 

(7) Die Schriftführerin oder der Schriftführer hat das Ergebnis der Versteigerung in 

die Versteigerungsniederschrift einzutragen und zu diesem Zweck sämtliche Anbote 

und die Namen der Bietenden, von denen sie gestellt wurden, vorzumerken. 

(8) Nach Abschluss des Versteigerungsverfahrens gemäß den vorstehenden Be-

stimmungen sind die erlegten Leggelder jenen Bietenden, die die Jagd nicht erstei-

gert haben, gegen Bestätigung in der Versteigerungsniederschrift zurückzustellen. 

Die Versteigerungsniederschrift ist sodann von der Schriftführerin oder dem Schrift-

führer zu verlesen und von sämtlichen Bieterinnen und Bietern, von der Obfrau oder 

dem Obmann des Jagdausschusses bzw. von der Leiterin oder dem Leiter der Ver-

steigerung und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterfertigen.  

(9) Das von der Ersteherin oder dem Ersteher erlegte Leggeld haftet für den fristge-

rechten Ersatz der Kosten der Versteigerung sowie für den rechtzeitigen Erlag des 

ersten Pachtbetrages und der Kaution.  

(10) Die Ersteherin oder der Ersteher erhält das von ihr oder ihm erlegte Leggeld 

nach fristgerechtem Ersatz der der Jagdgenossenschaft durch die Versteigerung er-
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wachsenden Kosten und nach fristgerechtem Erlag des ersten Pachtbetrages zurück, 

sofern es nicht mit Zustimmung der Ersteherin oder des Erstehers auf diese Kosten 

angerechnet wird. 

(11) Die Landesregierung hat durch Verordnung Muster für die Versteigerungsbe-

dingungen, für die Kundmachung der Versteigerung, für die Versteigerungsnieder-

schrift und die näheren Bestimmungen des Verfahrens festzusetzen. 

§ 41 

Anzeige der erfolgten Versteigerung 

(1) Die im Wege der öffentlichen Versteigerung vorgenommene Verpachtung ist von 

der Obfrau oder dem Obmann des Jagsausschusses innerhalb von vier Wochen 

nach dem Tag der Zuschlagerteilung der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

Der Anzeige sind anzuschließen: 

die Versteigerungsbedingungen, 

die Nachweise der Kundmachungen gemäß § 39 und  

die Versteigerungsniederschrift. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat binnen acht Wochen ab Einlangen der An-

zeige (Abs. 1) den erfolgten Zuschlag außer Kraft zu setzen und eine neuerliche Ver-

steigerung anzuordnen, wenn bei der Versteigerung die Bestimmungen dieses Ge-

setzes oder einer aufgrund der Bestimmungen dieses Gesetzes erlassenen Verord-

nung nicht eingehalten wurden.  

(3) Setzt die Bezirksverwaltungsbehörde den Zuschlag deshalb außer Kraft, weil die 

oder der Erstehende den Voraussetzungen des § 35, oder, wenn die Ersteherin oder 

der Ersteher eine Jagdgesellschaft oder eine juristische Person ist, jenen des § 36 

nicht entspricht, so kann sie nach Anhörung des Jagdausschusses den Zuschlag 

jener geeigneten Bieterin oder jenem geeigneten Bieter erteilen, die oder der das 

nächsthöchste Anbot gestellt hat, vorausgesetzt, dass diese Person die Pachtung 

noch anstrebt.  

(4) Hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Erteilung des Zuschlages gemäß Abs. 2 

außer Kraft gesetzt und den Zuschlag einer anderen Bieterin oder einem anderen 

Bieter erteilt und wird dagegen berufen, so hat die Landesregierung, wenn sie der 
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Berufung Folge gibt, eine neuerliche Versteigerung unter Außerkraftsetzung der vor-

genommenen Verpachtung für die restliche Pachtdauer anzuordnen, sofern sie die 

Genossenschaftsjagd nicht einer Bieterin oder einem Bieter, die oder der Berufung 

erhoben hat, zuschlägt. In diesen Fällen gilt jene Person als Ersteherin oder Ersteher 

bzw. Bieterin oder Bieter, welcher der Zuschlag von der Bezirksverwaltungsbehörde 

erteilt wurde, bis zu rechtskräftigen Entscheidung über die Berufung als Pächterin 

oder Pächter der Genossenschaftsjagd. Einer solchen Berufung kommt keine auf-

schiebende Wirkung zu. 

(5) Wird bei der ersten Versteigerung einer Genossenschaftsjagd der Ausrufpreis 

nicht erreicht, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde eine neuerliche Versteigerung 

anzuordnen, für welche sie nach Befragung des Jagdausschusses den Ausrufpreis 

festsetzt. Falls auch diese Versteigerung erfolglos ist, ist im Sinne des § 45 vorzuge-

hen. 

 

 

 

3. Abschnitt 

Verpachtung im Wege des freien Übereinkommens 

§ 42 

Beschlussfassung durch den Jagdausschuss 

(1) Eine Genossenschaftsjagd kann auch ohne Vornahme einer öffentlichen Verstei-

gerung im Wege eines freien Übereinkommens verpachtet werden, wenn der 

Jagdausschuss dies beschließt und eine derartige Verpachtung weder dem Interesse 

der Land- und Forstwirtschaft noch jenem der Jagdwirtschaft widerspricht. 

(2) Ein solcher Beschluss des Jagdausschusses ist im vorletzten Halbjahr der lau-

fenden Jagdperiode zu fassen. Er bedarf der Zustimmung von mindestens zwei Drit-

teln sämtlicher Mitglieder des Jagdausschusses. Der Beschluss hat zumindest den 

Namen der Pächterin oder des Pächters, die Höhe des Pachtbetrages und die für die 

freihändige Verpachtung maßgebenden Gründe zu enthalten. Der Beschluss ist so-
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fort durch vier Wochen an den Amtstafeln der Gemeinde anzuschlagen und überdies 

unverzüglich ortsüblich mit dem Beifügen zu verlautbaren, dass ein Widerspruch da-

gegen von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft binnen vier Wochen, gerechnet 

vom Tage des Anschlages an der Amtstafel beim Gemeindeamt schriftlich einge-

bracht oder zu Protokoll gegeben werden kann. Der Beschluss des Jagdausschus-

ses tritt außer Kraft und das Genossenschaftsjagdgebiet ist im Wege der öffentlichen 

Versteigerung zu verpachten, wenn die Widerspruch erhebenden Mitglieder der 

Jagdgenossenschaft über das Eigentum von mehr als der Hälfte der im Genossen-

schaftsjagdgebiet gelegenen Grundfläche verfügen. Das Außerkrafttreten des Be-

schlusses ist gleichfalls ortsüblich kundzumachen. 

(3) Eine Verpachtung im Wege des freien Übereinkommens für die restliche Dauer 

der Jagdperiode ist auch dann zulässig, wenn das Pachtverhältnis im Laufe der 

Jagdperiode kraft Gesetzes erloschen ist oder rechtskräftig aufgelöst wurde. Der 

diesbezügliche Beschluss des Jagdausschusses ist binnen acht Wochen nach 

Rechtskraft des Bescheides, mit dem das Erlöschen festgestellt oder das Pachtver-

hältnis aufgelöst wurde, zu fassen.  

 

§ 43 

Anzeige der Verpachtung 

(1) Die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses hat den Beschluss über die 

im Wege des freien Übereinkommens erfolgte Verpachtung nach Ablauf der in § 42 

Abs. 2 angeführten Frist mit allen Unterlagen unverzüglich der Bezirksverwaltungs-

behörde anzuzeigen.  

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat binnen acht Wochen ab Einlangen der An-

zeige den Beschluss gemäß Abs. 1 aufzuheben, wenn er nicht den Bestimmungen 

dieses Gesetzes, insbesondere des § 42 Abs. 1 und 2, entspricht. Sie hat, wenn Wi-

dersprüche gegen den Beschluss erhoben wurden, gegebenenfalls auch auszuspre-

chen, dass keine Aufhebungsgründe vorliegen. Diese Entscheidung ist den Wider-

spruch erhebenden Parteien zuzustellen. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechts-

mittel nicht zulässig.  
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(3) Hat die Bezirksverwaltungsbehörde innerhalb der in Abs. 2 genannten Frist den 

Beschluss nicht aufgehoben oder erklärt, dass keine Aufhebungsgründe vorliegen, 

hat die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses die Kundmachung des Be-

schlusses durch zwei Wochen an der Amtstafel der Gemeinde mit der Beifügung zu 

veranlassen, dass die Bezirksverwaltungsbehörde keinen Grund zur Aufhebung des 

Beschlusses erblickt hat.  

(4) Der Jagdausschuss kann binnen acht Wochen nach Rechtskraft des Bescheides, 

mit dem der Beschluss des Jagdausschusses aufgehoben wurde, eine weitere Ver-

pachtung im Wege des freien Übereinkommens vornehmen. Hiebei sind die Abs. 1 

bis 3 anzuwenden. Wird auch dieser Beschluss aufgehoben, ist die Jagd öffentlich zu 

versteigern.  

(5) Bei einer Verpachtung für die restliche Dauer der Jagdperiode (§ 42 Abs. 3) fin-

den die Abs. 1 bis 3 keine Anwendung, wenn der vereinbarte Pachtbetrag nicht ge-

ringer ist als der im vorhergegangenen Pachtverhältnis erzielte. 

 

 

4. Abschnitt 

Verlängerung des Jagdpachtverhältnisses 

§ 44 

Verfahren  

Wenn die Neuverpachtung einer Genossenschaftsjagd im Laufe einer Jagdperiode 

für deren restliche, drei Jahre nicht übersteigende Dauer erfolgt ist, kann der 

Jagdausschuss das bestehende Jagdpachtverhältnis unter allfälliger Neuvereinba-

rung des Pachtbetrages für die folgende Jagdperiode verlängern. Der Beschluss des 

Jagdausschusses ist im vorletzten Halbjahr der Jagdperiode zu fassen und bedarf 

der Zustimmung von mindestens zwei Dritteln sämtlicher Mitglieder. Die Verlänge-

rung ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen.  
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5. Abschnitt 

Verwertung der unverpachteten Genossenschaftsjagd 

§ 45 

Genossenschaftsjagdverwaltung 

(1) Kann eine Genossenschaftsjagd weder durch öffentliche Versteigerung (§§ 37 ff), 

noch im Wege des freien Übereinkommens (§ 42 f), noch durch Verlängerung des 

bestehenden Jagdpachtverhältnisses (§ 44) verpachtet werden, so ist zur Ausübung 

der Jagd und zur Betreuung des Genossenschaftsjagdgebietes, sofern nicht auf ihm 

Vorpachtrechte (§ 17) festgestellt sind, eine Genossenschaftsjagdverwalterin oder 

ein Genossenschaftsjagdverwalter zu bestellen.  

(2) Die öffentliche Versteigerung des Genossenschaftsjagdgebietes ist jedoch spä-

testens innerhalb dreier Monate nach Beginn der Jagdperiode neuerlich vorzuneh-

men und, wenn sie auch jetzt erfolglos geblieben ist, in der Folgezeit dann zu wie-

derholen, wenn sich begründete Aussichten für eine erfolgreiche Versteigerung er-

geben.  

§ 46 

Bestellung der Genossenschaftsjagdverwalterin oder des Genossenschaftsjagdver-

walters 

(1) Die Genossenschaftsjagdverwalterin oder der Genossenschaftsjagdverwalter ist 

durch den Jagdausschuss zu bestellen; die Bestellung ist der Bezirksverwaltungsbe-

hörde unverzüglich anzuzeigen. Entspricht die Genossenschaftsjagdverwalterin oder 

der Genossenschaftsjagdverwalter nicht den Anforderungen gemäß Abs. 3, ist die 

Bestellung zu untersagen. 

(2) Unterlässt der Jagdausschuss die Bestellung innerhalb einer von der Bezirksver-

waltungsbehörde festzusetzenden angemessenen Frist, so hat die Bezirksverwal-

tungsbehörde die Genossenschaftsjagdverwalterin oder den Genossenschaftsjagd-

verwalter zu bestellen.  

(3) Als Genossenschaftsjagdverwalterin oder Genossenschaftsjagdverwalter können 

nur solche Personen bestellt werden, welche von der Erlangung einer Jagdkarte 
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nicht ausgeschlossen sind (§ 67), nach ihrer bisherigen Betätigung die Gewähr für 

eine den Interessen der Jagdwirtschaft entsprechende Jagdausübung bieten und die 

Voraussetzungen für die Bestätigung als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher (§ 75) 

erfüllen. Erfüllt die oder der in Aussicht genommene Jagdverwalterin oder Jagdver-

walter die Voraussetzungen für die Bestellung als Jagdschutzorgan nicht, kann sie 

oder er dennoch als Genossenschaftsjagdverwalterin oder Genossenschaftsverwal-

ter bestellt werden, wenn gleichzeitig eine geeignete Person als Jagdschutzorgan 

bestellt wird.  

(4) Wenn die Genossenschaftsjagdverwalterin oder der Genossenschaftsjagdverwal-

ter in der Folge den gesetzlichen Anforderungen oder den ihm obliegenden Verpflich-

tungen nicht entspricht, hat die Bezirksverwaltungsbehörde über Antrag des 

Jagdausschusses oder von Amts wegen die Bestellung einer anderen Person als 

Genossenschaftsjagdverwalterin oder Genossenschaftsjagdverwalter zu veranlas-

sen, insofern sich nicht die Möglichkeit einer Versteigerung des Genossenschafts-

jagdgebietes ergibt (§ 45 Abs. 2). 

 

§ 47 

Kosten der Genossenschaftsjagdverwalterin oder des Genossenschaftsjagdverwal-

ters 

(1) Die mit der Verwaltung der Genossenschaftsjagd durch eine Genossenschafts-

jagdverwalterin oder einen Genossenschaftsjagdverwalter verbundenen Kosten ein-

schließlich des Ersatzes von Jagd- und Wildschäden sind von der Jagdgenossen-

schaft zu tragen, welcher auch die sich ergebenden Einnahmen zufließen. Mit 

Schluss jedes Jagdjahres ist die Abrechnung vorzunehmen und von dem Jagdaus-

schuss innerhalb des Monats Feber in ortsüblicher Weise kundzumachen. 

(2) Auf die Verteilung eines allfälligen Reingewinnes finden die Bestimmungen des 

§ 52 sinngemäß Anwendung.  

(3) Der zur Deckung eines etwaigen Abganges erforderliche Betrag ist durch den 

Jagdausschuss unter Zugrundelegung des in § 52 Abs. 1 bezeichneten Schlüssels 

auf die einzelnen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer aufzuteilen, die die 
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Zahlung binnen zweier Wochen nach Rechtskraft des Zahlungsauftrages zu Handen 

der Obfrau oder des Obmannes des Jagdausschusses zu leisten haben, sofern der 

Abgang nicht von der früheren Pächterin oder dem früheren Pächter zu ersetzen ist. 

(4) Der Jagdausschuss ist berechtigt, auch vor der Vornahme der endgültigen Ab-

rechnung auf Grund einer einstweiligen, im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht 

aufzulegenden Abrechnung, deren Auflage ortsüblich kundzumachen ist, die zur De-

ckung von Kosten erforderlichen Beträge in der im Abs. 3 bezeichneten Weise von 

den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft einzuheben. 

(5) Beschwerden gegen die von dem Jagdausschuss vorgenommene Abrechnung 

oder gegen einen Zahlungsauftrag sind binnen vier Wochen nach der Kundmachung 

bzw. Zustellung bei der Obfrau oder dem Obmann des Jagdausschusses einzubrin-

gen und von diesem ohne Verzug an die Bezirksverwaltungsbehörde zu leiten, wel-

che hierüber entscheidet. Gegen diese Entscheidung ist eine Berufung nicht zuläs-

sig. 

(6) Rückständige Beträge (Abs. 3 und 4) können im Verwaltungswege eingebracht 

werden.  

 

6. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen für alle Arten der Verpachtungen 

§ 48 

Kostenersatz 

Die Pächterin oder der Pächter hat der Jagdgenossenschaft binnen zwei Wochen 

nach Rechtswirksamkeit der Anzeige der Verpachtung die durch die Verpachtung 

erwachsenen Kosten zu ersetzen.  

§ 49 

Kaution 

(1) Die Pächterin oder der Pächter hat bei der Bezirksverwaltungsbehörde eine Kau-
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tion in der Höhe eines Jahrespachtbetrages spätestens innerhalb von zwei Wochen 

nach Beginn der Jagdperiode, wenn aber die Anzeige der Verpachtung später erfolgt 

ist, innerhalb von zwei Wochen nach Rechtswirksamkeit der Anzeige zu erlegen.  

(2) Die Kaution ist durch eine Sparurkunde (Einlagebuch) eines Kreditinstitutes zu 

erlegen, das einen Sitz in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat hat. Gleichzeitig mit 

dem Kautionserlag hat die Erlegerin oder der Erleger der Bezirksverwaltungsbehörde 

eine eigenhändig unterfertigte unwiderrufliche Erklärung vorzulegen, in der die aus-

drückliche Zustimmung erteilt wird, dass über den Kautionsbetrag ausschließlich die 

Bezirksverwaltungsbehörde verfügen darf. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die 

Sparurkunde bei dem Kreditinstitut zu ihrer ausschließlichen Verwendung sperren zu 

lassen. Der Sparurkunde ist eine Bürgschaft eines solchen Kreditinstitutes gleichzu-

halten, in der es sich zur Haftung als Bürge und Zahler verpflichtet.  

(3) Die Kaution haftet für Kosten, die anlässlich von Amtshandlungen im Zusammen-

hang mit der Verpachtung der Genossenschaftsjagd aufgelaufen sind und zu deren 

Tragung die Pächterin oder der Pächter verhalten ist, für Geldstrafen, zu denen die 

Jagdpächterin oder der Jagdpächter zufolge des bestehenden Pachtverhältnisses 

verurteilt wurde, für den Pachtbetrag und die Verzugszinsen bei einer verspäteten 

Entrichtung des Pachtbetrages und für die Erfüllung aller sonstigen der Pächterin 

oder dem Pächter aus dem Pachtvertrag oder aus diesem Gesetz obliegenden Ver-

bindlichkeiten. 

(4) Sofern die Erlegerin oder der Erleger der Inanspruchnahme der Kaution nicht zu-

stimmt, hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Inanspruchnahme der Kaution mit 

Bescheid zu verfügen.  

(5) Sinkt die Kaution infolge ihrer Verwendung oder aus anderen Gründen, wie z.B. 

durch die Erhöhung des Pachtbetrages infolge einer Wertsicherung, unter den Be-

trag des jährlichen Pachtbetrages, so hat sie die Pächterin oder der Pächter binnen 

zweier Wochen nach Aufforderung durch die Bezirksverwaltungsbehörde auf die Hö-

he des jeweiligen Jahrespachtbetrages zu ergänzen. Kommt die Pächterin oder der 

Pächter diesem Auftrag nicht fristgerecht nach, so hat die Bezirksverwaltungsbehör-

de dieser oder diesem mit Bescheid die Zahlung binnen zweier Wochen unter An-

drohung der zwangsweisen Einbringung, erforderlichenfalls auch unter Androhung 

der Auflösung des Pachtverhältnisses (§ 58 Z 4 aufzutragen.  
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(6) Bei einer Wertsicherung des Pachtbetrages ist die Kaution erst dann zu ergän-

zen, wenn sie unter 95 v.H. des Pachtbetrages sinkt.  

(7) Die Kaution ist der Pächterin oder dem Pächter vier Wochen nach Ablauf der 

Pachtzeit zurückzustellen, wenn diese oder dieser seine Verpflichtungen (Abs. 3) 

erfüllt hat und kein Haftungsgrund gemäß Abs. 3 vorliegt.  

§ 50 

Erlag des Pachtbetrages 

(1) Der erste Pachtbetrag ist binnen zweier Wochen nach Rechtswirksamkeit der 

Verpachtung und jeder folgende spätestens vier Wochen vor Beginn des Jagdjahres 

beim Jagdausschuss zu erlegen. Ab dem Fälligkeitstag können Verzugszinsen ver-

rechnet werden, sofern nicht die Kaution in Anspruch genommen wird. 

(2) Wird der Pachtbetrag zur festgesetzten Zeit nicht oder nicht zur Gänze erlegt, so 

hat die Obfrau oder der Obmann des Jagdausschusses die Anzeige hierüber an die 

Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten, welche der Pächterin oder dem Pächter die 

Zahlung binnen zweier Wochen mit Bescheid aufzutragen hat. Einer Berufung gegen 

einen solchen Bescheid kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Kommt die Pächte-

rin oder der Pächter dem Zahlungsauftrag nicht fristgerecht nach, so hat die Bezirks-

verwaltungsbehörde die Inanspruchnahme der Kaution zu verfügen.  

(3) Die oder der im Sinne der §§ 41 Abs. 4 und 43 Abs. 2 in das Pachtverhältnis ein-

getretene Pächterin oder Pächter hat den auf die Zeit der einstweiligen Jagdpach-

tung entfallenden Pachtbetrag, falls er nicht bereits entrichtet wurde, binnen zweier 

Wochen nach Rechtskraft des Bescheides, mit dem das Pachtverhältnis aufgelöst 

wird, zu erlegen. 

§ 51 

Erlag des Pachtbetrages für ein gemeinschaftliches  

Genossenschaftsjagdgebiet 

(1) Der Pachtbetrag für ein gemeinschaftliches Genossenschaftsjagdgebiet (§ 16 

Abs. 1 und 2) ist an den für dieses Gebiet gewählten Jagdausschuss abzuführen. 
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(2) Sofern es zu keinem einstimmigen Beschluss des Jagdausschusses über eine 

andere Verwendung des Pachtbetrages im Sinne des § 52 Abs. 6 und 7 kommt, sind 

die auf die einzelnen vereinigten Genossenschaftsjagdgebiete entfallenden Teilbe-

träge von der Bezirksverwaltungsbehörde nach dem Schlüssel festzulegen, der ge-

mäß § 52 Abs. 1 für die Verteilung des Pachtbetrages unter die Eigentümerinnen und 

Eigentümer der das Genossenschaftsjagdgebiet bildenden Grundstücke anzuwen-

den ist. 

§ 52 

Verwendung des Pachtbetrages 

(1) Der Pachtbetrag einschließlich eines im Sinne des § 19 Abs. 3 etwa entrichteten 

Entgeltes ist abzüglich der die Jagdgenossenschaft belastenden Kosten auf alle Ei-

gentümerinnen und Eigentümer der das Genossenschaftsjagdgebiet bildenden 

Grundstücke unter Zugrundlegung des Flächenausmaßes der Grundstücke aufzutei-

len. Dabei haben jene Grundstücke außer Betracht zu bleiben, auf denen die Jagd 

ruht (§ 21 Abs. 1 und 2). 

(2) Der auf einen Jagdeinschluss (§ 17 Abs.3) entfallende Pachtbetrag ist nur unter 

die Eigentümerinnen und Eigentümer jener Grundstücke, die den Jagdeinschluss 

bilden, zu verteilen.  

(3) Innerhalb von vier Wochen nach dem jeweiligen Erlag des jährlichen Pachtbetra-

ges hat der Jagdausschuss ein Verzeichnis der auf die einzelnen Grundbesitzerin-

nen und Grundbesitzer nach dem zugrundegelegten Maßstab (Abs. 1) entfallenden 

Anteile durch zwei Wochen im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

Die Auflage ist mit dem Beifügen kundzumachen, dass Beschwerden gegen die 

Feststellung der Anteile innerhalb zweier Wochen, von dem Anschlag der Kundma-

chung an gerechnet, schriftlich bei der Obfrau oder dem Obmann des Jagdaus-

schusses einzubringen sind. Eingebrachte Beschwerden sind von der Obfrau oder 

dem Obmann des Jagdausschusses ohne Verzug der Bezirksverwaltungsbehörde 

vorzulegen, die hierüber entscheidet. Die Gemeinde hat dem Jagdausschuss in die 

zur Berechnung der Pachtbetragsanteile erforderlichen Unterlagen Einsicht zu ge-

währen. 
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(4) Gegen die Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß Abs. 3 ist eine 

Berufung nicht zulässig. 

(5) Nach rechtskräftiger Bestimmung der Anteile hat die Obfrau oder der Obmann 

des Jagdausschusses in ortsüblicher Weise kundzumachen, dass die Grundbesitze-

rinnen und Grundbesitzer ihre Anteile binnen einer kalendermäßig festzusetzenden 

Frist von sechs Monaten beheben können.  Anteilsbeträge, die binnen dieser Frist 

nicht behoben werden, verfallen zu Gunsten der Jagdgenossenschaft. 

(6) Entgegen der vorstehenden Bestimmungen kann der Jagdausschuss eine andere 

Verwendung des Pachtbetrages beschließen, wenn die vorgesehene Verwendung im 

allgemeinen Interesse der Land- und Forstwirtschaft oder der Lebensraumverbesse-

rung gelegen ist, insbesondere, wenn der Pachtbetrag für den Ausbau des land- und 

forstwirtschaftlichen Wegenetzes, zur Schaffung von Windschutzanlagen, Hecken 

und dergleichen verwendet wird. Ein solcher Beschluss ist innerhalb der im Abs. 3 

genannten Frist zu fassen und bedarf der Zustimmung von mindestens zwei Dritteln 

sämtlicher Mitglieder des Jagdausschusses. Der Beschluss ist unverzüglich zwei 

Wochen hindurch zur allgemeinen Einsicht aufzulegen und an den Amtstafeln der 

Gemeinde anzuschlagen. Er tritt nur dann in Kraft, wenn nicht mehr als 35 v.H. der 

sonst Bezugsberechtigten – nach der Fläche gerechnet - dagegen Widerspruch er-

hebt. Darauf ist in der Verlautbarung hinzuweisen. 

(7) Bei einem gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebiet hat der Jagdaus-

schuss einen Beschluss im Sinne des Abs. 6 für jeden zu einer Gemeinde gehören-

den Teil des gemeinschaftlichen Genossenschaftsjagdgebietes gesondert zu fassen, 

falls nicht sämtliche Mitglieder des Jagdausschusses der anderen als der im Abs. 1 

genannten Verwendung des Pachtbetrages zustimmen.  

(8) Die Aufteilung oder andere Verwendung des Pachtbetrages darf erst nach Eintritt 

der Rechtswirksamkeit der Verpachtung bzw. nach Ablauf des Jagdjahres erfolgen.  

§ 53 

Besondere Kostendeckung bei verpachteten  

Genossenschaftsjagden 
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Die Bestimmungen des § 47 Abs. 3 bis 6 sind in allen Fällen anzuwenden, in denen 

der Jagdgenossenschaft bei der Verwaltung der Genossenschaftsjagd Kosten er-

wachsen, die durch die Einnahmen nicht gedeckt sind. 

§ 54 

Unterverpachtung; Weiterverpachtung 

(1) Die Unterverpachtung eines Genossenschaftsjagdgebietes, das ist die entgeltli-

che Überlassung der der Pächterin oder dem Pächter aus dem Pachtvertrag zuste-

henden Rechte durch diesen an eine dritte Person derart, dass die Jagdgenossen-

schaft zu dieser in keine unmittelbare Rechtsbeziehung tritt und die erste Pächterin 

oder der erste Pächter (Hauptpächterin/Hauptpächter) nach wie vor der Jagdgenos-

senschaft gegenüber haftet, sowie die Weiterverpachtung eines Genossenschafts-

jagdgebietes an eine dritte Person für die restliche Dauer der Jagdperiode derart, 

dass die erste Pächterin oder der erste Pächter als solche oder solcher ausscheidet 

und die neue Pächterin oder der neue Pächter in das Pachtverhältnis zur Genossen-

schaft eintritt, sind nur mit Zustimmung des Jagdausschusses zulässig. Sie sind der 

Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Un-

ter- oder Weiterverpachtung zu untersagen, wenn Interessen der Jagd oder der Lan-

deskultur entgegenstehen. 

(2) Die Unterverpachtung ist außerdem an die Voraussetzung geknüpft, dass sie in 

dem zwischen der Jagdgenossenschaft und der Hauptpächterin oder dem Haupt-

pächter abgeschlossen und bestätigten Jagdpachtvertrag vorgesehen wurde.  

§ 55 

Ausfertigung des Pachtvertrages 

(1) Nach Rechtswirksamkeit der Verpachtung ist zu deren Beurkundung unter Ver-

wendung des von der Landesregierung im Verordnungswege festzusetzenden Ver-

tragsmuster ein schriftlicher Pachtvertrag zu errichten. Dieser Pachtvertrag hat das 

Gebiet, auf das sich die Pachtung bezieht, unter Angabe des Ausmaßes zu bezeich-

nen, die Grundstücke, die das Schongebiet (§ 15) bilden, die Vertragsparteien, und, 

falls die Pächterin eine Jagdgesellschaft ist, sämtliche Gesellschafterinnen und Ge-

sellschafter und die Jagdleiterin oder den Jagdleiter mit Namen und Hauptwohnsitz 
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anzuführen und die Pachtdauer, den jährlichen Pachtbetrag sowie allfällige weitere 

Vereinbarungen der Vertragsparteien anzugeben. Dem Vordruck des Pachtvertrages 

ist eine Anlage beizugeben, in der alle für die Jagdausübung maßgebenden wesent-

lichen Bestimmungen dieses Gesetzes enthalten sind.  

(2) In den Pachtvertrag ist jedenfalls die Bestimmung aufzunehmen, dass die Jagd-

pächterin oder der Jagdpächter verpflichtet ist, bei Ablauf des Pachtverhältnisses das 

Jagdgebiet mit einem den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Wildbestand der 

Jagdgenossenschaft zu übergehen. 

(3) Der Pachtvertrag ist der Obfrau oder dem Obmann und einem Mitglied des 

Jagdausschusses, das womöglich einer anderen Wahlpartei anzugehören hat, sowie 

von der Pächterin oder dem Pächter, bei Jagdgesellschaften von allen Gesellschafte-

rinnen und Gesellschaftern, zu unterfertigen und sodann der Bezirksverwaltungsbe-

hörde vorzulegen. 

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den Pachtvertrag zu überprüfen und, wenn er 

keine gesetzwidrigen Vereinbarungen enthält, diesen Umstand auf der Vertragsaus-

fertigung zu bestätigen.  

§ 56 

Änderung des Pachtvertrages 

(1) Jede Änderung des Pachtvertrages ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzei-

gen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Änderung innerhalb von acht Wochen 

zu untersagen, wenn sie gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder einer dazu 

erlassenen Verordnung verstößt.  

(2) Eine die Ermäßigung des Pachtbetrages beinhaltende Änderung des Jagdpacht-

vertrages ist außer den im § 37 Abs. 2 bereits vorgesehenen Fällen nur dann nicht zu 

untersagen, wenn der Ertrag der Jagd durch Wildverluste, die durch Naturkatastro-

phen, Wildseuchen oder durch eine auf Grund dieses oder eines anderen Gesetzes 

getroffene behördliche Verfügung, die nicht durch ein Verschulden der Jagdpächterin 

oder des Jagdpächters veranlasst wurde, eine erhebliche Verminderung erfahren 

hat. In solchen Fällen kann die Bezirksverwaltungsbehörde den Pachtbetrag mit 

Ausschluss des Rechtsweges für einzelne Jagdjahre oder für die Dauer der restli-
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chen Jagdperiode angemessen ermäßigen, auch wenn eine Einigung zwischen dem 

Jagdausschuss und der Jagdpächterin oder dem Jagdpächter nicht zu Stande ge-

kommen ist. Wird jedoch der Pachtbetrag um mehr als ein Viertel unter die Höhe des 

durchschnittlichen Pachtbetrages im Hegering herabgesetzt, steht es dem Jagdaus-

schuss frei, vom Pachtvertrag zurückzutreten. 

§ 57 

Auswirkung des Todes der Pächterin oder des Pächters auf den Pachtvertrag 

(1) Nach dem Tod der Einzelpächterin oder des Einzelpächters eines Genossen-

schaftsjagdgebietes wird das Pachtverhältnis mit dem ruhenden Nachlass und nach 

dessen Einantwortung mit den Erbinnen und Erben (Legatarinnen und Legataren) 

fortgesetzt, wenn sich der Jagdausschuss nicht innerhalb zweier Wochen nach 

Kenntnis der Einantwortung dagegen ausspricht. Das Pachtverhältnis erlischt auch, 

wenn die Vertretung des Nachlasses innerhalb von drei Monaten nach dem Tod der 

Pächterin oder des Pächters oder wenn die Erbinnen und Erben (Legatarinnen und 

Legatare) innerhalb von zwei Wochen nach der Einantwortung der Obfrau oder dem 

Obmann des Jagdausschusses erklären, das Pachtverhältnis nicht fortsetzen zu wol-

len. Ist mehreren Erbinnen oder Erben die Besorgung und Verwaltung der Verlas-

senschaft überlassen oder ist der Nachlass mehreren Erbinnen und Erben eingeant-

wortet worden, so erlischt das Pachtverhältnis gegenüber jenen, die erklärt haben, 

das Pachtverhältnis nicht fortzusetzen.  

(2) Die Erbinnen und Erben (Legatarinnen und Legatare) eines Mitgliedes der Jagd-

gesellschaft haben keinen Anspruch auf Eintritt in die Jagdgesellschaft.  

(3) Es dürfen nur so viele Erbinnen und Erben (Legatarinnen und Legatare) in das 

Pachtverhältnis eintreten, dass auf jede oder jeden mindestens 115 ha des Genos-

senschaftsjagdgebietes entfallen. Sind so viele Erbinnen und Erben (Legatarinnen 

und Legatare) vorhanden, dass diese Mindestfläche unterschritten würde, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde festzusetzen, welche Erbinnen und Erben (Legatarinnen 

und Legatare) in das Pachtverhältnis eintreten, wobei in erster Linie jene zuzulassen 

sind, die die größere Erfahrung auf dem Gebiete des Jagdwesens aufweisen und die 

am ehesten die Gewähr dafür bieten, dass sie den ihnen aus der Jagdpachtung er-

wachsenden Obliegenheiten nachzukommen vermögen. 
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(4) Besitzen die Erbinnen und Erben (Legatarinnen und Legatare) nicht die Fähigkeit 

zur Pacht, so darf das gepachtete Jagdrecht nur durch Bestellung einer oder eines 

von ihnen namhaft gemachten Jagdverwalterin oder Jagdverwalters ausgeübt wer-

den. Die Bestellung hat durch die Bezirksverwaltungsbehörde zu erfolgen. Die Be-

stimmungen des § 46 Abs. 2 sind anzuwenden. Wenn die Jagdverwalterin oder der 

Jagdverwalter in der Folge den gesetzlichen Anforderungen nicht mehr entspricht, 

haben die Erbinnen und Erben eine andere Person mit der Jagdverwaltung zu 

betrauen und namhaft zu machen.  

§ 58 

Auflösung des Pachtvertrages 

Die Verpachtung einer Genossenschaftsjagd ist von der Bezirksverwaltungsbehörde 

aufzulösen, wenn die Pächterin oder der Pächter 

1. das Jagdausübungsrecht für eine andere Person gepachtet hat ("Strohmann"); 

2. als Einzelpächterin oder Einzelpächter die Fähigkeit zur Erlangung einer Jagdkar-

te verloren hat (§ 67); 

3. die Fähigkeit zur Jagdpachtung verloren hat (§§ 35 und 36); 

4. die Kaution oder deren Ergänzung (§ 49) oder den Pachtbetrag trotz wiederholter 

Aufforderung durch die Bezirksverwaltungsbehörde nicht oder nicht zur Gänze 

erlegt hat (§ 50); 

5. den Vorschriften über die Jagdaufsicht (§ 72) ungeachtet wiederholter Aufforde-

rung durch die Bezirksverwaltungsbehörde nicht entsprochen hat; 

6. trotz wiederholter behördlicher Abmahnung Jagdgäste einladet, die sich auf dem 

Jagdgebiet Übertretungen dieses Gesetzes zuschulden kommen lassen; 

7. trotz schriftlicher Mahnung durch die geschädigte Person mit der Bezahlung des 

von der Schiedskommission rechtskräftig festgestellten Wildschadens länger als 

drei Monate nach Fälligkeit in Verzug ist; 

8. den Abschuss von Niederwild und die Überlassung von Ansitzen und Ständen 

gegen Entgelt vergibt; 

9. eine sonstige für die Interessen der Jagdgenossenschaft wesentliche Vereinba-

rung des Pachtvertrages nicht erfüllt hat.  
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Die Auflösung gemäß Z 1 kann nur über Antrag der Verpächterin oder des Verpäch-

ters, die Auflösung gemäß Z 2 bis 9 kann über Antrag der Verpächterin oder des 

Verpächters oder von Amts wegen erfolgen.  

§ 59 

Verfügung hinsichtlich der frei werdenden Genossenschaftsjagd 

(1) Die nach den Bestimmungen der §§ 36 Abs. 6, 57 und 58 frei werdenden Genos-

senschaftsjagden sind durch den Jagdausschuss unverzüglich auf die restliche Dau-

er der Jagdperiode zu verpachten. 

(2) Bis zur rechtskräftigen Neuverpachtung gemäß Abs. 1 ist eine Genossenschafts-

jagdverwalterin oder ein Genossenschaftsjagdverwalter gemäß § 46 zu bestellen.  

(3) Wird der Pachtvertrag aus einem Verschulden der Pächterin oder des Pächters 

aufgelöst, so haftet sie oder er in den Fällen des Abs. 1 für die bis zur Neuverpach-

tung auflaufenden Kosten sowie für den etwaigen Ausfall am Pachtbetrag. Die frühe-

re Pächterin oder der frühere Pächter haftet für den Ausfall am Pachtbetrag dann 

nicht, wenn die Verpachtung auf die restliche Dauer der Jagdperiode im Wege des 

freien Übereinkommens erfolgt.  

 

 

V. Hauptstück 

Ausübung und Verwertung der Eigenjagd 

§ 60 

Verpachtung der Eigenjagd 

(1) Die Verpachtung eines Eigenjagdgebietes oder eines Teiles eines solchen ist von 

der zur Eigenjagd berechtigten Person unter Bezeichnung des Pachtgebietes und 

Angabe des Namens und der Anschrift der Pächterin oder des Pächters bzw. der 

Mitglieder der pachtenden Jagdgesellschaft und des Pachtbetrages binnen acht Ta-

gen nach Abschluss des Pachtvertrages der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen 
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und der Pachtvertrag vorzulegen. Die Pächterin oder der Pächter (die Jagdleiterin 

oder der Jagdleiter der Jagdgesellschaft) hat die Unter- oder Weiterverpachtung (§ 

42) eines Eigenjagdgebietes binnen einer Woche nach Abschluss des Vertrages der 

Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Hiebei ist die Zustimmung der oder des Ei-

genjagdberechtigten nachzuweisen. 

(2) Die im Sinne der §§ 34, 35 und 36 von der Pachtung eines Genossenschafts-

jagdgebietes ausgeschlossenen Personen sind auch zur Pachtung von Eigenjagden 

nicht zuzulassen. 

(3) Die Verpachtung hat auf die Dauer einer Jagdperiode oder für den Rest einer 

Jagdperiode zu erfolgen. Ausnahmen hievon kann die Bezirksverwaltungsbehörde 

über begründeten Antrag der oder des Eigenjagdberechtigten bewilligen, wenn eine 

längere Dauer der Verpachtung des Eigenjagdgebietes im Interesse der Jagd oder 

der Landeskultur liegt. 

(4) Die Verpachtung von Teilen eines Eigenjagdgebietes ist nur unter der Vorausset-

zung zulässig, dass sowohl der verpachtete als auch der in die Verpachtung nicht 

einbezogene Gebietsteil mindestens 300 ha umfasst und diese Teile auch sonst den 

Erfordernissen eines Eigenjagdgebietes entsprechen. 

(5) Die Bestimmungen der §§ 36, 38 Z 1, 58 Z 1 bis 3, 5, 6 und 8 und 93 Abs. 2 fin-

den auch auf das hinsichtlich einer Eigenjagd bestehende Pachtverhältnis sinnge-

mäß Anwendung. 

(6) Die oder der Eigenjagdberechtigte hat die Auflösung des Pachtverhältnisses der 

Bezirksverwaltungsbehörde binnen zweier Wochen anzuzeigen. 

§ 61 

Ausübung der unverpachteten Eigenjagd 

Ist die Eigentümerin oder der Eigentümer eines unverpachteten Eigenjagdgebietes 

von der Erlangung einer Jagdkarte ausgeschlossen (§ 67), eine juristische Person, 

oder steht das Eigenjagdrecht einer Mehrheit von Personen zu, so ist eine Jagdver-

walterin oder ein Jagdverwalter, die oder der den Erfordernissen des § 46 Abs. 2 

entspricht, zu bestellen und der Bezirksverwaltungsbehörde namhaft zu machen. 

Kommt die oder der Eigenjagdberechtigte dieser Verpflichtung binnen einer kalen-
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dermäßig festzusetzenden Frist nicht nach, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde 

ihm den Auftrag zu erteilen, das Eigenjagdgebiet innerhalb einer zu bestimmenden 

weiteren Frist zu verpachten (§ 60) und, wenn sie oder er diesem Auftrag nicht ent-

spricht, eine Jagdaufseherin oder einen Jagdaufseher für Rechnung der oder des 

Eigenjagdberechtigten zur Verwaltung des Eigenjagdgebietes zu bestellen. 

§ 62 

Verwertung der Eigenjagd der Gemeinden 

und agrarischen Gemeinschaften 

(1) Den einzelnen Mitgliedern einer Gemeinde oder agrarischen Gemeinschaft steht 

in dieser Eigenschaft kein Recht zur Ausübung der Eigenjagd zu.  

(2) Sowohl die Gemeinde, als auch die agrarische Gemeinschaft haben die ihnen 

nach § 9 zustehende Befugnis zur Eigenjagd im Sinne der Bestimmungen des § 60 

zu verpachten oder im Sinne des § 61 durch eine Jagdverwalterin oder einen Jagd-

verwalter, der den Erfordernissen des § 46 Abs. 2 entspricht, ausüben zu lassen. 

Auch im übrigen finden die angeführten Bestimmungen für die Ausübung dieses Ei-

genjagdrechtes sinngemäß Anwendung.  

 

 

VI. Hauptstück 

Erlangung der Berechtigung zum Jagen 

1. Abschnitt 

Jagdkarten, Jagdgastkarten und Jagderlaubnis 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 63 

Voraussetzungen für das Jagen 

(1) Wer jagt, hat 
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1. eine auf seinen Namen lautende, mit Lichtbild versehene gültige burgenländische 

Jagdkarte oder  

2. eine burgenländische Jagdgastkarte in Verbindung mit einer gültigen Jagdkarte 

eines anderen Bundeslandes oder eines anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaates  

mit sich zu führen und diese auf Verlangen der Jagdaufsicht oder den Organen der 

öffentlichen Sicherheit vorzuweisen. 

(2) Jagdkarten und Jagdgastkarten sind nicht übertragbar und geben keine Berechti-

gung, ohne Zustimmung der oder des Jagdausübungsberechtigten zu jagen. 

(3) Die oder der Jagdausübungsberechtigte (Jagdleiterin oder Jagdleiter oder Mit-

glied der Jagdgesellschaft) oder die von dieser oder diesem ermächtigte Person darf 

nur solchen Personen das Jagen gestatten, die im Besitze einer gültigen Jagdkarte 

(Jagdgastkarte) sind.  

(4) Jagdpächterinnen und Jagdpächter und Eigenjagdberechtigte, die das Eigen-

jagdgebiet nicht verpachtet und keine Jagdverwalterin oder keinen Jagdverwalter im 

Sinne des § 61 bestellt haben, haben sich innerhalb von drei Monaten nach Beginn 

des Jagdjahres eine Jagdkarte zu lösen. 

§ 64 

Jagdkarte 

(1) Die Jagdkarte hat Gültigkeit für das Bundesland Burgenland. Sie ist gültig, wenn 

sie für das laufende Jagdjahr den Nachweis über die Bezahlung der Jagdkartenab-

gabe und über den Bestand einer Jagdhaftpflichtversicherung enthält. Sie behält ihre 

Gültigkeit, wenn Jagdkartenabgabe und Beitrag für die Jagdhaftpflichtversicherung 

im jeweils nachfolgenden Jagdjahr bezahlt werden. 

(2) Die Mindestversicherungssumme für die Jagdhaftpflichtversicherung wird unter 

Bedachtnahme auf die schutzwürdigen Interessen der durch einen Jagdunfall betrof-

fenen Personen, auf die wirtschaftlichen Verhältnisse und auf die durch die Jagdaus-

übung möglicherweise entstehenden Schäden - mit Ausnahme der Jagd- und Wild-

schäden - durch Verordnung der Landesregierung bestimmt. 

(3) Voraussetzung für das Erlangen der Jagdkarte ist 
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1. das Nichtvorliegen eines Verweigerungsgrundes (§ 67), 

2. die jagdliche Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers. 

(4) Bei erstmaliger Bewerbung um eine Jagdkarte hat die Bewerberin oder der Be-

werber den Nachweis der jagdlichen Eignung durch die erfolgreiche Ablegung einer 

Prüfung vor einer bei der Bezirksverwaltungsbehörde einzurichtenden Prüfungs-

kommission zu erbringen (Jagdprüfung). 

(5) Der Nachweis der jagdlichen Eignung gilt auch als erbracht, wenn die Bewerberin 

oder der Bewerber im Besitze einer gültigen Jagdkarte für ein anderes Bundesland 

ist oder in den der Bewerbung vorausgegangenen 20 Jahren wenigstens einmal im 

Besitz einer Jagdkarte für das Burgenland oder für ein anderes Bundesland war. Er-

folgreich abgelegte Prüfungen an der Universität für Bodenkultur oder der erfolgrei-

che Abschluss einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schule 

ersetzen die Jagdprüfung voll oder zum Teil, wenn die Landesregierung nach Anhö-

rung des Burgenländischen Landesjagdverbandes durch Verordnung feststellt, dass 

diese Prüfungen auf Grund der Studien(Lehr)pläne den in § 66 angeführten Prü-

fungsstoff voll oder zum Teil umfassen. 

(6) Von Ausländerinnen und Ausländern aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

oder des Europäischen Wirtschaftsraumes kann der Nachweis der jagdlichen Eig-

nung auch durch Vorlage eines Nachweises (in beglaubigter Übersetzung) erbracht 

werden, der zur Jagdausübung in seinem Wohnsitzstaat berechtigt. Von österreichi-

schen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, die einen Wohnsitz ausschließlich in 

einem solchen Mitgliedstaat haben, kann der Nachweis der jagdlichen Eignung auch 

durch Vorlage eines Nachweises (in beglaubigter Übersetzung) erbracht werden, der 

zur Jagdausübung im Staat ihres Wohnsitzes berechtigt. Für die übrigen Auslände-

rinnen und Ausländer gilt der Nachweis der jagdlichen Eignung erbracht, wenn sie in 

den letzten 20 Jahren wenigstens einmal im Besitze einer gültigen Jagdkarte eines 

anderen Staates waren, in dem vor Ausstellung der ersten Jagdkarte die erfolgreiche 

Ablegung einer gleichartigen jagdlichen Eignungsprüfung vorgeschrieben ist.  

(7) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat eine Jagdkarte auszustellen, wenn die Vor-

aussetzungen des Abs. 3 vorliegen und die Jagdkartenwerberin oder der Jagdkar-

tenwerber die Entrichtung der Jagdkartenabgabe und den Bestand einer Jagdhaft-

pflichtversicherung nachweist. Die Jagdhaftpflichtversicherung wird durch Bezahlung 
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des Beitrages an den Burgenländischen Landesjagdverband (Verbandsbeitrages) 

nachgewiesen. Zur Ausstellung der Jagdkarte ist jene Bezirksverwaltungsbehörde 

zuständig, in deren Bereich die Antragstellerin oder der Antragsteller den Haupt-

wohnsitz hat. Hat die Antragstellerin oder der Antragsteller den Hauptwohnsitz au-

ßerhalb des Burgenlandes, so kann der Antrag bei jeder Bezirksverwaltungsbehörde 

im Burgenland eingebracht werden. 

(8) Der Verlust einer Jagdkarte ist unverzüglich der Bezirksverwaltungsbehörde an-

zuzeigen, die die Jagdkarte ausgestellt hat. Die Behörde hat die Jagdkarte für ungül-

tig zu erklären. Die Kosten sind von der Verlustträgerin oder dem Verlustträger ein-

zubringen. 

(9) Eine Jagdkarte wird auch dann ungültig, wenn die behördlichen Eintragungen, 

Unterschriften oder Stempel unkenntlich geworden sind, das Lichtbild fehlt oder die 

Inhaberin oder den Inhaber nicht mehr einwandfrei erkennen lässt.  

(10) Ungültig gewordene Jagdkarten sind unverzüglich der Ausstellungsbehörde 

vorzulegen.  

§ 65 

Jagdgastkarten 

(1) Jagdgastkarten können ausgegeben werden 

1. an Jagdgäste, die eine Jagdkarte eines anderen Bundeslandes besitzen, 

2. an Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates, die ihren Hauptwohn-

sitz ausschließlich im Ausland haben, wenn sie im Besitz einer gültigen Jagdkarte 

eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates sind, 

wenn das Bestehen einer Jagdhaftpflichtversicherung nachgewiesen wird. 

(2) Jagdgastkarten werden vom Burgenländischen Landesjagdverband auf Antrag 

des Jagdausübungsberechtigten auf dessen Namen unter Vermerk des Ausstel-

lungstages ausgefolgt. Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat darin den Vor- 

und Zunamen sowie den Hauptwohnsitz des Jagdgastes und den Tag der Ausfol-

gung der Karte an den Jagdgast zu vermerken und vom Jagdgast eigenhändig un-

terschreiben zu lassen.  
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(3) Die Jagdgastkarte hat eine Gültigkeitsdauer von 24 Stunden ab dem Zeitpunkt 

der Ausstellung durch die Jagdausübungsberechtigte oder den Jagdausübungsbe-

rechtigten oder von einem Monat, gerechnet vom Tag der Ausfolgung an den Jagd-

gast, und gilt für das gesamte Land Burgenland. 

(4) Die oder der Jagdausübungsberechtigte kann Jagdgastkarten in beliebiger An-

zahl lösen, er kann aber von den Karten nur während der laufenden Jagdperiode 

Gebrauch machen.  

(5) Die Abgabe für die Jagdgastkarte fließt dem Burgenländischen Landesjagdver-

band zu. 

(6) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ausstellung von Jagdgastkarten für längs-

tens drei Jahre zu verbieten oder bereits ausgestellten Jagdgastkarten ohne Rücker-

satz der hiefür entrichteten Jagdkartenabgabe einzuziehen, wenn die oder der 

Jagdausübungsberechtigte wegen Übertretung der vorstehenden Vorschriften be-

straft wurde.  

§ 66 

Jagdprüfung 

(1) Zur Jagdprüfung dürfen nur Personen zugelassen werden,  

1. die das 16. Lebensjahr vollendet haben. Prüfungswerberinnen und Prüfungswer-

ber vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr dürfen zur Prüfung 

nur zugelassen werden, wenn sie die Zustimmung der gesetzlichen Vertretung 

und eine nach den waffenrechtlichen Vorschriften erforderliche Ausnahmebewilli-

gung zum Besitz von Jagdwaffen und Jagdmunition nachweisen; 

2. bei denen keine Gründe für die Verweigerung der Jagdkarte gemäß § 67 vorlie-

gen; 

3. die eine Bestätigung über den Besuch eines Erste-Hilfe-Kurses vorlegen. Diese 

Voraussetzung entfällt für Personen, die nachweisen, dass sie bereits auf Grund 

einer beruflichen Ausbildung ausreichende Kenntnisse in Erster Hilfe haben; 

4. die die Prüfungsgebühr (Abs. 8) entrichtet haben.  

(2) Über das Ansuchen auf Zulassung entscheidet die nach dem Hauptwohnsitz der 

Prüfungswerberin oder des Prüfungswerbers zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, 
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wenn der Hauptwohnsitz außerhalb des Bundeslandes Burgenland liegt, die Bezirks-

verwaltungsbehörde, bei der die Prüfungswerberin oder der Prüfungswerber zur Ab-

legung der Jagdprüfung angesucht hat.  

(3) Die Prüfung findet vor einer Prüfungskommission statt, die aus der vorsitzenden 

Bezirkshauptfrau oder dem vorsitzenden Bezirkshauptmann oder deren oder dessen 

Stellvertretung und der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister oder de-

ren oder dessen Stellvertretung sowie einem weiteren fachkundigen Mitglied oder 

deren oder dessen Ersatz als Prüfungskommissärinnen und Prüfungskommissären 

besteht. In den Städten mit eigenem Statut Eisenstadt und Rust steht die Funktion 

der oder des Vorsitzenden den vom Stadtsenat bestellten rechtskundigen Beamtin-

nen und Beamten zu. Das weitere fachkundige Mitglied der Prüfungskommission und 

dessen Ersatz werden von der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann, in 

Städten mit eigenem Statut von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, nach 

Anhörung des Bezirksjagdbeirates auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Zum fach-

kundigen Mitglied (Ersatzmitglied) darf nur bestellt werden, wer die Voraussetzungen 

für die Bestellung zur Jagdhüterin oder zum Jagdhüter erbringt. 

(4) Die Prüfung ist nicht öffentlich; alle Prüflinge können jedoch eine Vertrauensper-

son beiziehen. Die Prüfung besteht aus einem theoretischen und einem praktischen 

Teil. Die Prüfungswerberin oder der Prüfungswerber hat zunächst im mündlichen Teil 

der Prüfung die zur ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd unerlässlichen Kenntnis-

se in folgenden Prüfungsgegenständen nachzuweisen: 

1. die für die Ausübung der Jagd maßgebenden Rechtsvorschriften einschließlich 

der grundlegenden Bestimmungen des Natur-, Tier- und Umweltschutzrechtes 

sowie des Forstrechtes und Waffenrechtes, 

2. die Handhabung der gebräuchlichen Jagdwaffen und Munition sowie die hiebei zu 

beobachtenden Vorsichtsmaßregeln, 

3. die Erkennungsmerkmale und Lebensweise des heimischen Wildes, 

4. den Jagdbetrieb (Wildhege, Wildkunde), die Wildökologie und Lebensraumgestal-

tung, 

5. die wichtigsten Jagdfachausdrücke und Jagdgebräuche, 

6. die Jagdhundehaltung und Jagdhundeführung, 

7. die Behandlung des erlegten Wildes. 
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(5) Im praktischen Teil der Prüfung hat die Prüfungswerberin oder der Prüfungswer-

ber an Hand von Waffen und von Munition, die üblicherweise bei der Jagd verwendet 

werden, nachzuweisen, dass sie oder er mit deren Handhabung hinreichend vertraut 

ist und die notwendige Schießfertigkeit besitzt. Die praktische Prüfung im Schießen 

ist erst nach bestandenem mündlichen Teil der Prüfung und auf einer behördlich ge-

nehmigten Schießstätte vorzunehmen. 

(6) Das Prüfungsergebnis hat auf "geeignet" oder "nicht geeignet" zu lauten. Es ist 

von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Prüfungswerberin oder dem Prü-

fungswerber mündlich mitzuteilen und schriftlich zu bescheinigen. Für den die Eig-

nung der Prüfungswerberin oder des Prüfungswerbers feststellenden Beschluss ist 

Stimmenmehrheit erforderlich. 

(7) Die Prüfung ist vor jener Prüfungskommission zu wiederholen, welche die Nicht-

eignung ausgesprochen hat. Die Wiederholungsprüfung hat den gesamten in Abs. 4 

angeführten Prüfungsstoff zu umfassen, wenn die Prüfungswerberin oder der Prü-

fungswerber im mündlichen Teil der Prüfung nicht entsprochen hat. Hat die Prü-

fungswerberin oder der Prüfungswerber nur im praktischen Teil der Prüfung nicht 

entsprochen, hat sich die Wiederholungsprüfung nur auf diesen Teil zu beschränken, 

wenn die Prüfung innerhalb eines Jahres wiederholt wird. Die Wiederholung einer 

Prüfung ist frühestens nach drei Monaten und nur dreimal zulässig. 

(8) Sämtlichen Mitgliedern der Prüfungskommission gebührt für jede geprüfte Prü-

fungswerberin und jeden geprüften Prüfungswerber eine Aufwandsentschädigung, 

die von der Landesregierung mit Verordnung festzusetzen ist.  

(9) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Bestimmungen über die 

einem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung anzuschließenden Unterlagen, den Prü-

fungsstoff, den Vorgang bei der Abnahme der Prüfung und die zu verwendenden 

Drucksorten zu erlassen. 

§ 67 

Verweigerung der Jagdkarte 

(1) Die Ausstellung der Jagdkarte ist Personen zu verweigern, 

1. denen eine der im § 64 geforderten Voraussetzungen fehlt; 
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2. denen der Besitz von Waffen nach den waffenrechtlichen Vorschriften verboten 

wurde; 

3. die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; 

4. die nach Vollendung des 16. und vor Vollendung des 18. Lebensjahres die Zu-

stimmung der gesetzlichen Vertretung nicht nachweisen; 

5. die durch ein körperliches Gebrechen unfähig sind, mit Jagdwaffen sachgemäß 

umzugehen; 

6. die dem Missbrauch eines berauschenden Mittels oder Suchtmittels ergeben sind; 

7. die an einer psychischen Krankheit leiden oder geistig behindert sind; 

8. die wegen eines Verbrechens verurteilt worden sind, solange die Verurteilung 

nicht getilgt ist; 

9. die wegen eines Vergehens gegen Leib und Leben, begangen durch unvorsichti-

gen Umgang mit Waffen, Munition und Sprengstoffen, gegen die Sittlichkeit oder 

wegen eines mit Bereicherungsvorsatz begangenen Vergehens gegen fremdes 

Vermögen rechtskräftig verurteilt worden sind, für längstens drei Jahre, gerechnet 

von dem Tag, an dem die Tilgungsfrist beginnt; 

10. die gemäß § 184 Abs. 1 Z 3 bis 6, 11 und 13 oder wiederholt gemäß § 184 Abs. 2 

oder mehr als zweimal wegen anderer Übertretungen dieses Gesetzes bestraft 

wurden, auf die Dauer von längstens drei Jahren ab Rechtskraft der letzten Be-

strafung. Bestrafungen nach dem Jagdgesetz eines anderen Bundeslandes sind 

Bestrafungen nach diesem Gesetz gleichzuhalten, wenn die Tatbestände im We-

sentlichen gleich sind. 

11. die wegen Tierquälerei gemäß § 222 StGB, BGBl Nr. 60/1974, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 15/2003, oder wegen Übertretung einer Na-

tur- oder Tierschutzbestimmung bestraft wurden, wenn die Übertretung in verab-

scheuungswürdiger Weise (z.B. Abschuss oder Fangen von nach naturschutz-

rechtlichen Bestimmungen geschützten Tieren) begangen wurde oder die wieder-

holt wegen Übertretung einer Natur- und Tierschutzbestimmung bestraft wurden, 

die mit der Jagdausübung im Zusammenhang steht, auf die Dauer von längstens 

drei Jahren ab Rechtskraft der letzten Bestrafung; 

12. denen die Jagdkarte entzogen wurde, für die Dauer der Entziehung; 

13. die nach ihrem bisherigen Verhalten keine Gewähr für eine den gesetzlichen Vor-

schriften entsprechende Ausübung der Jagd bieten, für längstens drei Jahre. 

(2) Die Verweigerung ist auf mindestens ein Jahr auszusprechen. 
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§ 68 

Entziehung der Jagdkarte 

Wenn Umstände, derentwegen die Ausstellung einer Jagdkarte zu verweigern ist, 

erst nach Ausstellung der Karte eintreten oder der Behörde bekannt werden, hat die 

Ausstellungsbehörde die Karte zu entziehen. Für die Dauer des Entzuges ist § 67 

sinngemäß anzuwenden. Ein Anspruch auf Rückerstattung der Jagdkartenabgabe 

besteht nicht. 

§ 69 

Jagderlaubnis 

(1) Wer nicht in Begleitung der oder des Jagdausübungsberechtigten (§ 63 Abs. 3) 

oder dessen Jagdschutzorganes jagt, muss neben der Jagdkarte eine auf seinen 

Namen lautende, von der oder dem Jagdausübungsberechtigten erteilte schriftliche 

Bewilligung mit sich führen (Jagderlaubnisschein). Für die Teilnahme an Gesell-

schaftsjagden ist ein Jagderlaubnisschein nicht erforderlich. § 63 Abs. 1 gilt sinnge-

mäß. 

(2) Die Ausgabe von Jagderlaubnisscheinen mit einer Gültigkeitsdauer bis zu einer 

Woche ist an keine Genehmigung gebunden. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über Antrag der oder des Jagdausübungsbe-

rechtigten so viele Jagderlaubnisscheine mit einer Gültigkeitsdauer von mehr als ei-

ner Woche auszustellen, als unter Berücksichtigung der Größe und des Wildstandes 

des Jagdgebietes angemessen sind. Als angemessen ist anzusehen, wenn auf je 

115 Hektar Jagdfläche zusätzlich zur Zahl der Jagdpächterinnen und Jagdpächter 

(Jagdgesellschafterinnen und Jagdgesellschafter) ein Jagderlaubnisschein ausgege-

ben wird. Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat bei Ausfolgung des Scheines 

Namen und ordentlichen Hauptwohnsitz der Empfängerin oder des Empfängers und 

den Tag der Ausfolgung zu vermerken. 

(4) Die Pächterin oder der Pächter eines Genossenschaftsjagdgebietes hat der Be-

zirksverwaltungsbehörde bis zum Ende des Jagdjahres alle ausgegebenen Jagder-

laubnisscheine unter Angabe des Namens und ordentlichen Hauptwohnsitzes der 

Empfängerin oder des Empfängers, des Jagdgebietes und der Gültigkeitsdauer der 
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Jagderlaubnis zu melden. Die oder der in einem Eigenjagdgebiet Jagdausübungsbe-

rechtigte hat solche Meldungen nur hinsichtlich der Jagderlaubnisscheine mit einer 

Gültigkeitsdauer von über einer Woche zu erstatten. 

(5) Für Jagdgebiete, für die eine Genossenschaftsjagdverwalterin oder ein Genos-

senschaftsjagdverwalter (§ 45) zu bestellen ist, dürfen Jagderlaubnisscheine ausge-

geben werden, deren Gültigkeit mit Ende der Funktion der Verwalterin oder des Ver-

walters endet.  

(6) Für die Ausstellung der Jagderlaubnisscheine sind einheitliche, fortlaufend num-

merierte Vordrucke zu verwenden (§ 72). 

 

2. Abschnitt 

Beizjagd 

§ 70 

Voraussetzungen für die Beizjagd 

(1) Die Jagd mit Greifvögeln (Beizjagd) darf nur ausgeübt werden, wenn eine solche 

Berechtigung in der Jagdkarte vermerkt ist. 

(2) Voraussetzungen für das Anbringen des Vermerkes gemäß Abs. 1 ist die Eignung 

zu dieser Jagd. Diese ist bei der erstmaligen Bewerbung um den Vermerk durch Ab-

legen einer Prüfung vor einer beim Amt der Burgenländischen Landesregierung ein-

zurichtenden Prüfungskommission nachzuweisen. Diese Prüfungskommission be-

steht aus einer oder einem rechtskundigen Bediensteten des Amtes der Landesre-

gierung als Vorsitz, aus je einer oder einem Sachverständigen auf dem Gebiete der 

Beizjagd und des Naturschutzes sowie einer beisitzenden Vertreterin oder einem 

beisitzenden Vertreter des Landesjagdverbandes. Die Bestellung der Mitglieder und 

Ersatzmitglieder erfolgt durch die Landesregierung auf die Dauer von fünf Jahren. 

Den Mitgliedern der Prüfungskommission gebührt je Prüfling eine Aufwandsentschä-

digung, die aus den Prüfungsgebühren zu ersetzen ist. Die Prüfungsgebühr ist durch 

Verordnung der Landesregierung festzusetzen. 



 
 

73

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Bestimmungen über die 

Prüfung zu regeln, und zwar  

1. den Prüfungsstoff, der die geschichtliche Entwicklung der Beizjagd, die Greifvo-

gelkunde und den Greifvogelschutz sowie die Kenntnis über Halten, Pflege und 

Abtragen von Beizvögeln zu umfassen hat; 

2. die Ausschreibung der Prüfungstermine, die Durchführung der Prüfung, die Quali-

fikation und das auszustellende Prüfungszeugnis und 

3. die Höhe der Prüfungsgebühr und der Aufwandsentschädigung für die Prüferin-

nen und Prüfer. 

(4) Die Wiederholung der Prüfung ist frühestens nach drei Monaten und zwar nur 

dreimal zulässig. 

(5) Für das Anbringen des Vermerkes gemäß Abs. 1 gilt § 64 Abs. 7 sinngemäß. Der 

Vermerk ist zu streichen, wenn die Eignung zur Beizjagd nicht mehr vorliegt. 

 

3. Abschnitt 

Abgaben und Vordrucke 

§ 71 

Jagdkartenabgabe 

(1) Die Höhe der Jagdkartenabgabe ist durch Verordnung der Landesregierung unter 

Berücksichtigung der Lebenshaltungskosten ausgehend von folgenden Abgabenhö-

hen zum 1. Jänner 2004 festzusetzen: 

1. Jagdkarte   44,70 Euro 

2. Jagdgastkarte für 

a) einen Tag   14,00 Euro 

b) einen Monat  27,00 Euro 

3. Berechtigung zur Beizjagd 71,25 Euro. 

(2) Die Jagdkartenabgabe ist vom Burgenländischen Landesjagdverband einzuhe-

ben. Zu diesem Zwecke hat der Landesjagdverband den Inhaberinnen und Inhabern 
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einer gültigen Jagdkarte vor Ablauf des Jagdjahres einen Einzahlungsschein für die 

Jagdkartenabgabe zuzusenden. 

(3) Der Ertrag der Jagdkartenabgabe gemäß Abs. 1 Z 1 und 3 ist vierteljährlich dem 

Land abzuführen. 

(4) Der Landesjagdverband hat den Bezirksverwaltungsbehörden wöchentlich die 

Namen der Personen mitzuteilen, die Jagdkartenabgabe und Jagdhaftpflichtversiche-

rung bezahlt haben (§ 64 Abs. 1, zweiter Satz). 

§ 72 

Jagdkartenvordrucke 

Die Landesregierung hat Form und Inhalt der zu verwendenden Vordrucke für die 

Jagdkarten, Jagdgastkarten und Jagderlaubnisscheine mit Verordnung zu regeln. 

 

 

VII. Hauptstück 

Jagdschutz und Jagdschutzorgane 

§ 73 

Jagdschutz 

(1) Der Jagdschutz bezweckt die Abwehr von Verletzungen der zum Schutz des Wil-

des und der Jagd erlassenen gesetzlichen Bestimmungen und behördlichen Anord-

nungen. Er umfasst auch das Recht und die Pflicht zur Betreuung des Wildes und 

Hintanhaltung seiner Schädigung durch Wilddiebstahl, Raubwild und Raubzeug. Un-

ter Raubzeug sind sonstige dem gehegten Wild schädliche Tiere, insbesondere wil-

dernde Hunde und umherstreifende Katzen zu verstehen. 

(2) Die zur Ausübung des Jagdschutzes berufenen Organe sind demnach insbeson-

dere ermächtigt und verpflichtet, in ihrem dienstlichen Wirkungskreis  
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1. Personen, die des Wilddiebstahls verdächtig sind oder jagdrechtlichen Vorschrif-

ten zuwiderhandeln, anzuhalten, ihre Identität festzustellen und ihnen gefange-

nes oder erlegtes Wild, Eier des Federwildes, Abwurfstangen, Waffen, Fanggerä-

te sowie Hunde und Frettchen abzunehmen; 

2. wildernde Hunde, wozu auch Hunde zu rechnen sind, welche sich der Einwirkung 

ihrer Halterinnen und Halter entzogen haben und im Jagdgebiet umherstreifen, 

sowie Katzen, welche in einer Entfernung von mehr als 200 m von Wohn- und 

Wirtschaftsgebäuden in Feld oder Wald umherstreunen, zu töten. Das Recht zur 

Tötung von Hunden besteht nicht gegenüber Jagd-, Blinden-, Polizei- und Hirten-

hunden, wenn sie als solche erkennbar sind, für die ihnen zukommenden Aufga-

ben verwendet werden und sich vorübergehend der Einwirkung ihrer Besitzerin-

nen und Besitzer entzogen haben; 

3. die Interessen des Naturschutzes wahrzunehmen. 

(3) Jagdausübungsberechtigte und mit deren Ermächtigung Jagdgäste sind zum Ab-

schuss von Raubzeug in gleicher Weise wie die Jagdaufseherinnen und Jagdaufse-

her berechtigt. 

(4) Den Eigentümerinnen und Eigentümern der gemäß Abs. 2 Z 2 getöteten Hunde 

und Katzen gebührt kein Schadenersatz. Jeder Abschuss eines Hundes ist der Be-

sitzerin oder dem Besitzer, oder wenn diese oder dieser nicht bekannt ist, dem Ge-

meindeamt, in dessen Gemeindebereich der Hund abgeschossen wurde, innerhalb 

einer Woche zu melden. 

§ 74 

Jagdschutzorgane 

(1) Zur Ausübung des Jagdschutzes sind die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher 

(Jagdhüterinnen oder Jagdhüter und Revierjägerinnen oder Revierjäger) berufen. 

(2)  Die Eigentümerinnen und Eigentümer von nicht verpachteten Eigenjagdgebieten, 

die Pächterinnen und Pächter von Eigen- und Genossenschaftsjagdgebieten sowie 

die Jagdausschüsse von Genossenschaftsjagdgebieten, für welche eine Genossen-

schaftsjagdverwalterin oder ein Genossenschaftsjagdverwalter bestellt wurde, haben 

zur Besorgung des Dienstes nach Abs. 1 bei einem Jagdgebiet bis zu 500 ha eine 

oder einen, bei einem Jagdgebiet bis zu 1000 ha zwei und bei einem Jagdgebiet von 
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über 1000 ha drei Jagdhüterinnen oder Jagdhüter zu bestellen und für den Wach-

dienst zum Schutze der Jagd durch die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde bes-

tätigen zu lassen. 

(3) Jagdausübungsberechtigte können, wenn sie den Erfordernissen des § 75 ent-

sprechen, selbst als Jagdaufseherinnen oder Jagdaufseher bestätigt werden. Die 

oder der Jagdausübungsberechtigte kann jedoch nur unter der Voraussetzung auf 

den Stand der nach Abs. 2 in entsprechender Zahl für das Jagdgebiet zu bestellen-

den Jagdaufseherinnen oder Jagdaufseher zählen, wenn er die Gewähr dafür bietet, 

dass sie oder er das Jagdgebiet selbst ausreichend und dauernd beaufsichtigen 

wird. 

(4) Mit Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde können Jagdgebiete durch 

gemeinsame Jagdaufseherinnen oder Jagdaufseher beaufsichtigt werden, sofern 

dadurch eine regelmäßige und ausreichende Ausübung des Jagdschutzes in diesen 

Jagdgebieten gewährleistet ist.  

(5) Für Jagdgebiete, die vorwiegend aus Waldungen bestehen und ein Ausmaß von 

mehr als 1500 ha haben, sowie für sonstige Jagdgebiete, die ohne Rücksicht auf die 

Kulturgattung ein Ausmaß von mehr als 2000 ha umfassen, ist zur Besorgung der 

Aufgaben nach § 73 Abs. 1 wenigstens eine Revierjägerin oder ein Revierjäger zu 

bestellen. 

§ 75 

Voraussetzungen für die Bestätigung als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher 

(1) Als Jagdhüterin oder Jagdhüter ist nur zu bestätigen, wer 

1. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt; 

2. das 21. Lebensjahr vollendet hat; 

3. eine gültige Jagdkarte besitzt; 

4. über die zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten einer Jagdaufseherin oder 

eines Jagdaufsehers erforderlichen körperlichen und geistigen Eigenschaften 

verfügt und vertrauenswürdig ist; 

5. die Prüfung zur Jagdhüterin oder zum Jagdhüter auf Grund des § 78 oder frühe-

rer burgenländischer jagdrechtlicher Bestimmungen mit Erfolg abgelegt hat. 
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(2) Als Revierjägerin oder Revierjäger ist nur zu bestätigen, wer die Voraussetzungen 

des Abs. 1 Z 1 bis 4 erfüllt, die Prüfung zur Revierjägerin oder zum Revierjäger (§ 79) 

mit Erfolg abgelegt hat und hauptberuflich im Jagdschutzdienst verwendet werden 

soll. 

(3) Die Bestätigung als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher ist Personen zu verwei-

gern, 

1. die wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens im Sinne des § 67 

Abs. 1 Z 9 oder 11 verurteilt worden sind, solange die Verurteilung nicht getilgt 

ist; 

2. denen wegen einer anderen strafbaren Handlung die Jagdkarte verweigert oder 

entzogen wurde, für die Dauer von drei Jahren nach Erlangen oder Wiedererlan-

gen der Voraussetzungen für die Ausstellung einer Jagdkarte. 

§ 76 

Bestätigung und Angelobung der Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher  

(1) Die Jagdausübungsberechtigten sind verpflichtet, der Bezirksverwaltungsbehör-

de, in deren Bereich das Jagdgebiet oder ein Teil davon liegt, Name, Geburtsdatum, 

Beruf und Anschrift der bestellten Jagdschutzorgane, das Gebiet, in dem der Jagd-

schutzdienst ausgeübt werden soll, und die Art der Ausübung des Jagdschutzdiens-

tes (§ 74 Abs. 1) schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Bestellung eines Jagdschutzorganes bedarf der Bestätigung der Bezirksver-

waltungsbehörde. Unbeschadet der Voraussetzungen der §§ 74 und 75 ist die Be-

stellung von Jagdschutzorganen nur dann zu bestätigen, wenn diese Gewähr dafür 

bieten, dass sie in dem Jagdgebiet, für das sie bestellt wurden, den Jagdschutz aus-

reichend ausüben werden. Ohne Anrechnung auf den Stand der nach § 74 Abs. 2 

erforderlichen Anzahl können zusätzliche Jagdschutzorgane, höchstens jedoch die 

doppelte Anzahl, bestellt und bestätigt werden, auch wenn sie nicht ständig den 

Jagdschutz ausüben können.  

(3) Das bestätigte Jagdschutzorgan ist von der Bezirksverwaltungsbehörde auf die 

gewissenhafte Erfüllung seiner Pflichten anzugeloben. Nach der Angelobung ist ihm 

von der Bezirksverwaltungsbehörde ein Dienstausweis, aus dem seine Identität und 
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seine Eigenschaft als Jagdschutzorgan hervorgehen, auszustellen sowie ein 

Dienstabzeichen gegen Kostenersatz auszufolgen. In dem Dienstausweis ist auch 

anzuführen, für welches Gebiet das Jagdschutzorgan bestellt wurde und dass es be-

rechtigt ist, das Dienstabzeichen zu tragen. 

(4) Das Dienstabzeichen hat das Landeswappen und einen Hinweis auf die Eigen-

schaft der Trägerin oder des Trägers zu enthalten. Die Landesregierung hat die nä-

heren Bestimmungen über den Dienstausweis, das Dienstabzeichen und die Ange-

lobungsformel durch Verordnung zu erlassen.  

(5) Die bestätigten und angelobten Jagdschutzorgane sind verpflichtet, bei Ausübung 

ihres Dienstes das Dienstabzeichen sichtbar zu tragen und ihren Dienstausweis mit 

sich zu führen. Der Dienstausweis ist auf Verlangen - bei Gefahr im Verzug erst nach 

deren Beseitigung - vorzuweisen. 

(6) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat für alle von ihr bestätigten und angelobten 

Jagdschutzorgane einen Vormerk zu führen. Die Jagdausübungsberechtigten sind 

verpflichtet, jede Änderung im Stand ihrer Jagdschutzorgane der zuständigen Be-

zirksverwaltungsbehörde unverzüglich schriftlich zur Kenntnis zu bringen.  

(7) Jagdschutzorgane müssen während des gesamten Jagdjahres im Besitze einer 

Jagdkarte sein. 

§ 77 

Widerruf der Bestätigung als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher 

Wenn Umstände, derentwegen die Bestätigung gemäß § 75 Abs. 1 bis 3 zu verwei-

gern gewesen wäre, nachträglich eintreten oder der Behörde bekannt werden, hat 

sie die Bestätigung zu widerrufen und den Dienstausweis sowie das Dienstabzeichen 

einzuziehen.  

§ 78 

Prüfung zur Jagdhüterin oder zum Jagdhüter 

(1) Über das Ansuchen um Zulassung zur Prüfung zur Jagdhüterin oder zum Jagdhü-

ter entscheidet die nach dem ordentlichen Wohnsitz der Prüfungswerberin oder des 

Prüfungswerbers zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, wenn aber der ordentliche 
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Wohnsitz außerhalb des Bundeslandes Burgenland liegt, die Bezirksverwaltungsbe-

hörde, bei der die Prüfungswerberin oder der Prüfungswerber zur Ablegung ange-

sucht hat. 

(2) Zur Ablegung dieser Prüfung sind nur solche Prüfungswerberinnen und Prü-

fungswerber zuzulassen, welche 

1. den Erfordernissen des § 75 Abs. 1 Z 1 bis 4 entsprechen; 

2. von der Bestellung als Jagdhüterin oder Jagdhüter gemäß § 75 Abs. 3 nicht aus-

geschlossen sind; 

3. entweder eine mindestens einjährige praktische Verwendung im Jagddienst oder 

eine mindestens dreijährige praktische Betätigung in allen im Laufe des Jagdjah-

res sich ergebenden Erfordernissen des Jagdbetriebes und der Wildhege nach-

weisen; diese Nachweise sind durch Dienstzeugnisse der oder des Jagsaus-

übungsberechtigten zu erbringen. In den Dienstzeugnissen ist nicht nur die Zeit-

dauer, sondern auch die Art der jagdlichen Betätigung der Prüfungswerberin oder 

des Prüfungswerbers zu bestätigen. 

(3) Die Prüfung ist am Sitz jener Behörde, die die Prüfungswerberin oder den Prü-

fungswerber zur Prüfung zugelassen hat, vor einer Prüfungskommission abzulegen.  

Die Prüfungskommission besteht aus 

1. dem Vorsitz  

a) der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann oder der Stellvertretung 

oder 

b) in Städten mit eigenem Statut aus der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeis-

ter oder einer oder einem rechtskundigen Bediensteten des Magistrates 

2. der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister oder der Stellvertretung 

und 

3. einem weiteren fachkundigen Mitglied des Bezirksjagdbeirates oder dessen Er-

satzmitglied. 

Das weitere fachkundige Mitglied der Prüfungskommission und dessen Ersatzmit-

glied werden von der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann - in Städten mit 

eigenem Statut von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister - nach Anhörung 

des Landesjagdverbandes auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Den Mitgliedern 
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der Prüfungskommission gebührt je Prüfling eine Aufwandsentschädigung, die aus 

den Prüfungsgebühren zu ersetzen ist. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Vorschriften über die 

Prüfung zu regeln, und zwar  

1. über den Prüfungsstoff;  

2. über die Ausschreibung der Prüfungstermine, die Durchführung der Prüfung, die 

Qualifikation und das auszustellende Prüfungszeugnis; 

3. über die Höhe der Prüfungsgebühr und der Aufwandsentschädigung für die Prü-

ferinnen und Prüfer, weiters 

4. dass die Ausbildung für einen Beruf die Jagdhüterinnen- und Jagdhüterprüfung 

ersetzt, wenn im Zuge dieser Ausbildung auf den in Abs. 5 angeführten Gebieten 

die bei der Jagdhüterinnen- und Jagdhüterprüfung nachzuweisenden Kenntnisse 

vermittelt werden. 

(5) Der Prüfungsstoff hat zu umfassen: 

1. die jagdrechtlichen Vorschriften sowie die grundlegenden Bestimmungen des Na-

tur-, Tier- und Umweltschutzrechtes, des Forst- und Waffenrechtes; 

2. die jagdbaren sowie die durch die Naturschutzgesetzgebung geschützten, für die 

Ausübung der Jagd in Betracht kommenden Tiere und ihre Lebensweise, den 

Jagdbetrieb (Wildhege, Wildkunde), die Wildökologie und Lebensraumgestaltung, 

die weidgerechten Jagdarten, die Behandlung des erlegten Wildes, die Jagdhun-

dehaltung und Jagdhundeführung, die Reviereinrichtungen, die wichtigsten Jagd-

fachausdrücke und Jagdgebräuche; 

3. die gebräuchlichen Jagdwaffen und Jagdmunition, deren Behandlung, Handha-

bung und Wirkung. 

(6) Prüfungswerberinnen und Prüfungswerber, die bereits in einem anderen Bundes-

land als Jagdaufseherinnen oder Jagdaufseher bestellt waren, haben lediglich die 

Kenntnis der im Abs. 5 Z 1 angeführten Vorschriften nachzuweisen. 

(7) Die Wiederholung der Prüfung ist frühestens nach drei Monaten und nur zweimal 

zulässig.  
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§ 79 

Prüfung zur Revierjägerin oder zum Revierjäger 

(1) Über das Ansuchen um Zulassung zur Revierjägerinnen- oder Revierjägerprüfung 

entscheidet die Landesregierung. 

(2) Zur Ablegung dieser Prüfung können nur solche Bewerberinnen und Bewerber 

zugelassen werden, die  

1. den Erfordernissen des § 75 Abs. 1 Z 1 bis 4 entsprechen, 

2. von der Bestellung als Jagdhüterin oder Jagdhüter gemäß § 75 Abs. 3 nicht aus-

geschlossen sind, 

3. eine zweijährige Verwendung in einem Jagdbetrieb unter Leitung einer Revierjä-

gerin oder eines Revierjägers oder eine fünfjährige Verwendung als Jagdhüterin 

oder Jagdhüter nachweisen, und 

4. den Nachweis erbringen, dass sie in lebensrettenden Sofortmaßnahmen bei 

jagdlichen Unfällen unterwiesen worden sind. Durch Verordnung der Landesre-

gierung sind dem jeweiligen Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechend 

die näheren Bestimmungen über diesen Nachweis und die Art dieser Unterwei-

sung festzusetzen. 

(3) Die Prüfung ist schriftlich und mündlich am Sitz der Landesregierung vor einer 

Prüfungskommission abzulegen. Die Prüfungskommission besteht aus einer oder 

einem von der Landesregierung zu bestellenden rechtskundigen Bediensteten dieser 

Behörde oder deren oder dessen Stellvertretung, die oder der den Vorsitz führt und 

aus zwei weiteren fachkundigen Mitgliedern oder deren Ersatzmitgliedern. Die zwei 

weiteren fachkundigen Mitglieder der Prüfungskommission und deren Ersatzmitglie-

der werden von der Landesregierung nach Anhörung des Landesjagdverbandes auf 

die Dauer von fünf Jahren berufen. Den Mitgliedern der Prüfungskommission gebührt 

je Prüfling eine Aufwandsentschädigung, die aus den Prüfungsgebühren zu ersetzen 

ist. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Vorschriften über 

1. den Prüfungsstoff, der die jagdgeschichtliche Entwicklung, das jagdliche Brauch-

tum einschließlich der Weidmannsprache, die Wildkunde über die in Österreich 
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heimischen Wildarten, den Jagdbetrieb (Wildhege), die Wildökologie und Lebens-

raumgestaltung, die Maßnahmen gegen die häufigsten Wildseuchen, die Jagd-

kunde, die Waffenkunde, alle die Jagd regelnden Vorschriften und die grundle-

genden Bestimmungen des Natur-, Tier und Umweltschutzrechtes, des Forst- 

und Waffenrechtes; 

2. die Dauer der schriftlichen und mündlichen Prüfung; 

3. die Ausschreibung der Prüfungstermine, die Durchführung der Prüfung, die Quali-

fikation und das auszustellende Prüfungszeugnis und 

4. die Höhe der Prüfungsgebühr und der Aufwandsentschädigung für die Prüferin-

nen und Prüfer zu regeln. 

(5) Prüfungswerberinnen und Prüfungswerber, die in einem anderen Bundesland 

mindestens zwei Jahre als Revierjägerinnen oder Revierjäger tätig waren, haben le-

diglich die Kenntnisse des burgenländischen Jagd-, Natur- und Tierschutzrechtes 

sowie die landesrechtlichen Vorschriften über den Umweltschutz nachzuweisen.  

(6) Die Revierjagdprüfung darf nur einmal nach Ablauf von sechs Monaten wiederholt 

werden. Bei zweimaligem Nichtbestehen kann die Bewerberin oder der Bewerber nur 

nach Nachweisung einer neuerlichen zweijährigen Verwendung in einem Jagdbetrieb 

unter Leitung einer Revierjägerin oder eines Revierjägers oder einer neuerlichen 

fünfjährigen Verwendung als Jagdhüterin oder Jagdhüter zur Prüfung zugelassen 

werden. 

§ 80 

Stellung und Befugnisse der Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher 

(1) Die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher sind in Ausübung ihres Dienstes, wenn 

sie das vorgeschriebene Dienstabzeichen sichtbar tragen, als Organe der öffentli-

chen Aufsicht anzusehen und genießen den besonderen Schutz, den das Strafge-

setzbuch Beamtinnen und Beamten (§ 74 Z 4 StGB) einräumt.  

(2) Die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher sind in Ausübung ihres Dienstes be-

rechtigt, Personen, die von ihnen bei einem Eingriff in fremdes Jagdrecht (§§ 137 bis 

139 StGB) oder bei einer Übertretung dieses Gesetzes, des Naturschutzgesetzes 

oder des Tierschutzgesetzes betreten werden, zum Zwecke ihrer Vorführung vor die 
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Behörde, welcher das weitere Verfahren bezüglich der festgenommenen Personen 

nach Maßgabe des Falles zukommt, festzunehmen, wenn 

1. die oder der Betretene dem anhaltenden Organ unbekannt ist, sich nicht ausweist 

und die Identität auch sonst nicht sofort feststellbar ist, oder 

2. begründeter Verdacht besteht, dass die Person sich der Strafverfolgung zu ent-

ziehen suchen werde, oder 

3. die oder der Betretene trotz Abmahnung in der Fortsetzung der strafbaren Hand-

lung verharrt oder sie zu wiederholen sucht. 

Die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher können unter den Voraussetzungen des 

§ 37a des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 von einer Festnahme absehen. 

(3) Wenn sich Personen, die nach Abs. 2 festgenommen werden können, der Fest-

nahme durch die Flucht entziehen, sind die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher 

berechtigt, diese Personen auch über ihr Aufsichtsgebiet hinaus zu verfolgen und 

außerhalb dessen im Geltungsbereiche dieses Gesetzes festzunehmen. 

(4) Die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher sind ferner berechtigt, die Kleidung und 

Behältnisse (Rucksäcke, Fahrzeuge u.dgl.) von Personen, die bei einem Eingriff in 

fremdes Jagdrecht betreten wurden oder die eines solchen Eingriffes dringend ver-

dächtig erscheinen, zu durchsuchen. Bei den Durchsuchungen ist § 142 Abs. 1 StPO 

sinngemäß anzuwenden. 

(5) Den gemäß Abs. 2 und 4 betretenen Personen können die von der strafbaren 

Handlung herrührenden sowie zur Verübung derselben bestimmten Sachen abge-

nommen (beschlagnahmt) werden.  

(6) Die durch die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher festgenommenen Personen 

sowie die beschlagnahmten Sachen sind sofort der Behörde zu übergeben. Wenn 

der Grund zur Festnahme schon vor Übergabe an die Behörde entfällt, ist die festge-

nommene Person freizulassen. Ebenso sind abgenommene Sachen zurückzugeben, 

wenn der Grund zur Abnahme der Sachen vor deren Übergabe an die Behörde ent-

fällt. Bei Festnahme und Vorführung ist mit möglichster Schonung der Person und 

der Ehre der oder des Festgenommenen vorzugehen. 

§ 81 
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Waffengebrauch der Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher 

(1) Die Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher sind – unbeschadet der waffenrechtli-

chen Vorschriften – befugt, in Ausübung ihres Dienstes ein Jagdgewehr und eine 

Faustfeuerwaffe zu tragen und von diesen Waffen Gebrauch zu machen, wenn ein 

rechtswidriger Angriff auf Leib und Leben ihrer eigenen oder einer anderen Person 

unternommen wird oder unmittelbar droht oder wenn eine mit einer Schusswaffe ver-

sehene Person, die beim verbotswidrigen Durchstreifen des Jagdgebietes betreten 

wird, die Waffe nach Aufforderung nicht sofort ablegt oder die abgelegte Waffe ohne 

Erlaubnis der Jagdaufseherin oder des Jagdaufsehers wieder aufnimmt. 

(2) Der Gebrauch der Waffe ist jedoch nur insoweit zulässig, als er zur Abwehr des 

unternommenen oder drohenden Angriffes notwendig ist. Stehen verschiedene Waf-

fen zur Verfügung, so darf nur von der am wenigsten gefährlichen, nach der jeweili-

gen Lage noch geeignet erscheinenden Waffe Gebrauch gemacht werden. 

 

 

VIII. Hauptstück 

Schonvorschriften 

1. Abschnitt 

§ 82 

Schonzeiten 

(1) Die Landesregierung hat für nachstehend angeführte Wildarten unter Berücksich-

tigung ihrer biologischen Eigenheiten und unter Bedachtnahme auf eine nachhaltige 

Hege sowie auf die Erfordernisse der Land- und Forstwirtschaft und des Naturschut-

zes gegebenenfalls getrennt nach Alter und Geschlecht durch Verordnung Zeiträume 

festzusetzen, während der sie weder verfolgt noch gefangen noch erlegt werden dür-

fen: Rotwild, Damwild, Sikawild, Rehwild, Gamswild, Muffelwild, Schwarzwild, Feld-

hase, Dachs, Edelmarder, Steppeniltis, Auerhahn, Birkhahn, Haselhahn, Fasane, 

Rebhuhn, Wachtel, Wildtauben, Schnepfen, Wildgänse – ausgenommen Zwerggans, 

Nonnengans, Rothalsgans und Rostgans –, Wildenten – ausgenommen Moorente, 
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Weißkopfente und Ruderente –, Fischreiher, Wildtruthuhn, Blässhuhn, Eichelhäher, 

Aaskrähe und Elster.  

(2) Keine Schonzeit genießen: wildes Kaninchen, Fuchs, Waldiltis, Steinmarder, klei-

nes und großes Wiesel, Marderhund und Waschbär.  

(3) Wild, für das im Abs. 1 keine Schonzeit vorgesehen ist und das auch nicht unter 

den nicht geschonten Wildarten (Abs. 2) angeführt ist, ist ganzjährig zu schonen. Die 

Landesregierung hat durch Verordnung auch für einzelne der im Abs. 1 genannten 

Wildarten eine ganzjährige Schonzeit anzuordnen, wenn dies mit Rücksicht auf das 

seltene Vorkommen oder mit Rücksicht auf die Bestandesgefährdung dieser Art not-

wendig ist.  

(4) Die Landesregierung hat, sofern es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt, 

nach Einholung von Gutachten aus den Fachgebieten Jagd und Naturschutz für 

ganzjährig geschontes Federwild sowie für die Haarwildarten Wolf, Bär, Fischotter, 

Wildkatze und Luchs mit Bescheid Ausnahmen von den Schonvorschriften zu bewil-

ligen, wenn dies  

1. im Interesse der Volksgesundheit, der öffentlichen Sicherheit oder der Sicherheit 

der Luftfahrt liegt; 

2. zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbeständen, Wäldern, Fi-

schereigebieten und Gewässern oder zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt er-

forderlich ist; 

3. Forschungs- und Unterrichtszwecken, der Aufstockung von Wildbeständen, der 

Wiederansiedlung oder Aufzucht im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen 

dient; 

4. dazu dient, um unter strenger Kontrolle selektiv und in beschränktem Ausmaß 

(Abs. 5) die Entnahme oder Haltung einer begrenzten Anzahl von Wildstücken zu 

ermöglichen. 

Die Ausnahmebewilligung ist unter der Voraussetzung zu erteilen, dass die Populati-

onen der angeführten Wildarten in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz dieser 

Ausnahmebewilligung ohne Beeinträchtigung in ihrem günstigen Erhaltungszustand 

verweilen. 
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(5) Im Bescheid gemäß Abs. 4 

1. ist die Anzahl der zu fangenden, zu haltenden oder zu tötenden Wildstücke unter 

Bedachtnahme auf den jeweiligen Wildstand auf das unbedingt erforderliche 

Ausmaß zu beschränken; 

2. ist die Fang- oder Tötungsart festzulegen; bei Ausnahmen gemäß Abs. 4 Z 4 sind 

sofort tötende Fallen (§ 99 Abs. 3) jedenfalls verboten; 

3. sind Kontrollmaßnahmen und erforderlichenfalls zeitliche und örtliche Beschrän-

kungen des Fangens, Haltens oder Tötens der Wildstücke vorzusehen. 

(6) Bei Federwild ist verboten 

1. das absichtliche Zerstören oder Beschädigen von Nestern und Eiern und das Ent-

fernen von Nestern; 

2. das absichtliche Stören, insbesondere während der Brut- und Aufzuchtzeit; 

3. das Sammeln der Eier in der Natur und der Besitz dieser Eier, auch in leerem Zu-

stand. 

(7) Die Bestimmungen über die Schonzeiten finden auf das in Wildgehegen gehalte-

ne Wild keine Anwendung. 

§ 83 

Verlängerung der Schonzeit; Einstellung des Abschusses 

(1) Bei schwerer Gefährdung der Wildbestände durch Wildverluste, die durch außer-

gewöhnliche Witterungsverhältnisse, Naturkatastrophen, Wildseuchen und derglei-

chen verursacht werden, hat die Landesregierung für das ganze Land, für einzelne 

Verwaltungsbezirke oder für einzelne Jagdgebiete die Schonzeiten zu verlängern 

oder auch die Jagd auf bestimmte Wildarten vollkommen einzustellen. 

(2) Sinkt der Bestand einer Wildart durch übermäßigen Abschuss oder unwirtschaftli-

che Jagdausübung unter das den Revierverhältnissen entsprechende Mindestaus-

maß bedeutend herab, hat die Bezirksverwaltungsbehörde den Abschuss dieser 

Wildart in dem Jagdgebiet auf eine angemessene Dauer einzuschränken oder gänz-

lich einzustellen.  

§ 84 
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Verkürzung der Schonzeit 

(1) Die Landesregierung hat einen späteren Beginn oder früheren Schluss der 

Schonzeiten bestimmter Wildgattungen für einzelne oder für alle Jagdgebiete eines 

Verwaltungsbezirkes zu verfügen, wenn dies mit Rücksicht auf die örtlichen und kli-

matischen Verhältnisse gerechtfertigt erscheint. Diese Ausnahmen dürfen jedoch nur 

für das jeweils laufende Jagdjahr zugestanden werden. 

(2) Die Landesregierung hat ferner die für eine bestimmte Wildart festgesetzte 

Schonzeit in einzelnen oder allen Jagdgebieten eines Verwaltungsbezirkes auf eine 

angemessene Dauer außer Wirksamkeit zu setzen, wenn dies zur Erhaltung der Ge-

sundheit, zur Artverbesserung des Wildes oder im Interesse der Land- und Forstwirt-

schaft geboten ist. Dies gilt nicht für die in § 82 Abs. 4 genannten Wildarten. 

 

2. Abschnitt 

Verkehrsbeschränkungen 

§ 85 

Beschränkung des Verkehrs mit geschontem Wild und mit Eiern;  

Verkaufserlaubnisse 

(1) Ganzjährig geschontes Wild darf nicht gehalten, zum Verkauf angeboten, entgelt-

lich oder unentgeltlich in Verkehr gebracht, versendet oder erworben werden. Dies 

gilt nicht für solches Wild, 

1. das vor dem 1.1.1982 in die Gewahrsame der Halterin oder des Halters gelangt 

ist oder von diesen Tieren nachweislich abstammt; 

2. das aus einem Schau- oder Zuchtgehege (§ 11) oder aus Tierschutzhäusern 

stammt; 

3. für das eine Genehmigung nach § 82 Abs. 4 erteilt wurde. 

(2) Teile ganzjährig geschonter Tiere (Präparate von Wild, Decken, Felle, Eier u.dgl.) 

dürfen nicht verkauft, zum Verkauf bereitgehalten oder mit Ausnahme des Abs. 3 

sonst in Verkehr gebracht oder erworben werden. Dies gilt nicht für Teile solcher Tie-
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re, wenn der Nachweis erbracht wurde, dass sie von in Abs. 1 genannten Tieren 

stammen. 

(3) Die oder der Jagdausübungsberechtigte darf ganzjährig geschonte, tot oder ver-

letzt aufgefundene Tiere behalten oder an Schulen, Museen oder wissenschaftliche 

Institute abgeben. Der Fund ist der Bezirksverwaltungsbehörde jedoch innerhalb ei-

ner Woche zu melden.  

(4) Wer Tiere oder Teile von Tieren (Abs. 1 oder 2) besitzt oder innehat, hat deren 

Herkunft der Bezirksverwaltungsbehörde und den Jagdschutzorganen über Verlan-

gen nachzuweisen. Die Bezirksverwaltungsbehörde ist berechtigt, in Betriebsräumen 

von Tierpräparatorinnen und Tierpräparatoren Einschau zu nehmen. Die Einschau ist 

während der Geschäfts- oder Betriebsstunden oder während die Räumlichkeiten dem 

Verkehr geöffnet sind, wenn jedoch begründeterweise anzunehmen ist, dass auch zu 

anderer Zeit in diesen Räumen gearbeitet wird, auch zu dieser Zeit, zulässig. 

(5) Hinsichtlich der Vogelarten Graugans, Pfeifente, Krickente, Spießente, Tafelente, 

Reiherente, Eiderente, Alpenschneehuhn, Auerhuhn und Blässhuhn ist der Verkauf 

von toten Vögeln und von deren ohne weiteres erkennbaren Teilen, sofern diese Vö-

gel rechtmäßig erlegt wurden, erlaubt. 

(6) Eier des Federwildes dürfen nur zum Zwecke der künstlichen Aufzucht in Verkehr 

gesetzt werden.  

(7) Für die in Verkehr gesetzten Eier ist der von der Landesregierung im Verord-

nungsweg näher zu regelnde Nachweis der Herkunft und des Aufzuchtzweckes er-

forderlich. Der Nachweis der Herkunft und des Aufzuchtzweckes hat zu enthalten: 

Name und Wohnort der Eigentümerin oder des Eigentümers des Federwildes, 

Standort des Betriebes, in dem das Federwild gehalten wird, Art des Federwildes, 

Tag, an dem die Eier in Verkehr gesetzt wurden, Name und Wohnort der Empfänge-

rin oder des Empfängers, Ort und Zweck der Aufzucht. 

 

§ 86 

Halten von Greifvögeln; Kennzeichnung 
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(1) Personen, die Greifvögel gemäß § 85 Abs. 1 halten, sind verpflichtet, Zahl, Art, 

Alter, Geschlecht und Herkunft derselben sowie den Zweck des Haltens binnen 

zweier Wochen nach dem Erwerb der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

(2) Änderungen des Haltungszweckes sind binnen zweier Wochen nach der Ände-

rung der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Die Bezirksverwaltungsbehörde 

kann die Änderung des Haltungszweckes untersagen, wenn diese den Grundsätzen 

des Tier- oder Naturschutzes widerspricht. 

(3) Nachzüchtungen von Greifvögeln sind innerhalb von zwei Wochen nach dem 

Ausschlüpfen, der Verlust von Greifvögeln (Verenden oder Verstoßen) ist innerhalb 

von zwei Wochen der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

(4) Gehaltene Greifvögel sind innerhalb der in den Abs. 2 und 3 genannten Fristen zu 

kennzeichnen. Die Landesregierung hat durch Verordnung Vorschriften über die Art 

der Kennzeichnung zu erlassen.  

 

 

IX. Hauptstück 

Vorschriften für die Jagdbetriebsführung 

1. Abschnitt 

Jagdwirtschaftliche Planung 

§ 87 

Abschussplan 

(1) Der Abschuss von Schalenwild (mit Ausnahme des Schwarzwildes) sowie von 

Auer-, Birk-, Hasel- und Trapphahnen ist nur auf Grund eines von der Bezirksverwal-

tungsbehörde genehmigten Abschussplanes oder einer Abschussverfügung gemäß 

§ 108 zulässig. Diese Bestimmungen finden auf das in Wildgehegen gehaltene Scha-

lenwild keine Anwendung. 
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(2) Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat den Abschussplan bis spätestens 

15. März jedes Jagdjahres der Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen. Für angren-

zende Jagdgebiete derselben Jagdpächterin oder desselben Jagdpächters ist nur ein 

Abschussplan vorzulegen. 

(3) Der Abschussplan hat jedenfalls zu enthalten: 

1. Die Gesamtfläche des Jagdgebietes; 

2. den im Vorjahr durchgeführten Abschuss und das Fallwild; dies kann entfallen, 

wenn ein Wechsel bei der oder dem Jagdausübungsberechtigten aufgetreten ist; 

3. den Antrag für den im laufenden Jagdjahr geplanten Abschuss; 

4. eine Aufgliederung des zum Abschuss beantragten Schalenwildes in männliche 

und weibliche Stücke, ausgenommen die im Laufe des Jagdjahres gesetzten Käl-

ber, Kitze und Lämmer (Nachwuchsstücke); 

5. eine Aufteilung der Trophäen tragenden Wildstücke mit Ausnahme der Muffel-

schafe in Altersklassen. 

(4) Vor Entscheidung über den Abschussplan hat die Bezirksverwaltungsbehörde die 

Verpächterin oder den Verpächter, die Burgenländische Landwirtschaftskammer, den 

Bezirksjagdbeirat und die Hegeringleiterin oder den Hegeringleiter zu hören; in Jagd-

gebieten mit Waldbeständen hat sie zusätzlich ein forstliches Gutachten darüber ein-

zuholen, ob auf Grund des beantragten Abschusses eine Gefährdung des Waldes (§ 

108 Abs. 3) zu vermeiden ist. 

(5) Lässt der Abschussplan im Aufbau der Altersklassen und des Geschlechtsver-

hältnisses einen qualitativ guten, der Größe und den Äsungsverhältnissen des Jagd-

gebietes angepassten und den Interessen der Land- und Forstwirtschaft nicht wider-

sprechenden Wildstand erwarten, so ist er zu genehmigen. 

(6) Wird der Abschussplan nicht rechtzeitig oder mangelhaft verfasst vorgelegt, oder 

widersprechen seine Angaben den Zielsetzungen des Abs. 5, so hat die Bezirksver-

waltungsbehörde den Abschussplan unter Bedachtnahme auf Abs. 5 zu verfügen.  

(7)  In Gebieten, in denen eine Hege des abschussplanpflichtigen Schalenwildes im 

Hinblick auf die Interessen der Land- und Forstwirtschaft nicht vertretbar ist, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde über Antrag der oder des Jagdausübungsberechtigten 

oder von Amts wegen ohne Rücksicht auf den Wildstand Abschüsse in jenem Aus-
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maß zu genehmigen oder zu verfügen, die eine Ausbreitung oder Vermehrung der 

betreffenden Wildart hintanhalten oder eine wirksame Verminderung des Wildbe-

standes ermöglichen. 

(8) Für Gebiete gemäß Abs. 7 sowie für Jagdgebiete, die wegen ihres geringen Flä-

chenausmaßes bei Schalenwild einen biologisch richtigen Altersklassenaufbau und 

die Regulierung eines ausgewogenen Geschlechterverhältnisses nicht zulassen, 

kann der Abschuss bestimmter Wildstücke für mehrere aneinandergrenzende Jagd-

gebiete mit der Auflage bewilligt oder verfügt werden, dass die Erfüllung des Ab-

schusses in einem dieser Jagdgebiete den Abschuss in den anderen Jagdgebieten 

ausschließt.  

(9) Im Verfahren betreffend den Abschussplan kommt den Jagdausübungsberechtig-

ten und den Verpächterinnen und Verpächtern Parteistellung zu. Einer Berufung ge-

gen die Genehmigung des Abschussplanes bzw. gegen die Verfügung des Abschus-

ses kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 

(10) Bei Feststellung einer mit den Interessen der Land- oder Forstwirtschaft in Wi-

derspruch stehenden Wilddichte oder bei einer unnatürlichen Wildstandstruktur oder 

zur Prüfung der Einhaltung des genehmigten Abschussplanes hat die Bezirksverwal-

tungsbehörde für einzelne oder sämtliche Jagdgebiete eines politischen Bezirkes die 

jagdausübungsberechtigte Person zu verpflichten, in geeignet erscheinender Weise 

innerhalb einer zu bestimmenden Frist den Abschuss von Wildstücken nachzuwei-

sen.  

(11) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über den Ab-

schussplan, insbesondere über dessen Erstellung, Vorlage, Genehmigung und 

Durchführung zu erlassen. Sie hat dabei die Richtlinien darauf abzustellen, dass eine 

volkswirtschaftlich untragbare Vermehrung des Wildstandes, wie auch eine die Erhal-

tung des Wildstandes gefährdende Verminderung vermieden wird. 

(12) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat auf Antrag oder von Amts wegen den von 

ihr genehmigten oder verfügten Abschuss einzuschränken oder zu erweitern, wenn 

dies infolge eines nachträglich festgestellten geringeren oder größeren Wildstandes 

zur Sicherung einer im Abs. 5 entsprechenden Abschussregelung erforderlich ist. Für 

das Verfahren gelten die Bestimmungen des Abs. 4 sinngemäß. 
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§ 88 

Sonderbestimmungen zum Schutz von Weinbaukulturen 

(1) Zum Schutz von Weinbaukulturen (Abs. 2) ist in der Zeit vom 15. Juli bis 

30. November die Bekämpfung von Staren zulässig. 

(2) Die Notwendigkeit dieser Maßnahme ist mit Verordnung der Landesregierung 

festzustellen, wenn ein massenhaftes Auftreten von Staren im Bereich von Weinbau-

fluren (Weinbaugesetz 2001, LGBl. Nr. 61/2002) zu erwarten ist. 

(3) Die Gemeinden können zum Schutz von Weinbaukulturen gemäß Abs. 2 

1. die Jagdausübungsberechtigten (§ 2 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3); 

2. die Jagdschutzorgane (§ 74);  

3. mit Zustimmung der Jagdausübungsberechtigten die Feldschutzorgane (§ 7 

Feldschutzgesetz, LGBl. Nr. 15/1989 in der geltenden Fassung) mit der Vornah-

me der Maßnahme beauftragen. 

(4) Die Bekämpfung ist nur im unmittelbaren Bereich von Weinbaufluren gestattet. 

§ 89 

Sonderbestimmungen für Zugvögel 

(1) Zu den Zugvögeln zählendes Wild ist auf seinem Rückzug zu den Nistplätzen zu 

schonen. 

(2) Waldschnepfen dürfen vom 1. März bis 15. April nach der Jagdart "Schnepfen-

strich" bejagt werden. 

 

 

§ 90 

Durchführung des Abschussplanes 
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(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat den bewilligten oder verfügten Ab-

schussplan in Zahl und Gliederung einzuhalten. Jede Unterschreitung des Abschus-

ses ist in der Abschussliste zu begründen. 

(2) Auf den bewilligten Abschussplan oder auf die Abschussverfügung ist jedes im 

Jagdgebiet ab Beginn des Jagdjahres erlegte oder gefallene Wildstück ohne Rück-

sicht auf dessen Verwertbarkeit anzurechnen. 

(3) Kümmerndes und krankgeschossenes Wild darf unbeschadet der Bestimmungen 

des Tierseuchengesetzes über den genehmigten Abschussplan selbst während der 

Schonzeit erlegt werden, wenn dies zur Gesunderhaltung des Bestandes oder zur 

Behebung von Qualen des Wildes unerlässlich ist. Die Erlegung ist unverzüglich 

nach dem Abschuss unter Darlegung der hiefür maßgebenden Gründe der Hege-

ringleiterin oder dem Hegeringleiter bekannt zu geben und ihr oder ihm auf Verlan-

gen vorzulegen. Für verletzte Stücke ist ein tierärztliches Gutachten über die Art und 

Ursache der Verletzung der Anzeige anzuschließen. 

§ 91 

Abschussliste 

(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte ist verpflichtet, das während des Jagd-

jahres in seinem Jagdgebiet erlegte, verendet oder gefallene Wild aller Art in einer für 

jedes Jagdgebiet gesondert geführten Abschussliste unverzüglich zu verzeichnen. 

Angeschossenes Wild, das in einem fremden Jagdgebiet zur Strecke gekommen ist, 

ist in der Abschussliste für jenes Jagdgebiet zu verzeichnen, dessen Jagdaus-

übungsberechtigten das Wildstück, bei Trophäenträgern die Trophäe, zufällt. Bei je-

dem abschussplanpflichtigen Wildstück ist ferner der Tag der Erlegung, das Gewicht, 

ausgenommen beim Auer- und Trappwild, bei Trophäenträgern die Altersklasse, 

Name und Anschrift der Erlegerin oder des Erlegers sowie Art der Verwertung bzw. 

die Unverwertbarkeit des Wildstückes zu vermerken.  

(2) Zur Führung der Abschussliste ist ausschließlich der durch Verordnung festgeleg-

te Vordruck zu verwenden.  

(3) Die Abschussliste hat während des Jagdjahres bei der oder dem Jagdaus-

übungsberechtigten, falls sich deren oder dessen Wohnsitz außerhalb des Verwal-
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tungsbezirkes befindet, in dem das Jagdgebiet gelegen ist, bei der oder dem für die-

ses Jagdgebiet bestellten Jagdaufseherin oder Jagdaufseher aufzuliegen. Die Be-

zirksverwaltungsbehörde ist berechtigt, durch ihre Amtsorgane jederzeit in die Ab-

schussliste Einsicht nehmen zu lassen. Zur Einsichtnahme in die Abschussliste sind 

ferner die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister und die Hegeringleiterin 

oder der Hegeringleiter berechtigt. 

(4) Die Abschussliste ist mit Ablauf des Jagdjahres abzuschließen. Bis spätestens 

15. Feber jeden Jahres ist der Bezirksverwaltungsbehörde die Abschlussliste in zwei-

facher Ausfertigung vorzulegen. 

§ 92 

Hegeschau 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat zur Besprechung der jagdwirtschaftlichen 

Situation und zur Überprüfung der getätigten Abschüsse von Amts wegen oder auf 

Antrag des Bgld. Landesjagdverbandes durch Verordnung die Durchführung einer 

öffentlichen Hegeschau anzuordnen. Die Hegeschau ist vom Bgld. Landesjagdver-

band zu veranstalten und kann den ganzen Verwaltungsbezirk oder auch nur Teile 

davon umfassen. Zur Hegeschau sind die Pächterinnen und Pächter in geeigneter 

Form einzuladen. 

(2) Die Erlegerinnen und Erleger trophäentragender Schalenwildstücke, mit Ausnah-

me von Schwarzwild, Muffelschafen und Gamskitzen, haben die Trophäen und ande-

re zur Altersbestimmung taugliche Teile des Wildkörpers zur Hegeschau vorzulegen. 

Zu diesem Zweck haben sie die Trophäen und die tauglichen Teile des Wildkörpers 

während des laufenden und des diesem folgenden Jagdjahres aufzubewahren. Hat 

die Erlegerin oder der Erleger eines Wildstückes, dessen Trophäe vorlagepflichtig ist, 

keinen Wohnsitz im Inland und besteht die Absicht, eine solche Trophäe ins Ausland 

zu verbringen, ist sie vorher der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister 

oder der von ihr oder ihm nominierten Vertretung vorzulegen und zu beurteilen.  

(3) Bei der Hegeschau ist der Gesamtabschuss nach Geschlechtergruppen und Al-

tersklassen sowohl in den einzelnen Jagdgebieten als auch innerhalb des gesamten 

Bereiches nach biologischen und jagdwirtschaftlichen Gesichtspunkten durch den 
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Bgld. Landesjagdverband zu beurteilen und ist insbesondere auch die Wildschaden-

situation zu besprechen. Die vorgelegten Trophäen sind dauerhaft zu kennzeichnen. 

 

2. Abschnitt 

Jagdbewirtschaftung 

§ 93 

Pflegliche und nachhaltige Jagdbewirtschaftung 

(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte ist verpflichtet, für eine pflegliche und 

nachhaltige Jagdwirtschaft Sorge zu tragen. Es ist verboten, eine Wildart durch un-

sachgemäße Jagdausübung in ihrem Bestande zu gefährden. 

(2) Die Jagdpächterin oder der Jagdpächter hat bei Ablauf des Pachtverhältnisses 

das Jagdgebiet mit einem den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Wildstand der 

Verpächterin oder dem Verpächter zu übergeben.  

§ 94 

Wildfütterung 

(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte ist verpflichtet, während der Notzeit für 

eine angemessene Fütterung des Wildes zu sorgen. Die Bezirksverwaltungsbehörde 

kann jedoch für bestimmte Zeiträume und für einzelne Jagdgebiete die Fütterung 

untersagen, wenn durch die Fütterung Gefahren für land- und forstwirtschaftliche Kul-

turen zu befürchten sind. 

(2) Kommt die oder der Jagdausübungsberechtigte trotz Aufforderung durch die Be-

zirksverwaltungsbehörde der ihr oder ihm obliegenden Fütterungspflicht nicht oder 

nicht ausreichend nach, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Fütterung auf sei-

ne Kosten zu veranlassen. In Genossenschaftsjagdgebieten kann die Kaution für 

diese Kosten in Anspruch genommen werden.  

(3) Das Verabreichen von Futter und Salz an Wild ist verboten  
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1. ohne Zustimmung der oder des benachbarten Jagdausübungsberechtigten in-

nerhalb einer Entfernung von 100 m von der Grenze des Jagdgebietes, sofern es 

sich nicht um eine Staatsgrenze oder eine Grenze zu einem anderen Bundesland 

handelt, in dem keine gleichlautende Bestimmung besteht und keine Gegensei-

tigkeit vereinbart ist; 

2. in Jagdgebieten, in denen Rot- und Rehwild vorkommen, im Hochwald unter 

50 Jahren und im Niederwald unter zwanzig Jahren, ausgenommen Kirrplätze für 

Schwarzwild. 

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat Ausnahmen von den Verboten nach Abs. 3 

zu bewilligen, wenn ansonsten die Jagdausübung infolge der Form und der Gelän-

degestaltung des Jagdgebietes wesentlich erschwert würde. 

(5) Künstlich angelegte Äsungsflächen (Wildäcker) werden zur Futterstelle im Sinne 

des Abs. 3, wenn diese über den Zeitpunkt hinaus bestehen bleiben, zu dem eine 

ordentliche Landwirtin oder ein ordentlicher Landwirt die Ernte einbringt. 

(6) In Jagdgebieten, in denen das Rebhuhn und der Fasan Standwild sind, ist die 

oder der Jagdausübungsberechtigte verpflichtet, für ein Flächenausmaß von je 100 

ha des Jagdgebietes mindestens eine natürliche oder künstliche Futterstelle zu er-

richten. Derartige Futterstellen müssen den Bestimmungen des Abs. 3 entsprechen.  

§ 95 

Jagdeinrichtungen 

(1) Der oder dem Jagdausübungsberechtigten ist die Errichtung von Anlagen für den 

Jagdbetrieb, wie von Futterstellen, ständigen Ansitzen, Jagdhütten, Jagdsteigen, 

Wildzäunen und dergleichen sowie von Anlagen gemäß § 4 Abs. 3 nur mit Zustim-

mung der Grundeigentümerin oder des Grundeigentümers gestattet. Die Bezirksver-

waltungsbehörde hat jedoch auch ohne diese Zustimmung die Bewilligung zur Errich-

tung solcher Jagdeinrichtungen mit Ausnahme von Wildzäunen unbeschadet der 

nach anderen gesetzlichen Vorschriften etwa sonst noch erforderlichen Genehmi-

gungen dann zu erteilen, wenn der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer 

der Sachlage nach die Duldung der Anlage zugemutet werden kann. Diese Anlagen 

sind der Jagdnachfolgerin oder dem Jagdnachfolger auf Verlangen gegen angemes-

sene Entschädigung zu überlassen. Bezüglich des Gegenstandes, des Umfanges 
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und der Ermittlung der Entschädigung an die Grundeigentümerin oder den Grundei-

gentümer für die Duldung der Jagdeinrichtungen und für die Überlassung der Jagd-

einrichtungen an die  Jagdnachfolgerin oder den Jagdnachfolger gelten sinngemäß 

die Bestimmungen des Abschnittes II und des Abschnittes III B des Eisenbahnent-

eignungsgesetzes 1954, BGBl. Nr. 71, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 112/2003. 

(2) Die Benützung nichtöffentlicher Wege mit Fahrzeugen zum Zwecke der Wildbrin-

gung und der Wildfütterung ist gestattet, wenn öffentliche Wege nicht zu Verfügung 

stehen. Die Halterin oder der Halter nichtöffentlicher Wege ist nicht verpflichtet, dafür 

zu sorgen, dass sich die Wege in einem für diese Benützung geeigneten Zustand 

befinden. Sie oder er kann für Schäden, die von der oder dem Jagdausübungsbe-

rechtigten oder den in ihrem oder seinem Jagdbetrieb tätigen Personen verursacht 

wurden, eine Entschädigung beanspruchen, die im Streitfall von der Bezirksverwal-

tungsbehörde festzusetzen ist.  

(3) Herstellungen, die einwechselndes Wild behindern wieder auszuwechseln (Ein-

sprünge), dürfen nicht errichtet werden. Ebenso ist die Errichtung von Zäunen für 

jagdliche Zwecke, die nicht zur Anlage von Wildgehegen dienen, und von anderen 

Hindernissen für den Wildwechsel verboten. 

§ 96 

Jagdnotweg 

Wenn die oder der Jagdausübungsberechtigte und die von ihr oder ihm im Jagdbe-

trieb verwendeten oder zugelassenen Personen ein Jagdgebiet nicht auf einem öf-

fentlichen oder zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg oder nur auf einem un-

verhältnismäßig langen oder beschwerlichen Umweg erreichen können, hat die Be-

zirksverwaltungsbehörde – mangels eines Übereinkommens der beteiligten 

Jagdausübungsberechtigten - einen Weg (Jagdnotweg) zu bestimmen, auf welchem 

diesen Personen das Durchqueren des fremden Jagdgebietes gestattet ist. Bei Be-

nützung des Jagdnotweges dürfen Schusswaffen nur ungeladen, Hunde nur an der 

Leine und Beizvögel nur gesichert mitgeführt werden. Die Eigentümerin oder der Ei-

gentümer des Grundstückes, über das der Jagdnotweg führt, kann eine angemesse-
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ne Entschädigung beanspruchen, die im Streitfall von der Bezirksverwaltungsbehör-

de festzusetzen ist. 

§ 97 

Wildfolge 

(1) Krankgeschossenes oder auch nur vermutlich getroffenes Wild, das in ein frem-

des Jagdgebiet überwechselt, oder Federwild, das dorthin abstreicht, darf dort vom 

Schützen nicht weiter bejagt werden; seine Verfolgung, Erlegung und Besitznahme 

bleibt der oder dem Jagdausübungsberechtigten, in deren oder dessen Jagdgebiet 

sich das Wild befindet, vorbehalten. 

(2) Die Schützin oder der Schütze hat die Anschussstelle, die Fluchtrichtung und 

nach Möglichkeit auch die Stelle, an der das Wild über die Grenze geflüchtet ist, er-

kenntlich zu machen. Die oder der Jagdausübungsberechtigte (§ 63 Abs. 3) ist ver-

pflichtet, für die eheste Verständigung der Jagdnachbarin oder des Jagdnachbarn 

Sorge zu tragen und sich selbst oder eine mit den Vorgängen vertraute Person für 

die Nachsuche zur Verfügung zu stellen.  

(3) Die Bestimmungen über die Wildfolge können durch die Beteiligten vertragsmäßig 

abgeändert werden (Wildfolgevertrag). Wurde die Wildfolge lediglich grundsätzlich 

und ohne besondere Regelung eingeräumt, so gilt im Zweifelsfalle folgendes: 

1. verendet krankgeschossenes Wild nicht in Sichtweite der Schützin oder des 

Schützen, so ist nach den Vorschriften des Abs. 2 vorzugehen; 

2. verendet Schalenwild in Sichtweite, so hat die Erlegerin oder der Erleger das Wild 

auf der Stelle aufzubrechen, zu versorgen und die verfügungsberechtigte Person 

ohne Verzug zu benachrichtigen. Bei Gefahr des Verderbs oder des Verlustes 

des erlegten Wildes hat die Erlegerin oder der Erleger für eine zweckmäßige und 

sichere Verwahrung oder allenfalls dafür Sorge zu tragen, dass die Jagdnachba-

rin oder der Jagdnachbar darüber verfügen kann; 

3. anderes in Sichtweite verendetes Wild ist zu bergen. Die Jagdnachbarin oder der 

Jagdnachbar ist ehestens von der Erlegung in Kenntnis zu setzen, das erlegte 

Wild ist ihr oder ihm zur Verfügung zu halten; 

4. beim Überschreiten der Grenze darf eine Langwaffe nicht mitgeführt werden; 
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5. wird die Nachsuche auf Schalenwild von der Schützin oder vom Schützen mit Er-

folg durchgeführt und das Wild zustandegebracht, so bleibt der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten des Gebietes, in dem das Wild gefallen ist, der An-

spruch auf das Wildbret gewahrt, das Recht auf die Trophäe steht der Schützin 

oder dem Schützen zu; 

6. hinsichtlich der Ausübung der Wildfolge in Gebieten, auf denen die Jagd ruht 

(§ 21), finden die Bestimmungen des § 21 Abs. 4 und 5 Anwendung; 

7. das Wild ist auf den Abschussplan derjenigen oder desjenigen Jagdausübungs-

berechtigten anzurechnen, der oder dem das Wildstück, bei Trophäenträgern die 

Trophäe, zufällt. Das gefundene, nicht mehr verwertbare Wildstück ohne Trophäe 

ist auf den Abschussplan der oder des Jagdausübungsberechtigten anzurechnen, 

in deren oder dessen Jagdgebiet das Wild angeschossen wurde. Ist diese oder 

dieser Jagdausübungsberechtigte nicht feststellbar, so ist das Wildstück auf den 

Abschussplan derjenigen oder desjenigen anzurechnen, in deren oder dessen 

Jagdgebiet das Wildstück gefunden wurde.   

§ 98 

Jagdhunde 

Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat dafür zu sorgen, dass eine der Größe 

und Beschaffenheit des Reviers entsprechende Anzahl von Jagdhunden gehalten 

wird, mindestens jedoch so viele, als gemäß § 74 für das betreffende Jagdgebiet 

Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher zu bestellen sind. Die Jagdhunde können 

auch von den Jagdaufseherinnen und Jagdaufsehern, die für das betreffende Jagd-

gebiet bestellt sind, gehalten werden. Die Jagdhunde müssen nach ihrer Rasse und 

Gebrauchsfähigkeit zur Verwendung im Jagdgebiete entsprechend den dort herr-

schenden Kultur- und Wildbestandsverhältnissen geeignet sein. Für Jagdgebiete bis 

1500 ha ist mindestens ein auf Schweiß geprüfter Jagdhund und für Jagdgebiete ü-

ber 1500 ha sind mindestens zwei auf Schweiß geprüfte Jagdhunde zu halten. Ein 

und derselbe Jagdhund ist in jedem Revier anzuerkennen, in dem die Hundebesitze-

rin oder der Hundebesitzer Eigentümerin oder Eigentümer, Pächterin oder Pächter 

oder Jagdaufseherin oder Jagdaufseher ist. Die Landesregierung hat durch Verord-

nung zu regeln, welche Eigenschaften und Voraussetzungen brauchbare Jagdhunde 

aufweisen müssen und wie diese nachzuweisen sind. 

§ 99 
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Fangen von Wild; 

Verbot des Gifteinsatzes im Jagdbetrieb 

(1) Die Verwendung von Fallen im Jagdbetrieb, ausgenommen von solchen gemäß 

Abs. 2, ist verboten. 

(2) Im Jagdbetrieb dürfen unbeschadet des Abs. 3 nur solche Vorrichtungen verwen-

det werden, die sich in einwandfreiem Zustand befinden und die durch die Einrich-

tung die Gewähr dafür bieten, dass das Tier unversehrt gefangen wird (Lebendfang-

fallen). 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde darf zum Fangen von Haarraubwild für die Zeit 

von November bis einschließlich Februar für einen örtlich begrenzten Bereich die 

Verwendung von sofort tötenden Fallen (Prügelfallen, Scherenfallen, Abzugeisen) 

höchstens für die Dauer der Jagdperiode bewilligen, wenn öffentliche Interessen an 

der Aufstellung solcher Fallen, insbesondere die Bekämpfung von Tierseuchen oder 

die übermäßige Vermehrung einer Tierart, andere öffentliche Interessen, insbeson-

dere solche des Tier- und Artenschutzes, überwiegen.  

(4) Eine Bewilligung für Abzugeisen gemäß Abs. 3 darf nur unter den Voraussetzun-

gen erteilt werden, dass  

1. die Fallen von befähigten Personen aufgestellt werden; die Befähigung ist durch 

eine Bestätigung des Landesjagdverbandes über den erfolgreichen Abschluss ei-

nes Kurses für Fallenstellerinnen und Fallensteller nachzuweisen; 

2. die Fallen mit einer Prüfnummer des Landesjagdverbandes versehen werden; 

3. gewährleistet ist, dass die Fallen täglich kontrolliert werden. 

(5) Jedes Abzugeisen ist vor dem erstmaligen Aufstellen in der jeweiligen Jagdperio-

de dem vom Landesjagdverband namhaft gemachten Organ vorzuweisen, der es auf 

seine Eignung zu überprüfen hat. Der Landesjagdverband hat geeignete Abzugeisen 

mit einer Prüfungsnummer zu versehen. Diese Prüfnummer sowie Name und An-

schrift der zur Aufstellung berechtigten Person sind unverzüglich der Bezirksverwal-

tungsbehörde bekannt zu geben, in deren örtlichen Wirkungsbereich die Falle aufge-

stellt werden soll. 
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(6) Die Verwendung von Gift im Jagdbetrieb ist verboten. 

(7) Die Landesregierung hat mit Verordnung Bestimmungen über die Dauer, die 

Lehrinhalte und die Prüfung der vom Landesjagdverband abzuhaltenden Kurse für 

Fallenstellerinnen und Fallensteller sowie über die Prüfung der Fallen und ihre Kenn-

zeichnung mit Prüfnummern zu erlassen. 

§ 100 

Vorkehrungen gegen Wildkrankheiten 

Wahrnehmungen über das Auftreten einer Wildkrankheit sind von der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten sowie von allen in ihrem oder seinem Jagdgebiet ver-

wendeten oder zugelassenen Personen unbeschadet der Bestimmungen des Tier-

seuchengesetzes unverzüglich der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

§ 101 

Verbote sachlicher Art 

(1) Verboten ist  

1. die Jagd mit  

a) Waffen, die für die jagdliche Verwendung nicht bestimmt sind (z.B. Luftdruck-

waffen, Armbrüste, Bögen); 

b) Faustfeuerwaffen, ausgenommen für Fangschüsse; 

c) halbautomatischen oder automatischen Waffen, die mehr als zwei Patronen in 

das Magazin aufnehmen können; 

d) Waffen mit Schalldämpfern oder Abschraubstutzen oder mit Gewehren, deren 

ursprüngliche Form so verändert wurde, dass sie als Gewehre unkenntlich 

sind; 

e) Waffen und Munition, die sich nicht in einwandfreiem Zustand befinden. 

2. auf Schalenwild mit Kugelpatronen zu schießen, die keine der Stärke des Wildes 

entsprechende, ausreichend schnell tötende Wirkung erwarten lassen; 

3. Schalenwild mit Vollmantelgeschossen, Schrot, Posten oder gehacktem Blei oder 

mit Büchsenpatronen, deren Hülsen kürzer als 40 mm sind, zu beschießen; 

4. während der Nachtzeit zu jagen, das ist in der Zeit von 90 Minuten nach Sonnen-

untergang bis 90 Minuten vor Sonnenaufgang; ausgenommen von diesem Verbot 
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ist die Jagd auf Schwarz- und Raubwild, Raubzeug, Auerhähne, Wildgänse, Wild-

enten und Schnepfen; 

5. Fanggeräte so aufzustellen, dass sie Menschen oder Nutztiere gefährden; 

6. unter Verwendung von Restlichtverstärkern, Infrarot- oder elektronischen Zielge-

räten (ausgenommen Leuchtabsehen), Sprengstoffen, Gasen, elektrischem Strom 

oder von Betäubungs- und Lähmungsmitteln zu jagen; 

7. beim Fangen oder Erlegen von Wild 

a) künstliche Lichtquellen, Spiegel oder Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele; 

b) Schlingen, Netze, Leimruten, Haken, als Lockvögel benutzte geblendete oder 

verstümmelte lebende Vögel, betäubende Köder, Tonbandgeräte oder elekt-

ronische Tonwiedergabegeräte zu verwenden; 

8. Personen unter 14 Jahren zur Treibjagd zu verwenden; 

9. die Treib-, Drück- und Suchjagd auf Waldschnepfen im Frühjahr auszuüben; 

10. Wild zu Einsprüngen anzulocken oder Wild zu Anlockungszwecken in umzäunten 

Flächen zu halten; 

11. ohne Genehmigung der Landesregierung (§ 109 Abs. 5) nicht heimisches Wild 

auszusetzen; 

12. Hochstände und Ansitze in einer geringeren Entfernung als 100 m von der Jagd-

gebietsgrenze ohne Zustimmung der oder des benachbarten Jagdausübungsbe-

rechtigten zu errichten und zu unterhalten, sofern es sich nicht um eine Grenze zu 

einem anderen Bundesland handelt, in dem keine gleichlautende Bestimmung 

besteht und keine Gegenseitigkeit vereinbart ist; 

13. Wild aus Kraftfahrzeugen oder Luftfahrzeugen zu beschießen; 

14. Federwild aus Booten mit einer Antriebsgeschwindigkeit von mehr als 5 

km/Stunde zu verfolgen oder zu beschießen; 

15. eingefangenes oder aufgezogenes Wild später als zwei Wochen vor Beginn der 

gesetzlichen Schusszeit auszusetzen beim Fasan zwei Wochen vor Beginn der 

Schusszeit des Hahnes; 

16. bei Treib-, Drück-, Streif- und Lappjagden auf Niederwild, Schalenwild, ausge-

nommen Schwarzwild, zu beschießen; 

17. den Abschuss von Niederwild und die Überlassung von Ansitzen und Ständen 

gegen Entgelt zu vergeben, ausgenommen bei Treib-, Drück- und Riegeljagden – 

bei diesen darf auch Niederwild bejagt werden – sowie bei Schalenwild in Jagd-

gehegen. 
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(2) Die Landesregierung kann im Verordnungswege die für die Bejagung erforderli-

chen Mindestwerte der Auftreffenergie der Jagdmunition bestimmen und die Ver-

wendung von Narkosewaffen oder Narkosemitteln in Wildgehegen oder sonst im In-

teresse der Jagdwirtschaft oder für Zwecke der Wissenschaft zulassen. 

§ 102 

Wildschutzgebiete 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann über Antrag der oder des Jagdausübungs-

berechtigten im Bereich von Fütterungsanlagen und dazugehörigen Einstandsgebie-

ten sowie im Bereich von Setz-, Brut- und Nistplätzen für vom Aussterben bedrohte 

Wildarten nach Anhörung des Jagdausschusses bei Genossenschaftsjagden bzw. 

der oder des Eigenjagdberechtigten, der Bezirksjagdmeisterin oder des Bezirksjagd-

meisters und der Burgenländischen Landwirtschaftskammer die zeitlich und örtlich 

auf das notwendige Ausmaß zu beschränkende Sperre von Grundflächen verfügen, 

wenn dies zum Schutz der Lebensgrundlagen des Wildes und zur Vermeidung von 

Wildschäden als Folge der Beunruhigung des Wildes durch den Menschen unerläss-

lich ist. 

(2) Wildschutzgebiete dürfen außerhalb der zur allgemeinen Benützung bestimmten 

Straßen und Wege einschließlich der örtlich üblichen Wanderwege nicht betreten 

oder befahren werden. Von diesem Verbot ausgenommen sind Grundeigentümerin-

nen und Grundeigentümer, Nutzungsberechtigte, Jagdausübungsberechtigte und 

deren Beauftragte. 

(3) Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat Wildschutzgebiete mit Hinweistafeln 

ausreichend zu kennzeichnen und die Hinweistafeln, auf denen die zeitliche Begren-

zung der Sperre ersichtlich sein muss, nach Beendigung der Sperre unverzüglich zu 

entfernen. Das Bestehen von Wildschutzgebieten ist außer im Landesamtsblatt für 

Burgenland auch an den Amtstafeln der Bezirksverwaltungsbehörde und der betrof-

fenen Gemeinde unter genauer Anführung der zeitlichen und örtlichen Begrenzung 

der Sperre kundzumachen. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung Größe, Form und Ausgestaltung der 

Hinweistafeln festzulegen.  



 
 

104

§ 103 

Örtliche Beschränkungen bei der Ausübung der Jagd 

(1) An Orten, an denen die Jagd die öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stö-

ren oder das Leben von Menschen gefährden würde, darf nicht gejagt werden, auch 

wenn an diesen Orten die Jagd nicht gemäß § 21 dauernd ruht. 

(2) In der nächsten Umgebung (bis 100 m) von Ortschaften, von Heil- und Erho-

lungsstätten und von einzelnen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden darf das Wild zwar 

aufgesucht und getrieben, nicht aber beschossen werden. 

 

3. Abschnitt 

Hegeringe 

§ 104 

Bildung 

Angrenzende Jagdgebiete, die ähnliche Lebensräume aufweisen und möglichst 

durch natürliche Grenzen von anderen Jagdgebieten abgeschlossen sind, sind in 

dem Umfang, als dies eine nachhaltige Jagdbewirtschaftung erfordert, zu einem He-

gering zusammenzufassen. Die Bildung der Hegeringe hat nach Anhörung des Lan-

desjagdverbandes und des Bezirksjagdbeirates durch die örtlich zuständige Bezirks-

verwaltungsbehörde, wenn sich der Hegering aber über mehrere Verwaltungsbezirke 

erstrecken soll, durch die Landesregierung zu erfolgen. 

 

 

§ 105 

Hegeringleitung 
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Für jeden Hegering sind nach Maßgabe der Bestimmungen des § 135 eine Hege-

ringleiterin oder ein Hegeringleiter und bei Bedarf zwei Vertrauenspersonen zu 

bestellen. 

 

4. Abschnitt 

Vorschriften für jagdfremde Personen 

§ 106 

Unbefugtes Durchstreifen von Jagdgebieten 

(1) Es ist der Allgemeinheit verboten, ein Jagdgebiet abseits von öffentlichen Straßen 

und Wegen oder solchen Wegen, die allgemein als Verbindung zwischen Ortschaf-

ten, Gehöften und einzelstehenden Baulichkeiten benützt werden, ohne Bewilligung 

der oder des Jagdausübungsberechtigten mit einem Gewehr, mit Fallen oder ande-

ren Geräten, die zum Fangen und Töten von Wild gewöhnlich verwendet werden, zu 

durchstreifen, es läge denn die Berechtigung oder Verpflichtung hiezu in einer amtli-

chen Stellung oder amtlichen Ermächtigung. 

(2)  Wird eine Person wider dieses Verbot betreten, so hat sie die im Abs. 1 bezeich-

neten, von den Jagdaufseherinnen und Jagdaufsehern oder von den Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes abgeforderten Gegenstände ohne Weigerung ab-

zugeben. Die abgenommenen Gegenstände sind unverzüglich an die Bezirksverwal-

tungsbehörde abzuliefern.  

(3) Für die Dauer von Treib-, Drück- und Lappjagden dürfen jagdfremde Personen 

das bejagte Gebiet abseits von Wegen gemäß Abs. 1 nicht betreten. Personen, die 

in bejagten Gebieten angetroffen werden, haben diese über Aufforderung unverzüg-

lich zu verlassen. Der Aufenthalt in diesen Gebieten zur Verrichtung land- und forst-

wirtschaftlicher Arbeit ist gestattet. 

 

§ 107 

Töten, Fangen und Beunruhigen des Wildes  
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durch jagdfremde Personen 

(1) Jagdfremden Personen, das sind solche Personen, die von der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten zur Ausübung der Jagd weder zugelassen sind noch 

verwendet werden, ist jede Verfolgung oder Beunruhigung des Wildes - unbeschadet 

des § 110 Abs. 4 - verboten. Insbesondere ist es untersagt, Hunde und Katzen (§ 73 

Abs. 2 Z 2) im Jagdgebiet herumstreifen zu lassen. Auch ist es untersagt, Jungwild 

zu berühren oder aufzunehmen oder Wild durch Aufstöbern, Fotografieren, Filmen 

oder ähnliche Handlungen zu stören.  

(2) Kommt lebendes oder verendetes Wild in den Besitz jagdfremder Personen, so 

haben diese der Jagdausübungsberechtigten oder dem Jagdausübungsberechtigten, 

ihrer oder seiner Jagdaufsicht oder der nächsten Polizei- oder Gendarmeriedienst-

stelle unverzüglich davon Mitteilung zu machen. Dieses Wild ist der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten oder der Aufseherin oder dem Aufseher zur Verfügung 

zu stellen. 

(3) Künstliche Aufzuchtstationen für Federwild (Fasanerien) jagdfremder Personen 

bedürfen einer Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde. Diese ist nach Anhörung 

der Burgenländischen Landwirtschaftskammer und des Burgenländischen Landes-

jagdverbandes zu erteilen, wenn dadurch Interessen der Landwirtschaft oder der 

Jagdwirtschaft nicht beeinträchtigt werden.  

(4) Sind Hasen oder wilde Kaninchen in eine Baumschule oder Intensivobstanlage 

trotz eines hasendichten Zaunes (§ 115 Abs. 2) eingedrungen, so hat die Besitzerin 

oder der Besitzer der Baumschule oder der Obstanlage die oder den Jagdaus-

übungsberechtigten unverzüglich davon mit der Aufforderung zu verständigen, die 

eingedrungenen Wildstücke zu erlegen. Kommt die oder der Jagdausübungsberech-

tigte dieser Aufforderung innerhalb von 48 Stunden nicht nach, ist die Besitzerin oder 

der Besitzer der Baumschule oder Obstanlage berechtigt, diese Wildstücke selbst 

auch während der Schonzeit zu erlegen. Einer Jagdkarte bedarf es hiezu nicht; die 

erlegten Wildstücke sind jedoch der oder dem Jagdausübungsberechtigten unver-

züglich abzuliefern. 

(5) Zum Schutze des Eigentums ist den Besitzerinnen und Besitzern von Häusern, 

Gehöften und dazugehörenden Höfen und Hausgärten gestattet, dort Füchse, 
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Steinmarder, Iltisse oder Wiesel zu fangen, zu töten und sich anzueignen. Unter den 

Voraussetzungen des § 82 Abs. 4 und 5 ist es ihnen gestattet, dort Habichte, Bus-

sarde, Sperber, Elstern und Aaskrähen zu fangen, zu töten und sich anzueignen. 

(6) Das Ankirren von Wild jedweder Art sowie das Betreten von Hochständen, Ansit-

zen und Futterstellen ist jagdfremden Personen verboten. 

(7) Inwieweit den Fischereiberechtigten das Recht zum Fangen oder Töten von fi-

schereischädlichem Wild zusteht, regeln die Vorschriften über die Fischerei (Fische-

reigesetz LGBl. Nr. 1/1949, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 94/2002).  

 

 

X. Hauptstück 

Jagd- und Wildschäden 

1. Abschnitt 

Schadensverhütung 

§ 108 

Maßnahmen zum Schutz der Kulturen 

(1) Wenn sich in einem Jagdgebiet die Verminderung einer Wildart im Interesse der 

durch sie geschädigten Land- und Forstwirtschaft als notwendig herausstellt, hat die 

Bezirksverwaltungsbehörde diese nötigenfalls ziffernmäßig festzusetzende und in-

nerhalb einer angemessenen Frist durchzuführende Verminderung von Amts wegen 

oder über Antrag der oder des Jagdausübungsberechtigten, des Jagdausschusses, 

der Leiterin oder des Leiters des Forstaufsichtsdienstes beim Amt der Burgenländi-

schen Landesregierung oder der Burgenländischen Landwirtschaftskammer anzu-

ordnen. Diese Verminderung ist im Bedarfsfall selbst während der Schonzeit durch-

zuführen. 

(2) Wenn die oder der Jagdausübungsberechtigte den behördlichen Anordnungen 

nicht oder nicht in entsprechender Weise nachkommt, hat die Bezirksverwaltungsbe-
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hörde auf seine Kosten sachverständige und vertrauenswürdige Personen mit der 

Ausführung der Anordnung zu betrauen. Diese Personen dürfen sich das erlegte 

Wild oder Teile desselben, insbesondere auch die Trophäen, nicht aneignen. 

(3) Liegt eine Gefährdung des Waldes durch Wild vor (Abs. 4), so hat die Bezirks-

verwaltungsbehörde der oder dem Jagdausübungsberechtigten die erforderlichen 

Maßnahmen (Abs. 5) vorzuschreiben. Dabei ist der Grundsatz der Verhältnismäßig-

keit der anzuwendenden Mittel zu wahren und darauf Bedacht zu nehmen, dass die 

widmungsgemäße Bewirtschaftung und Benützung der Grundstücke nicht unmöglich 

gemacht wird.  

(4) Eine Gefährdung des Waldes liegt vor, wenn die Einwirkungen des Wildes durch 

Verbiss, Verfegen oder Schälen  

1. in den Beständen ausgedehnte Blößen verursachen oder die gesunde Bestan-

desentwicklung unmöglich machen oder wesentlich verschlechtern; 

2. die Aufforstung oder Naturverjüngung auf aufforstungsbedürftigen Flächen inner-

halb der aus den forstrechtlichen Bestimmungen sich ergebenden Fristen oder 

die Aufforstung bei Neubewaldungen innerhalb einer nach den standortlichen 

Gegebenheiten angemessenen Frist gefährden; 

3. Naturverjüngungen in Naturverjüngungsbeständen nicht aufkommen lassen. 

(5) Neben den Maßnahmen nach Abs. 1, 2 und 6 kommen als Schutzmaßnahmen 

gegen die Gefährdung des Waldes in Betracht; 

1. das Austreiben des zu Schaden gehenden Wildes aus dem Schadensgebiet; 

2. der Abschuss von weiblichem Rot-, Reh- und Muffelwild, von Rotwildkälbern, 

Rehkitzen und Lämmern; 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Ernährung des Wildes. 

(6) Erleidet ein landwirtschaftlicher Betrieb auch nach Durchführung der im Abs. 1 

und 2 genannten Maßnahmen an jungen, höchstens drei Jahre alten Weingärten  

oder Ananaserdbeerenkulturen oder höchstens zehn Jahre alten Forstkulturen 

schwere Wildschäden, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde über Antrag der oder 

des Geschädigten nach Anhören des Bezirksjagdbeirates die oder den Jagdaus-

übungsberechtigten zu verhalten, zum Schutze dieser Kulturen Zäune, Gitter und 
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dergleichen zu errichten (Flächenschutz) oder einen Einzelpflanzenschutz durch ge-

eignete Schutzmittel durchzuführen.  

(7) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über Antrag der oder des Jagdausübungsbe-

rechtigten nach Anhören des Bezirksjagdbeirates die Grundbesitzerin oder den 

Grundbesitzer zu verhalten, die Anbringung der in Abs. 6 bezeichneten Vorkehrun-

gen zu dulden. Die Bearbeitung der Kulturen darf dadurch nicht beeinträchtigt wer-

den. 

§ 109 

Jagdliche Beschränkung im Interesse der Landeskultur 

(1) Vom Beginn des Frühjahres bis nach beendeter Ernte darf, vorbehaltlich einer 

besonderen Erlaubnis der Grundbesitzerin oder des Grundbesitzers, auf bebauten 

Feldern nicht gejagt werden.  

(2) Ausgenommen von diesem Verbot sind Felder, welche mit Kartoffeln oder mit 

Reihensaaten von Mais, Rüben, Kraut oder mit anderen in weiten Abständen gedrill-

ten Feldfrüchten bestellt sind.  

(3) Auf Grundstücken, welche mit Weidevieh betrieben sind, darf während der Zeit 

der Weideausübung mit Hunden nur insoweit gejagt werden, als das Weidevieh hie-

durch nicht gefährdet wird.  

(4) Das Aussetzen von Wild in Gebieten, in denen es nicht heimisch ist, bedarf der 

Genehmigung der Landesregierung. Die Landesregierung hat vor ihrer Entscheidung 

die Burgenländische Landwirtschaftskammer, den Burgenländischen Landesjagd-

verband und die Gemeinde zu hören. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 

wenn durch das Aussetzen keine Beeinträchtigung der bestehenden Tier- und Pflan-

zengemeinschaften und keine Schädigung der Interessen der Land- und Forstwirt-

schaft zu erwarten ist. 

 

 

§ 110 
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Abhalten und Vertreiben des Wildes von Kulturflächen 

(1) Sowohl die oder der Jagdausübungsberechtigte, als auch die Grundbesitzerin 

oder der Grundbesitzer sind befugt, das die Kulturen gefährdende oder schädigende 

Wild von diesen abzuhalten und zu diesem Zweck Zäune, Gitter, Mauern und der-

gleichen zu errichten, wobei die Verwendung von Stacheldraht verboten ist.  

(2) Die von den Jagdausübungsberechtigten zur Fernhaltung des Wildes getroffenen 

Vorkehrungen müssen derart beschaffen sein, dass die Grundbesitzerin oder der 

Grundbesitzer in der Bewirtschaftung und Benützung seines Grundes nicht behindert 

wird. Die oder der Jagdausübungsberechtigte bleibt jedoch für den Wildschaden, 

welcher trotz der von ihr oder ihm zur Abhaltung des Wildes getroffenen Vorkehrun-

gen entstanden ist, haftbar, wenn sie oder er nicht beweist, dass der Zweck dieser 

Vorkehrungen durch ein Verschulden der geschädigten Person vereitelt worden ist.  

(3) Herstellungen zum Schutz von Kulturflächen gegen eindringendes Wild dürfen 

nicht zum Fangen des Wildes und an Gewässern nicht so eingerichtet sein, dass das 

Wild bei Hochwasser dadurch gefährdet ist. Sie sind zu entfernen, wenn der Grund 

für ihre Errichtung weggefallen ist oder wenn sie ihre Fähigkeit Wild abzuhalten verlo-

ren haben.  

(4) Alle sind befugt, das Wild von ihren Grundstücken durch hiezu bestimmte Perso-

nen, durch Klappern, Aufstellen von Wildscheuchen, Nachtfeuer und sonstige geeig-

nete Vorkehrungen, jedoch nicht unter Benützung von Hunden fernzuhalten und dar-

aus zu vertreiben. Im Weingartengebiet ist die Hüterin oder der Hüter berechtigt, das 

Wild auch durch blinde Schreckschüsse zu verscheuchen. 

 

 

 

 

 

2. Abschnitt 
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Schadenersatzpflicht 

§ 111 

Haftung für Jagd- und Wildschäden 

(1) Die oder der Jagdausübungsberechtigte ist verpflichtet, 

1. den bei Ausübung der Jagd von ihr oder ihm selbst, von seinen Jagdgästen, Jag-

daufseherinnen und Jagdaufsehern und Treiberinnen und Treibern sowie durch 

die Jagdhunde dieser Personen an Grund und Boden und an den noch nicht ein-

gebrachten Erzeugnissen dieses Bodens verursachten Schaden (Jagdschaden); 

2. den innerhalb ihres oder seines Jagdgebietes vom Wild an Grund und Boden und 

an den noch nicht eingebrachten Erzeugnissen verursachten Schaden (Wild-

schaden), sofern dieser nicht auf Grundstücken eingetreten ist, auf denen nach 

den Bestimmungen des § 21 Abs. 1 und 2 die Jagd ruht, oder sofern dieser nicht 

von ganzjährig geschonten Wildarten verursacht wurde, nach den Vorschriften 

dieses Gesetzes zu ersetzen. 

(2) Im Wege eines zwischen der oder dem Jagdausübungsberechtigten und den ein-

zelnen Grundbesitzerinnen und Grundbesitzern unmittelbar abgeschlossenen Über-

einkommens können über den Ersatz der Jagd- und Wildschäden von den Bestim-

mungen dieses Gesetzes abweichende Vereinbarungen getroffen werden. Die auf 

eine solche Vereinbarung gestützten Ansprüche sind im ordentlichen Rechtsweg gel-

tend zu machen. 

§ 112 

Schäden durch Wechselwild 

Schäden, welche durch Wechselwild verursacht werden, sind von der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten jenes Jagdgebietes zu ersetzen, in dem der Schaden 

verursacht wurde.  

 

§ 113 

Schäden durch aus Gehegen ausgebrochenes Wild 
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Schäden, welche an Grund und Boden, an land- und forstwirtschaftlichen Kulturen, 

an noch nicht eingebrachten Erzeugnissen oder an Haustieren durch aus Wildgehe-

gen oder Gehegen gemäß § 3 Abs. 2 ausgebrochenem Wild verursacht werden, sind 

von der oder dem Jagdausübungsberechtigten jenes Jagdgebietes zu ersetzen, in 

dem der Schaden entstanden ist.  

§ 114 

Rückgriffsrecht der Verpflichteten oder des Verpflichteten 

(1) Den zum Ersatz von Jagdschäden (§ 111 Abs. 1 Z 1) Verpflichteten steht es frei, 

gegen die unmittelbar Schuldtragenden im ordentlichen Rechtsweg Rückgriff zu 

nehmen. 

(2) Für die im § 113 bezeichneten Schadenersätze bleibt der oder dem Jagdaus-

übungsberechtigten der im ordentlichen Rechtsweg geltend zu machende Rückgriff 

gegen die Eigentümerin oder den Eigentümer der Gehege vorbehalten. 

§ 115 

Wildschäden an gartenmäßig bewirtschafteten 

Grundstücken und sonstigen wertvollen Anpflanzungen 

(1) Wildschäden in Obst-, Gemüse- und Ziergärten, Baumschulen, Rebschulen, 

Christbaumkulturen und Forstgärten, auf denen die Jagd nicht ohnedies gemäß § 21 

Abs. 1 und 2 ruht, und an einzelstehenden Bäumen sind nur dann zu ersetzen, wenn 

erwiesen ist, dass die Besitzerin oder der Besitzer vergeblich solche Vorkehrungen 

getroffen hat, durch die eine ordentliche Landwirtin oder ein ordentlicher Landwirt 

derartige Anpflanzungen zu schützen pflegt. 

(2) Als solche Vorkehrungen sind entweder das Einfrieden des Grundstückes mit ei-

nem hasendichten, mindestens 120 cm hohen Zaun, oder das Umkleiden der Stäm-

me mit Baumkörben, Stroh, Schilf und dergleichen, bei Baumformen jedoch, bei de-

nen auch das Astwerk durch Wild gefährdet ist, die Umwehrung des ganzen Baumes 

oder der ordnungsgemäße Anstrich mit amtlich anerkannten Wildverbissmitteln an-

zusehen. Die Umwehrung muss so angebracht sein, dass das Wild nicht an die ge-

fährdeten Baumteile gelangen kann. Baum- und Rebschulen sowie Intensivobstanla-

gen sind durch eine hasendichte, mindestens 120 cm hohe Einfriedung zu schützen. 
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(3) Die Besitzerin oder der Besitzer ist zum Ausschaufeln der Einfriedungen und 

Baumumkleidungen bei hohem Schnee nicht verpflichtet; bei einem bedrohlichen 

Anhäufen der Schneelage jedoch ist die oder der Jagdausübungsberechtigte oder 

die Jagdaufsicht rechtzeitig darauf aufmerksam zu machen. 

(4) Die oder der Jagdausübungsberechtigte hat der Besitzerin oder dem Besitzer ei-

ner Baumschule oder Intensivobstanlage die Wildschäden zu ersetzen, die dadurch 

entstanden sind, dass die oder der Jagdausübungsberechtigte der Aufforderung der 

Besitzerin oder des Besitzers, eingedrungene Hasen oder Kaninchen zu erlegen 

(§ 107 Abs. 4) nicht oder nicht rechtzeitig nachgekommen ist. 

§ 116 

Ermittlung des Jagd- und Wildschadens 

(1) Bei der Ermittlung von Jagd- und Wildschäden sind, wenn eine Vereinbarung zwi-

schen der geschädigten Person und der oder dem Jagdausübungsberechtigten nicht 

zustande kommt, der Schadensberechnung der ortsübliche Marktpreis der beschä-

digten oder vernichteten Erzeugnisse zu Grunde zu legen. 

(2) Wenn Jagd- oder Wildschaden an noch nicht erntereifen Erzeugnissen verursacht 

wird, ist der Schaden in dem Umfange zu ersetzen, in welchem er sich zur Zeit der 

Ernte darstellt; der Aufwand, der der oder dem Geschädigten bis zur Einbringung der 

Ernte erwachsen wäre, ist dabei in Abzug zu bringen. Auch ist bei der Schadenser-

mittlung darauf Rücksicht zu nehmen, ob der Schaden nach den Grundsätzen einer 

ordentlichen Wirtschaftsführung durch Wiederanbau auch anderer Kulturarten in 

demselben Jahr hätte ausgeglichen oder vermindert werden können.  

(3) Wildschaden an erntereifen oder schon geernteten, aber noch nicht eingebrach-

ten Erzeugnissen ist nicht zu ersetzen, wenn zu der Zeit, als der Schaden entstand, 

die Erzeugnisse bei ordentlicher Wirtschaftsführung bereits hätten eingebracht wer-

den können, oder wenn, sofern es sich um Erzeugnisse handelt, die auch im Freien 

aufbewahrt werden können, solche Vorkehrungen unterlassen wurden, durch die ei-

ne ordentliche Landwirtin oder ein ordentlicher Landwirt diese Erzeugnisse vor Wild-

schaden zu bewahren pflegt. 
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(4) Jagd- und Wildschäden im Wald (an Stämmen, Pflanzungen, natürlichen Verjün-

gungen, Vorkulturen usw.) sind nach forstwirtschaftlichen Grundsätzen zu bewerten, 

wobei Einzelstammschädigung oder Bestandesschädigung zu unterscheiden ist. Die 

Landesregierung kann durch Verordnung Richtlinien für die Feststellungs- und Be-

rechnungsmethoden erlassen. 

(5) In allen Fällen ist bei der Feststellung der Höhe des Schadens auch eine allfällige 

Minderung der künftigen Ertragsfähigkeit zu berücksichtigen. 

 

3. Abschnitt 

Verfahren 

§ 117 

Schlichtungsorgane 

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat nach Anhörung der Bgld. Landwirtschafts-

kammer und des Bgld. Landesjagdverbandes für die Dauer der Jagdperiode die er-

forderliche Anzahl von fachlich geeigneten Schlichtungsorganen für die Feststellung 

von Schäden in der Landwirtschaft und im Wald zu bestellen und auf die gewissen-

hafte Erfüllung ihrer Aufgaben anzugeloben. Erforderlichenfalls sind für verschiedene 

landwirtschaftliche Betriebszweige Schlichtungsorgane zu bestellen.  

(2) Namen und Anschriften der Schlichtungsorgane sind getrennt nach Betriebszwei-

gen den Gemeinden bekannt zu geben.  

 

 

 

§ 118 

Geltendmachung des Schadens 
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(1) Jagd- oder Wildschäden sind von der geschädigten Person binnen zwei Wochen 

– bei Wald binnen vier Wochen –, nachdem ihr der Schaden bekannt wurde, bei der 

oder dem Jagdausübungsberechtigten oder deren oder dessen Bevollmächtigten 

nachweislich geltend zu machen. Kommt binnen zwei Wochen nach Geltendma-

chung ein Vergleich über den Schadenersatz nicht zu Stande, ist hierüber vorerst in 

einem Schlichtungsverfahren abzusprechen.  

(2) Die geschädigte Person hat spätestens binnen drei Wochen ab Geltendmachung 

des Schadens ein örtlich und sachlich zuständiges Schlichtungsorgan nachweislich 

zu verständigen. Das Schlichtungsorgan hat unverzüglich, spätestens innerhalb von 

zwei Wochen ab Verständigung durch die Geschädigte oder den Geschädigten den 

Schaden zu besichtigen, einen Befund hierüber aufzunehmen und die Höhe des 

Schadens – ausgenommen im Falle des § 116 Abs. 2 – zu schätzen. Der Befund hat 

auch die ziffernmäßige Schadensforderung der oder des Geschädigten und das zif-

fernmäßige Angebot der oder des Jagdausübungsberechtigten zu enthalten. Zur 

Schadensermittlung hat er die geschädigte Person und die oder den Jagdaus-

übungsberechtigten einzuladen.  

(3) Unterlässt die geschädigte Person die rechtzeitige ziffernmäßige Geltendma-

chung des Schadens nach Abs. 1 und 2 oder die rechtzeitige Mitteilung des Ernte-

zeitpunktes, so erlischt ihr Entschädigungsanspruch, sofern sie nicht nachzuweisen 

vermag, dass sie durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis ohne 

eigenes Verschulden an der rechtzeitigen Geltendmachung des Anspruches gehin-

dert war. Nach Ablauf von sechs Monaten – bei Waldschäden von zwölf Monaten – 

nach Eintritt des Schadens kann ein Ersatz nicht mehr geltend gemacht werden. 

(4) In den Fällen des § 116 Abs. 2 ist die Schadenshöhe, sofern bei der Erstbesichti-

gung ein Jagd- oder Wildschaden festgestellt wurde, unmittelbar vor oder bei der 

Ernte festzustellen. Dazu hat die oder der Geschädigte das Schlichtungsorgan recht-

zeitig spätestens eine Woche vor dem voraussichtlichen Erntezeitpunkt nachweislich 

zu verständigen. 

(5) Schließen die geschädigte Person und die oder der Jagsausübungsberechtigte 

aufgrund der Schätzung des Schlichtungsorganes einen Vergleich über die Scha-

denshöhe und die Kostentragung (§ 120), so ist der Vergleich vom Schlichtungsor-

gan niederschriftlich festzuhalten. Der Vergleichsbetrag ist binnen vierzehn Tagen zu 
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bezahlen. Der von den Parteien unterfertigte Vergleich stellt einen Exekutionstitel 

gemäß § 1 Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesge-

setzes BGBl. I Nr. 113/2003, dar.  

§ 119 

Bezirksschiedskommission 

(1) Wird zwischen der geschädigten Person und der oder dem Jagdausübungsbe-

rechtigten kein Vergleich geschlossen (§ 118 Abs. 5) so hat das Schlichtungsorgan 

in einer Niederschrift die für das Scheitern des Vergleiches maßgebenden Gründe 

festzuhalten. Die Niederschrift ist vom Schlichtungsorgan mit seinem Befund und 

seiner Schadensschätzung der örtlich zuständigen Bezirksschiedskommission zu 

übermitteln, die sodann über den Anspruch auf Ersatz der Jagd- und Wildschäden zu 

entscheiden hat.  

(2) Die Landesregierung hat für den Wirkungsbereich jeder Bezirksverwaltungsbe-

hörde für die Dauer der Jagdperiode eine Bezirksschiedskommission zu bilden. Sie 

ist am Sitze der Bezirksverwaltungsbehörde einzurichten und nach der Bezirksver-

waltungsbehörde zu benennen, für deren Wirkungsbereich sie gebildet wird. Die Be-

zirksschiedskommission besteht aus einer oder einem von der Landesregierung zu 

bestellenden rechtskundigen Bediensteten als Vorsitzende oder Vorsitzenden und 

zwei weiteren Mitgliedern, die von der Landesregierung nach Anhörung der Land-

wirtschaftskammer und des Landesjagdverbandes bestellt werden. Auf die gleiche 

Weise ist für den Vorsitz eine Stellvertretung und für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied 

zu bestellen, das bei Verhinderung des Mitgliedes an seine Stelle tritt. Die Bestellung 

der Mitglieder (Ersatzmitglieder) kann zurückgenommen werden, wenn sie ihre Ob-

liegenheiten nicht in einer den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechenden 

Weise versehen.  

(3) Die Bezirksschiedskommission ist vom Vorsitz acht Tage vorher zur Sitzung ein-

zuberufen. Sie ist bei Anwesenheit der oder des Vorsitzenden oder der Stellvertre-

tung und der zwei weiteren Mitglieder (Ersatzmitglieder) beschlussfähig. Die Bezirks-

schiedskommission entscheidet mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 
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(4) Gegen die Entscheidung der Bezirksschiedskommission ist kein Rechtsmittel zu-

lässig. 

(5) Jede Partei, die sich durch die Entscheidung der Bezirksschiedskommission be-

schwert erachtet, kann innerhalb von vier Wochen nach Zustellung der Entscheidung 

der Kommission die Sache bei Gericht anhängig machen. Durch die Anrufung des 

Gerichtes tritt die Entscheidung außer Kraft. Sie tritt jedoch wieder in Kraft, wenn der 

Antrag auf Entscheidung des Gerichtes zurückgezogen wird.  

§ 120 

Aufteilung der Kosten des Verfahrens 

(1) Kosten, die einer Partei aus ihrer eigenen Teilnahme sowie aus jener einer Ver-

tretung, allenfalls eines Rechtsbeistandes, erwachsen, hat die Partei zu tragen (Par-

teikosten). 

(2) Hinsichtlich der Tragung aller übrigen Kosten, die aus dem Verfahren über Scha-

denersatzansprüche erwachsen (Amtskosten), gelten folgende Bestimmungen:  

1. Wer zur Leistung eines Schadenersatzes verpflichtet wird, hat – vorbehaltlich der 

Bestimmungen in Z 2 und 3 – diese Kosten zu tragen. 

2. Wird das Begehren der Anspruch erhebenden Partei gänzlich abgewiesen, so hat 

sie diese Kosten zu tragen, sofern die Gegnerin oder der Gegner nicht einer an-

deren Kostenentscheidung zustimmt. 

3. Wird der den Anspruch erhebenden Partei ein Ersatz zuerkannt, der nicht höher 

ist als der bei dem Versuch einer gütlichen Vereinbarung oder eines Vergleiches 

von der Gegnerin oder vom Gegner fruchtlos angebotene Betrag, so ist ihr auf 

Verlangen der Gegnerin oder des Gegners der Ersatz dieser Kosten ganz oder 

zu einem angemessenen Teil aufzuerlegen. 

(3) Wurde zwischen der geschädigten Person und der oder dem Jagdausübungsbe-

rechtigtem kein Vergleich gemäß § 118 Abs. 5 geschlossen, hat die Bezirksverwal-

tungsbehörde auf Antrag des Schlichtungsorganes die ihm zukommenden Kosten 

des Schlichtungsverfahrens vorschussweise auszubezahlen.  

§ 121 
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Verfahrensvorschriften, Gebühren und Tarife 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind im Verfahren über An-

sprüche auf Ersatz von Jagd- und Wildschäden die Bestimmungen des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I Nr. 117/2002, anzuwenden. 

(2) Das Schlichtungsorgan, die Mitglieder der Bezirksschiedskommission sowie die 

den Verhandlungen beigezogenen Schriftführerinnen und Schriftführer haben An-

spruch auf Ersatz der notwendigen Reisekosten sowie auf eine Aufwandsentschädi-

gung (Sitzungsgeld). Die Höhe der Aufwandsentschädigung wird von der Landesre-

gierung mit Verordnung bestimmt, wobei die Entschädigung für die Vorsitzenden und 

die Berichterstatterin oder den Berichterstatter für jeden Sitzungstag 73 Euro, für die 

übrigen Mitglieder der Bezirksschiedskommission und die beigezogene Schriftführe-

rin oder den beigezogenen Schriftführer 51 Euro nicht überschreiten darf.  

XI. Hauptstück 

Interessenvertretung der Jägerinnen und Jäger 

1. Abschnitt 

Burgenländischer Landesjagdverband und Organe 

§ 122 

Burgenländischer Landesjagdverband 

(1) Zur Vertretung der Interessen der im Burgenland die Jagd ausübenden Personen, 

zur Förderung der Jagd und der Jagdwirtschaft, zur Pflege des Weidwerkes, zur Er-

haltung und Förderung der bodenständigen jagdlichen Sitten und Gebräuche wird 

der Burgenländische Landesjagdverband (im folgenden Landesjagdverband ge-

nannt) am Sitze der Landesregierung errichtet.  

(2) Der Landesjagdverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes. Der Wir-

kungsbereich des Landesjagdverbandes erstreckt sich auf das gesamte Landesge-

biet, das in Jagdbezirke gegliedert ist. Die Jagdbezirke entsprechen den politischen 

Bezirken, wobei jedoch der politische Bezirk Eisenstadt-Umgebung und die Freistäd-

te Eisenstadt und Rust zu einem Jagdbezirk (Jagdbezirk Eisenstadt) zusammenge-
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fasst sind.  

(3) Im Landesjagdverband werden alle Inhaberinnen und Inhaber einer nach diesem 

Gesetz ausgestellten Jagdkarte zusammengefasst. Diese Pflichtmitgliedschaft be-

ginnt mit der Ausfertigung der Jagdkarte. Die Mitgliedschaft erlischt drei Monate nach 

Ablauf der Gültigkeit der Jagdkarte, durch Entzug der Jagdkarte (§ 68) oder durch 

Tod.  

(4) Der Landesjagdverband ist berechtigt, Personen, die seine Bestrebungen unter-

stützen und sich Verdienste um den Landesjagdverband erworben haben und die 

nicht von Gesetzes wegen bereits ordentliche Mitglieder sind, als Ehrenmitglieder 

aufzunehmen. Den Ehrenmitgliedern steht kein aktives Wahlrecht zu; ihnen erwach-

sen aus den Bestimmungen dieses Gesetzes keine Pflichten gegenüber dem Lan-

desjagdverband. 

(5) Der Landesjagdverband ist berechtigt, das Landeswappen zu führen.  

§ 123 

Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder 

(1) Alle Mitglieder des Landesjagdverbandes sind berechtigt, seine Einrichtungen 

unter den von ihm festgesetzten Bedingungen zu benützen und das Mitgliedsabzei-

chen zu tragen.  

(2) Alle Mitglieder sind verpflichtet, den Verband bei Durchführung seiner Aufgaben 

zu unterstützen, das Ansehen der Jägerinnen- und Jägerschaft stets zu wahren, sich 

jederzeit dem bodenständigen Brauchtum einer Weidfrau oder eines Weidmannes 

entsprechend zu verhalten und die Interessen des Naturschutzes wahrzunehmen. 

Die im § 122 Abs. 3 genannten Verbandsmitglieder sind ferner zur Leistung außeror-

dentlicher Umlagen in dem vom Landesjagdtag festgesetzten Ausmaß verpflichtet. 

(3) Rückständige außerordentliche Umlagen können im Verwaltungswege einge-

bracht werden.  

(4) Auf Rückerstattung bereits entrichteter Beitragsleistungen besteht im Falle des 

Erlöschens der Mitgliedschaft kein Rechtsanspruch.  

§ 124 
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Aufgaben des Landesjagdverbandes 

(1) Zur Erfüllung der im § 122 Abs. 1 bezeichneten Aufgaben obliegt dem Landes-

jagdverband insbesondere, 

1. die Jagdprüfungswerberinnen und Jagdprüfungswerber und die Bewerberinnen 

und Bewerber zur Prüfung als Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher auszubilden 

und die Verbandsmitglieder, insbesondere die Jungjägerinnen und Jungjäger, in 

allen Belangen der Jagd sowie des Natur- und Tierschutzes weiterzubilden;  

2. die Interessen der Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher wahrzunehmen;  

3. Personen zu ehren, die sich um die Jagd im Burgenland besondere Verdienste 

erworben haben;  

4. die Jagdhundezucht und -führung zu unterstützen und die Verbreitung brauchba-

rer Jagdhunde zu fördern; 

5. Jagdtage, Jagdausstellungen, Preis- und Übungsschießen und Hundeprüfungen 

zu veranstalten, Hegeschauen zu beantragen und zu veranstalten sowie das 

jagdliche Brauchtum zu pflegen und das jagdliche Schrifttum zu fördern; 

6. bei der Durchführung behördlicher Maßnahmen zur Hintanhaltung von Wildkrank-

heiten mitzuwirken; 

7. Disziplinarverfahren gegen Verbandsmitglieder durchzuführen. 

(2) Ferner obliegt dem Landesjagdverband die Führung von Zusammenstellungen 

und Nachweisen, die der jagdlichen Verwaltung dienen. Der Landesjagdverband hat 

alljährlich der Landesregierung einen "Jagdlichen Bericht" über die jagdlichen Zu-

stände, Wildverhältnisse, Einwirkungen der Umwelt und über die Erfolge der Hege im 

abgelaufenen Jagdwirtschaftsjahr vorzulegen.  

(3) Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung, die Aufgaben und die Tätigkeit 

der Organe des Landesjagdverbandes sowie über die Aufgaben seiner Geschäfts-

stelle enthalten die Satzungen des Landesjagdverbandes.  

(4) Die nach § 125 Abs. 4 erforderliche Genehmigung der Satzungen und deren Ab-

änderung dürfen nur versagt werden, wenn die Satzungen gesetzwidrige Bestim-

mungen enthalten oder offensichtlich eine dem Gesetz entsprechende Verbandstä-

tigkeit nicht gewährleisten.  

(5) Die Satzungen sind im Landesamtsblatt für das Burgenland kundzumachen. 
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§ 125 

Stellung des Landesjagdverbandes zu den Behörden 

(1) Der Landesjagdverband untersteht der Aufsicht der Landesregierung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Gebarung des Landesjagdverbandes 

überprüfen. Alle Wahlergebnisse, der Tätigkeitsbericht des Vorstandes und die Prü-

fungsberichte der Rechnungsprüfung sind unverzüglich der Aufsichtsbehörde vorzu-

legen.  

(3) Die Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse und Maßnahmen von Organen des Landes-

jagdverbandes, durch die Gesetze und Verordnungen, die Satzungen oder öffentli-

che Interessen verletzt werden, aufzuheben. Dies gilt nicht für Beschlüsse, die den 

Bestimmungen des § 68 AVG 1991 unterliegen. Die Aufhebung von Beschlüssen ist 

nicht mehr zulässig, wenn seit der Beschlussfassung mehr als drei Jahre verstrichen 

sind.  

(4) Die im § 127 Abs. 3 Z 1 und 2 genannten Beschlüsse der Vollversammlung be-

dürfen der Genehmigung der Landesregierung.  

(5) Die Landesregierung ist befugt, zu den Vollversammlungen des Landesjagdver-

bandes (Landesjagdtag) Vertreterinnen und Vertreter zu entsenden. Zu diesem 

Zweck hat der Landesjagdverband der Landesregierung von der Abhaltung der Voll-

versammlung gleichzeitig mit deren Einberufung Mitteilung zu machen. Die Vertrete-

rinnen und Vertreter der Landesregierung müssen in der Vollversammlung jederzeit 

gehört werden.  

(6) Der Landesjagdverband hat innerhalb seines Wirkungsbereiches dem Amte der 

Landesregierung und den Bezirksverwaltungsbehörden auf Verlangen Auskünfte zu 

erteilen, gutachtliche Äußerungen abzugeben und diese Behörden in Jagdangele-

genheiten zu unterstützen.  

(7) Gesetz- und Verordnungsentwürfe, die Angelegenheiten der Jagd berühren, sind 

dem Landesjagdverband unter Einräumung einer angemessenen Frist zur Begutach-

tung zu übermitteln.  
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(8) Die Behörden haben dem Landesjagdverband die für die jagdliche Verwaltung 

erforderlichen Unterlagen, insbesondere die Feststellungsbescheide (§ 14), die 

rechtswirksamen Anzeigen der Verpachtung im Wege der öffentlichen Versteigerung 

(§ 41), der Verpachtungen im Wege des freien Übereinkommens (§ 43), der Verlän-

gerung eines Jagdpachtverhältnisses (§ 44), ferner die Verpachtungen von Eigen-

jagdgebieten (§ 60), Bescheide über die Verweigerung und den Entzug von Jagdkar-

ten (§§ 67 und 68) sowie je ein Exemplar der genehmigten Abschusspläne und der 

Abschusslisten zur Verfügung zu stellen. 

§ 126 

Organe des Landesjagdverbandes 

Die Organe des Landesjagdverbandes sind 

1. die Vollversammlung (Landesjagdtag),  

2. der Ausschuss, 

3. der Vorstand, 

4. die oder der Verbandsvorsitzende, mit dem Titel Landesjagdmeisterin oder Lan-

desjagdmeister, 

5. der Finanzkontrollausschuss, 

6. der Ehrenrat und die Vertretung der Anklage vor diesem (Verbandsanwältin oder 

Verbandsanwalt), 

7. in den Jagdbezirken die Bezirksversammlung (Bezirksjagdtag), die Delegierten, 

die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister und die Hegeringleiterin 

oder der Hegeringleiter. 

 

§ 127 

Vollversammlung (Landesjagdtag) 

(1) Die Vollversammlung (der Landesjagdtag) besteht aus den Delegierten (§ 133). 

An der Vollversammlung nehmen mit beratender Stimme die Mitglieder des Vorstan-

des und des Ausschusses, die Referentinnen und Referenten (§ 128 Abs. 3 Z 10), 

der Vorsitz des Finanzkontrollausschusses und der Vorsitz des Ehrenrates teil. 
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(2) Die Vollversammlung hat aus der Mitte der Verbandsmitglieder auf die Dauer von  

fünf Jahren zu wählen  

1. den Vorsitz (Landesjagdmeisterin oder Landesjagdmeister) und die Stellvertre-

tung, 

2. zwei weitere Vorstandsmitglieder sowie für jedes Vorstandsmitglied ein Ersatz-

mitglied, 

3. je acht Ausschussmitglieder und Ersatzmitglieder, wobei auf die Fachgebiete der 

Jagd und auf die jagdliche Eigenart der Jagdgebiete des Landes Bedacht zu 

nehmen ist, 

4. je drei Mitglieder und Ersatzmitglieder des Finanzkontrollausschusses, 

5. die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Ehrenrates, 

6. die Anklagevertretung (Verbandsanwältin oder Verbandsanwalt) und zwei Er-

satzmitglieder. 

(3) Der Vollversammlung obliegt ferner  

1. die Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag und Rechnungsabschluss, 

über den Verbandsbeitrag und außerordentliche Umlagen sowie über Verfügun-

gen, die das Verbandsvermögen betreffen, soweit sie nicht bereits im genehmig-

ten Jahresvoranschlag vorgesehen sind; 

2. die Beschlussfassung über die Satzungen, die Geschäftsordnung und die 

Dienstordnung der Bediensteten des Landesjagdverbandes; 

3. die Beschlussfassung über Anträge, die von Verbandsmitgliedern gemäß der 

Geschäftsordnung rechtzeitig eingebracht werden; 

4. die Überwachung der Geschäftsführung der Verbandsorgane; 

5. die Beschlussfassung über die Entlastung der Verbandsorgane auf Grund des 

Tätigkeitsberichtes; 

6. die Genehmigung des jährlichen ,"Jagdlichen Berichtes''; 

7. die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft an Personen, die sich in hervorragender 

Weise um die Jagd im Burgenland verdient gemacht haben; 

8. die Beschlussfassung über die Verleihung der Funktion einer Ehrenlandesjagd-

meisterin oder eines Ehrenlandesjagdmeisters oder einer Ehrenbezirksjagdmeis-

terin oder eines Ehrenbezirksjagdmeisters auf Grund eines Antrages des Ver-

bandsausschusses. 
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(4) Die Vollversammlung ist vom Verbandsvorsitz oder im Falle der Verhinderung von 

der Stellvertretung einzuberufen. Die Einberufung hat schriftlich unter Bekanntgabe 

der Tagesordnung mindestens zwei Wochen vorher zu erfolgen. 

(5) Die Vollversammlung ist alljährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss 

außerdem dann einberufen werden, wenn dies von der Landesregierung verlangt 

oder von mindestens einem Drittel der Delegierten oder zumindest von drei Bezirks-

jagdmeisterinnen oder Bezirksjagdmeistern schriftlich unter Angabe der Verhand-

lungsgegenstände beantragt wird. 

(6) Über jede Vollversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom Vorsitz 

zu unterfertigen. Die Niederschrift ist von der nächsten Vollversammlung zu geneh-

migen.  

(7) Zu einem Beschluss der Vollversammlung sind die Anwesenheit von mindestens 

der Hälfte der Delegierten und die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen er-

forderlich. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

§ 128 

Ausschuss 

(1) Der Ausschuss setzt sich aus dem Vorstand, den Bezirksjagdmeisterinnen und 

Bezirksjagdmeistern und acht weiteren Mitgliedern zusammen. Scheidet eines der 

acht Mitglieder vor Ablauf der Funktionsperiode aus, rückt das jeweilige Ersatzmit-

glied nach. Im Falle der Verhinderung hat das Ausschussmitglied sein Ersatzmitglied 

zu entsenden. 

(2) Den Ausschusssitzungen können die Referentinnen und Referenten mit beraten-

der Stimme beigezogen werden.  

(3) Dem Ausschuss obliegt die Beratung und Beschlussfassung in nachstehenden 

Angelegenheiten:  

1. die Erstellung einer Geschäftsordnung für die Tätigkeit der Organe und der Ge-

schäftsstellen des Landesjagdverbandes; 

2. die Bestellung der Bediensteten der Landesgeschäftsstelle; 
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3. die Genehmigung von Geschäften, die über den Rahmen der laufenden Geba-

rung hinausgehen; 

4. die Einholung von Berichten des Vorstandes; 

5. die Erstellung des Voranschlages für das kommende und die Verfassung des 

Rechnungsabschlusses für das vergangene Geschäftsjahr und deren Vorlage an 

die Vollversammlung zur Beschlussfassung; 

6. die Festlegung von Reise- und Aufwandsentschädigungen für die in Verbands-

angelegenheiten tätigen Personen; 

7. die Antragstellung an die Vollversammlung über die Höhe des Verbandsbeitra-

ges, über die Einhebung außerordentlicher Umlagen und über Verfügungen über 

das Verbandsvermögen; 

8. die Durchführung der erforderlichen Vorbereitungen für die Abhaltung der Voll-

versammlung und die Bestimmungen des Zeitpunktes; 

9. die Erstellung der Wahlvorschläge für die Wahl der Verbandsorgane, ausge-

nommen Hegeringleiterinnen und Hegeringleiter; 

10. die Bestellung von Referentinnen und Referenten im Rahmen der jagdlichen 

Verwaltung für einzelne Sachgebiete, wie Schalen-, Niederwild, Schießwesen, 

Naturschutz; 

11. die Zuerkennung jagdlicher Ehrenzeichen an verdiente Verbandsmitglieder. 

(4) Die Sitzungen des Ausschusses sind vom Verbandsvorsitz nach Bedarf, mindes-

tens aber zweimal in jedem Jahr sowie dann einzuberufen, wenn dies von drei Be-

zirksjagdmeisterinnen oder Bezirksjagdmeistern oder von drei Ausschussmitgliedern 

verlangt wird. Die Einberufung hat schriftlich unter Bekanntgabe der Verhandlungs-

gegenstände mindestens zwei Wochen vorher zu erfolgen. 

(5) Der Ausschuss ist bei Anwesenheit des Verbandsvorsitzes oder der Stellvertre-

tung und von acht Ausschussmitgliedern beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit 

einfacher Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

der oder des Vorsitzenden. 

(6) Der für eine Funktionsperiode gewählte Ausschuss hat seine Tätigkeit bis zur er-

folgten Neuwahl auszuüben. 

§ 129 
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Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Verbandsvorsitz (Landesjagdmeisterin oder Lan-

desjagdmeister), der Stellvertretung und zwei weiteren Mitgliedern. Die oder der lei-

tende Angestellte der Landesgeschäftsstelle und die Verbandsanwältin oder der 

Verbandsanwalt gehören dem Vorstand mit beratender Stimme an. Im Falle der Ver-

hinderung hat jedes Vorstandsmitglied sein Ersatzmitglied zu entsenden. 

(2) Dem Vorstand obliegt insbesondere 

1. die Vorbereitung sämtlicher Obliegenheiten des Ausschusses sowie die Führung 

der laufenden Geschäfte des Landesjagdverbandes im Rahmen des Voranschla-

ges und der Beschlüsse des Ausschusses; 

2. die Erstattung von Anträgen und Stellungnahmen an die Behörden, insbesondere 

zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen; 

3. die Erstellung einer Dienstordnung für die Bediensteten der Landesgeschäftsstel-

le; 

4. die Bestellung und Abberufung der Hegeringleiterinnen und Hegeringleiter und 

Vertrauenspersonen; 

5. die Entscheidung über Berufungen gegen Bescheide der oder des Verbandsvor-

sitzenden (§ 130 Abs. 3). 

(3) Die Vorstandssitzungen sind nach Bedarf, jedenfalls aber dann einzuberufen, 

wenn mindestens zwei stimmberechtigte Vorstandsmitglieder dies verlangen. Die 

Einberufung hat unter Bekanntgabe der Verhandlungsgegenstände mindestens zwei 

Wochen vorher zu erfolgen. 

(4) Der Vorstand ist bei Anwesenheit des Vorsitzes und zweier stimmberechtigter 

Vorstandsmitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-

mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsit-

zenden. 

(5) Sind die oder der Verbandsvorsitzende oder deren oder dessen Stellvertretung 

oder die beiden anderen Mitglieder aus dem Vorstand vor Ablauf ihrer Funktionsperi-

ode ausgeschieden, so ist für deren restliche Dauer binnen einem Monat eine Er-

satzwahl vorzunehmen. Wenn jedoch nur eines der beiden anderen Vorstandsmit-
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glieder ausscheidet, so hat die Ersatzwahl bei der nächsten Vollversammlung zu er-

folgen. 

(6) Der für eine Funktionsperiode gewählte Vorstand hat seine Tätigkeit bis zur er-

folgten Neuwahl auszuüben.  

§ 130 

Verbandsvorsitz (Landesjagdmeisterin oder Landesjagdmeister) 

(1) Der Verbandsvorsitz (Landesjagdmeisterin oder Landesjagdmeister) vertritt den 

Landesjagdverband nach außen. Er überwacht die Besorgung sämtlicher zum Wir-

kungsbereich des Landesjagdverbandes gehörigen Angelegenheiten gemäß den 

Bestimmungen dieses Gesetzes sowie der Geschäftsordnung; er beruft die Vollver-

sammlung sowie die Sitzungen des Vorstandes, des Ausschusses und die Bespre-

chungen der Bezirksjagdmeisterinnen und Bezirksjagdmeister und Referentinnen 

und Referenten ein, führt in ihnen den Vorsitz und beurkundet deren Beschlüsse. Er 

vollzieht die Beschlüsse der Vollversammlung, des Vorstandes und des Ausschus-

ses. In dringenden Fällen trifft er Entscheidungen nach § 129 Abs. 2 Z 1 und 2 gegen 

nachträgliche Berichterstattung an den Vorstand. 

(2) Während der Dauer einer zeitweiligen Verhinderung der oder des Verbandsvor-

sitzenden sind deren oder dessen Funktionen von der Stellvertretung, falls aber auch 

diese verhindert ist, von dem an Jahren ältesten Vorstandsmitglied auszuüben. 

(3) Dem Verbandsvorsitz obliegt die Vorschreibung der Jagdabgabe (§ 188 Abs. 4) in 

erster Instanz.  

 

§ 131 

Finanzkontrollausschuss 

(1) Der Finanzkontrollausschuss besteht aus drei Mitgliedern, die aus ihrer Mitte für 

die Dauer der Funktionsperiode eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden wählen. 

Im Falle ihrer oder seiner Verhinderung ist ein anderes Mitglied für die Dauer der 

Verhinderung mit dem Vorsitz zu betrauen. Für jedes ausgeschiedene Mitglied hat 

ein Ersatzmitglied nachzurücken. 
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(2) Die Mitglieder des Finanzkontrollausschusses dürfen keinem andern Organ des 

Landesjagdverbandes angehören und haben über die für ihre Funktion erforderlichen 

Kenntnisse und Erfahrungen zu verfügen.  

(3) Dem Finanzkontrollausschuss obliegt die Überprüfung der Finanzgebarung des 

Landesjagdverbandes und seiner Einrichtungen.  

(4) Die Überprüfung hat sich nicht nur auf ziffernmäßige Richtigkeit der vorgenom-

menen Buchungen und der ihnen zugrundeliegenden Belege, sondern auch auf die 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarung sowie auf deren Übereinstim-

mung mit den bestehenden Vorschriften und den Beschlüssen der Vollversammlung 

zu erstrecken. 

(5) Die Mitglieder des Finanzkontrollausschusses sind berechtigt, jederzeit Buchein-

sicht zu nehmen und die Vorlage sämtlicher Rechnungsbelege zu verlangen. Der 

Vorstand und der Ausschuss sind dem Finanzkontrollausschuss gegenüber zur Aus-

kunftserteilung verpflichtet, soweit die Auskunftserteilung mit der Tätigkeit des Fi-

nanzkontrollausschusses im Zusammenhang steht. 

(6) Das Ergebnis der Überprüfung ist vom Finanzkontrollausschuss dem Vorstand 

und Ausschuss schriftlich zur Kenntnis zu bringen und der Vollversammlung zu be-

richten.  

(7) Zur Beschlussfähigkeit des Finanzkontrollausschusses ist die Anwesenheit aller 

drei Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst.  

 

§ 132 

Bezirksjagdtag 

(1) Dem Bezirksjagdtag eines Jagdbezirkes gehören alle Mitglieder des Burgenländi-

schen Landesjagdverbandes an, die 

1. ihre Mitgliedschaft vom Besitz einer Jagdkarte ableiten, die von einer im Jagdbe-

zirk gelegenen Bezirksverwaltungsbehörde ausgestellt wurde oder 

2. im Jagdbezirk das Jagdausübungsrecht besitzen oder  



 
 

129

3. im Jagdbezirk den Jagdschutz ausüben. 

(2) Dem Bezirksjagdtag obliegt 

1. die Wahl der Delegierten und deren Ersatz; 

2. die Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes der Bezirksjagdmeisterin oder des 

Bezirksjagdmeisters, 

3. die Aufklärung und Unterrichtung der Verbandsmitglieder über alle in den Aufga-

benkreis des Landesjagdverbandes fallenden Angelegenheiten. 

(3) Die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister hat den Bezirksjagdtag 

mindestens einmal jährlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich einzube-

rufen. Die Einberufung hat spätestens eine Woche vorher zu erfolgen. 

(4) Zu einem Beschluss des Bezirksjagdtages ist die Anwesenheit eines Viertels der 

Mitglieder des Jagdbezirkes (Abs. 1) erforderlich. Wird bei Beginn des Bezirksjagdta-

ges diese Anzahl nicht erreicht, so hat nach Ablauf einer halben Stunde der Bezirks-

jagdtag stattzufinden, der ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlussfä-

hig ist. 

(5) Für Beschlüsse ist die einfache Stimmenmehrheit erforderlich. Bei Stimmen-

gleichheit kommt ein Beschluss nicht zustande. 

(6) Die Bezirksverwaltungsbehörde ist befugt, zum Bezirksjagdtag eine Vertretung zu 

entsenden. Die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister hat zu diesem 

Zweck der Bezirksverwaltungsbehörde die Abhaltung des Bezirksjagdtages gleich-

zeitig mit dessen Einberufung mitzuteilen. Die Vertreterinnen und Vertreter der Be-

zirksverwaltungsbehörde müssen beim Bezirksjagdtag jederzeit gehört werden. 

§ 133 

Delegierte 

(1) Die Delegierten und ihre Ersatzpersonen werden vom Bezirksjagdtag aus seiner 

Mitte nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes auf die Dauer von fünf Jah-

ren gewählt.  

(2) In Jagdbezirken bis zu 100 Mitgliedern sind drei Delegierte, für je weitere 100 

Mitglieder ist je eine weitere Delegierte oder ein weiterer Delegierter zu wählen. Für 
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die Ermittlung der Delegiertenzahl eines Jagdbezirkes sind jene Mitglieder heranzu-

ziehen, die dem Bezirksjagdtag dieses Jagdbezirkes am 31. Dezember des dem 

Wahljahr vorangegangenen Jahres angehört haben. 

(3) Die Delegierten haben aus ihrer Mitte die Bezirksjagdmeisterin oder den Bezirks-

jagdmeister und die Stellvertretung zu wählen. Sie vertreten den Jagdbezirk beim 

Landesjagdtag § 127 Abs. 1).  

§ 134 

Bezirksjagdmeisterin oder Bezirksjagdmeister 

(1) Der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister obliegt neben der Besor-

gung der ihr oder ihm in diesem Gesetz ausdrücklich übertragenen Aufgaben der 

Vollzug der Beschlüsse des Bezirksjagdtages, die Erstattung von Tätigkeitsberichten 

an den Bezirksjagdtag, die Besorgung der ihr oder ihm vom Landesjagdverband ü-

bertragenen Aufgaben und die Führung der Bezirksgeschäftsstelle. 

(2) Die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister ist berechtigt, die im Be-

reich des Jagdbezirkes gelegenen Jagdgebiete ohne Jagdwaffen zu kontrollieren, 

jederzeit in die Abschusspläne und Abschusslisten Einsicht zu nehmen und die im 

laufenden Jagdjahr erbeuteten Trophäen zu besichtigen. Die Jagdausübungsberech-

tigten sind verpflichtet, der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister die 

Ausübung dieser ihrer oder seiner Berechtigungen zu gewährleisten. Die Bezirks-

jagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister hat mit den Hegeringleiterinnen und Hege-

ringleitern, den Revierinhaberinnen und Revierinhabern und den Jagdaufseherinnen 

und Jagdaufsehern mindestens einmal im Jagdjahr Besprechungen über sie betref-

fende jagdliche Angelegenheiten abzuhalten. 

(3) Die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister beruft den Bezirksjagdtag 

ein und führt dort, ausgenommen bei der Wahl der Delegierten, den Vorsitz. 

(4) Die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister wird im Falle der Verhinde-

rung durch die Stellvertreterin oder den Stellvertreter vertreten. 

§ 135 

Hegeringleitung 
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(1) Für jeden Hegering sind nach Anhörung der Revierinhaberinnen und Revierinha-

bern des Hegeringes und des Bezirksjagdbeirates durch den Vorstand des Burgen-

ländischen Landesjagdverbandes eine Hegeringleiterin oder ein Hegeringleiter und 

bei Bedarf zu deren oder dessen Unterstützung zwei Vertrauenspersonen gegen je-

derzeitigen Widerruf höchstens für die Dauer der Jagdperiode zu bestellen. Zu Hege-

ringleiterinnen oder Hegeringleitern und Vertrauenspersonen dürfen nur solche Inha-

berinnen und Inhaber von Jagdkarten bestellt werden, die die Voraussetzungen für 

ein Jagdschutzorgan erbringen und die mit den jagdlichen Verhältnissen in ihrem 

Hegering vertraut sind. Die Bestellung der Hegeringleiterinnen und Hegeringleiter ist 

der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde mitzuteilen. 

(2) Die Hegeringleiterin oder der Hegeringleiter hat die zu ihrem oder seinen Hege-

ring gehörenden Jagdausübungsberechtigten im Hinblick auf die im § 4 genannten 

Pflichten zu beraten und aufzuklären, die Wildstandsverhältnisse und die Einhaltung 

der Abschusspläne zu beobachten, bei der Aufstellung der Abschusspläne (§ 87 

Abs. 3) mitzuwirken und die Einhaltung der Bestimmungen über die Wildfütterung zu 

überwachen. 

(3) Die Hegeringleiterin oder der Hegeringleiter hat zur Wahrnehmung ihrer oder sei-

ner Obliegenheiten bei Bedarf, jedoch mindestens dreimal pro Kalenderjahr, alle 

Jagdausübungsberechtigten und Jagdaufsichtsorgane ihres oder seines Hegeringes 

zu einer Hegeringsitzung unter seinem Vorsitz schriftlich einzuladen. Werden Be-

schlüsse über die weidgerechte Ausübung der Jagd und die Jagdbewirtschaftung 

gefasst, so sind sie für die Jagdausübungsberechtigten nur bindend, wenn ihnen drei 

Viertel der Jagdausübungsberechtigten zugestimmt haben und die Flächen dieser 

Jagdausübungsberechtigten mindestens drei Viertel der Fläche des Hegeringes um-

fassen. Die Nichteinhaltung solcher Beschlüsse ist vom Ehrenrat zu ahnden.  

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde ist berechtigt, zur Hegeringsitzung Vertreterinnen 

oder Vertreter zu entsenden. Ebenso können die Mitglieder des Bezirksjagdbeirates 

der Hegeringsitzung mit beratender Stimme beiwohnen. Die Hegeringleiterin oder der 

Hegeringleiter hat zu diesem Zweck der Bezirksverwaltungsbehörde und den Mitglie-

dern des Jagdbeirates die Abhaltung der Hegeringsitzung gleichzeitig mit deren Ein-

berufung mitzuteilen. Die Vertreterinnen und Vertreter der Bezirksverwaltungsbehör-

de und die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister müssen bei der Hege-

ringsitzung jederzeit gehört werden. 
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(5) Die Hegeringleiterinnen und die Hegeringleiter sind berechtigt, die dem Hegering 

angehörigen Jagdgebiete ohne Jagdwaffen zu kontrollieren. Weiters sind sie berech-

tigt, in die Abschusspläne und Abschusslisten jederzeit Einsicht zu nehmen und die 

im laufenden Jagdjahr erbeuteten Trophäen zu besichtigen. Über Wahrnehmungen 

haben sie der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister zu berichten. 

§ 136 

Landesgeschäftsstelle; Bezirksgeschäftsstellen 

(1) Die Geschäfte des Landesjagdverbandes werden durch die Landesgeschäftsstel-

le besorgt. Sie ist von der Landesjagdmeisterin oder dem Landesjagdmeister zu lei-

ten. Ihr örtlicher Wirkungsbereich erstreckt sich auf das ganze Burgenland.  

(2) Zur Unterstützung der Landesgeschäftsstelle ist vom Vorstand für den Bereich 

jedes Jagdbezirkes eine Bezirksgeschäftsstelle zu errichten. Die Leitung obliegt der 

Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister.  

(3) Die Bezirksgeschäftsstelle ist für alle Mitglieder des Bezirksjagdtages zuständig.  

 

2. Abschnitt 

Wahl der Organe des Landesjagdverbandes im Jagdbezirk 

§ 137 

Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1) Wahlberechtigt zur Wahl der Delegierten und Ersatzpersonen eines Jagdbezirkes 

sind alle Mitglieder des Burgenländischen Landesjagdverbandes, die dem Bezirks-

jagdtag dieses Jagdbezirkes zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung angehören. Das 

Wahlrecht darf nur in einem Jagdbezirk ausgeübt werden. 

(2) Wählbar als Delegierte oder Delegierter eines Jagdbezirkes sind alle, die zum 

Zeitpunkt der Wahlausschreibung die Voraussetzungen als Mitglied des Bezirksjagd-

tages dieses Jagdbezirkes erfüllen und in den dem Tag der Wahlausschreibung vo-
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rangegangenen fünf Jahren laufend im Besitz einer gültigen burgenländischen Jagd-

karte waren. 

§ 138 

Wahl der Delegierten; Wahlausschreibung 

(1) Die Delegierten und die Ersatzpersonen (§ 133 Abs. 1) sind vom Bezirksjagdtag 

zu wählen.  

(2) Die Wahl ist vom Vorstand des Landesjagdverbandes nach Anhörung der zu-

ständigen Wahlkommission, unter Bekanntgabe des Wahltages spätestens acht Wo-

chen vorher auszuschreiben und durch Anschlag an der Amtstafel der Bezirksverwal-

tungsbehörde kundzumachen. In den Jagdzeitschriften ist die Ausschreibung zusätz-

lich zu verlautbaren. In der Ausschreibung ist die Zahl der dem Jagdbezirk zustehen-

den Delegierten und die Zahl der für einen Wahlvorschlag erforderlichen Unterschrif-

ten anzuführen.  

 

 

 

§ 139 

Wahlkommission 

(1) Zur Leitung der Wahl, zur Entscheidung über das Wahlrecht und über die Wähl-

barkeit sowie zur Feststellung des Wahlergebnisses ist eine Wahlkommission zu 

bestellen. Diese besteht aus der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann oder 

der von ihr oder ihm bestellten Stellvertretung als Vorsitzende oder Vorsitzenden und 

drei Mitgliedern, die von der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann auf Vor-

schlag des Vorstandes des Landesjagdverbandes zu bestellen sind. Auf die gleiche 

Weise ist für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied zu bestellen, das bei Verhinderung des 

Mitgliedes an seine Stelle tritt. Im Jagdbezirk Eisenstadt obliegt die Aufgabe der oder 

des Vorsitzenden der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirkshauptmann des Bezirkes 

Eisenstadt-Umgebung bzw. deren oder dessen Stellvertretung. Die zu bestellenden 

Mitglieder der Wahlkommission müssen Mitglieder des Landesjagdverbandes sein.  
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(2) Die Tätigkeit der Wahlkommission endet im Zeitpunkt des ersten Zusammentrittes 

der an ihre Stelle tretenden neubestellten Wahlkommission. 

(3) Beschlüsse der Wahlkommission werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die Wahl-

kommission ist bei Anwesenheit der oder des Vorsitzenden und zweier Mitglieder 

(Ersatzmitglieder) beschlussfähig. 

§ 140 

Wahlzeuginnen und Wahlzeugen 

Jede für die Wahl der Delegierten kandidierende wahlwerbende Gruppe hat das 

Recht auf Entsendung zweier Wahlzeuginnen oder Wahlzeugen. Die Wahlzeuginnen 

und Wahlzeugen sind berechtigt, an den Sitzungen der Wahlkommission ohne 

Stimmrecht teilzunehmen.  

 

 

 

§ 141 

Wahlliste 

(1) Die Wahlkommission hat die Wahlberechtigten in einer Wahlliste zu verzeichnen 

und diese drei Wochen vor der Wahl drei Tage hindurch zur Einsicht aufzulegen. Die 

Auflegung der Wahlliste ist durch einen Anschlag an der Amtstafel der Bezirksverwal-

tungsbehörde kundzumachen. Gegen die Wahlliste können die Verbandsmitglieder 

während der Auflagefrist Einwendungen erheben, über die die Wahlkommission bin-

nen dreier Arbeitstage endgültig zu entscheiden hat. 

(2) Wird nur ein Wahlvorschlag eingebracht, so entfällt die Auflage der Wahlliste. 

§ 142 

Wahlvorschläge 
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(1) Wahlvorschläge sind spätestens vier Wochen vor der Wahl bei der Bezirksverwal-

tungsbehörde (im Jagdbezirk Eisenstadt bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-

Umgebung) schriftlich einzubringen. Fällt das Ende dieser Frist auf einen Sonn- und 

Feiertag, so ist der Arbeitstag danach als letzter Tag der Frist anzusehen. Sie müs-

sen die Unterschriften der im Jagdbezirk Wahlberechtigten im Ausmaß von mindes-

tens 3 v.H. der in § 133 Abs. 2 letzter Satz genannten Mitglieder des Bezirksjagdta-

ges aufweisen. Die Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Bewerberinnen und Bewerber 

als die doppelte Anzahl der zu wählenden Delegierten enthalten. Enthält ein Wahl-

vorschlag mehr Bewerberinnen und Bewerber, so gelten jene, die die doppelte Zahl 

der zu wählenden Delegierten übersteigen, als nicht angeführt. Jeder Wahlvorschlag 

ist nach dem Familiennamen der oder des an erster Stelle aufscheinenden Bewerbe-

rin oder Bewerbers zu benennen. Die Wahlkommission hat über die Zulassung der 

Wahlvorschläge binnen dreier Arbeitstage zu entscheiden. Die zugelassenen Wahl-

vorschläge sind an der Amtstafel der Bezirksverwaltungsbehörde (im Jagdbezirk Ei-

senstadt an der Amtstafel der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung) spä-

testens ab dem siebenten Tag vor dem Wahltag kundzumachen. Wahlvorschläge 

können bis zur Zulassung zurückgezogen werden.  

(2) Wahlwerberinnen und Wahlwerber, die auf mehreren Wahlvorschlägen enthalten 

sind, oder Wahlberechtigte, die mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet haben, sind 

von der Wahlkommission zur Erklärung aufzufordern, für welchen Wahlvorschlag sie 

sich entscheiden. Unterbleibt eine solche Erklärung, wird der Name in allen Wahlvor-

schlägen gestrichen.  

(3) Wurde nur ein Wahlvorschlag eingebracht, so gelten die auf diesem Wahlvor-

schlag aufscheinenden Bewerberinnen und Bewerber als Delegierte (Ersatzperso-

nen) gewählt.  

§ 143 

Abstimmungsverfahren 

(1) Wahlort und Wahlzeit bestimmt die Wahlkommission. Die Bezirksjagdmeisterin 

oder der Bezirksjagdmeister hat bei der Einberufung des Bezirksjagdtages die Wahl-

vorschläge sowie Wahlort und Wahlzeit mitzuteilen. Die Wahl hat mittels Stimmzettel 

zu erfolgen; diese hat die Wahlkommission vorzubereiten.  
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(2) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben. Allen Wahlberechtigten steht nur eine 

Stimme zu.  

§ 144 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Die Anzahl der auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden Delegier-

ten sind mittels der Wahlzahl, die auf zwei Dezimalstellen zu berechnen ist, zu ermit-

teln. Die Wahlzahl wird wie folgt berechnet: 

1. die Zahlen der für jede wahlwerbende Gruppe abgegebenen gültigen Stimmen 

werden nach ihrer Größe geordnet nebeneinandergeschrieben; unter jede dieser 

Zahlen wird die Hälfte, unter diese ihr Drittel, Viertel und nach Bedarf auch ihr 

Fünftel usw. geschrieben. Als Wahlzahl gilt, wenn drei Delegierte zu wählen sind, 

die drittgrößte, bei vier Delegierten die viertgrößte usw. der angeschriebenen 

Zahlen; 

2. jeder wahlwerbenden Gruppe werden so viele Delegierte zugeschrieben, als die 

Wahlzahl in der Zahl der für sie abgegebenen gültigen Stimmen enthalten ist; 

3. haben nach dieser Berechnung mehrere wahlwerbende Gruppen den gleichen 

Anspruch auf einen Delegierten, so entscheidet das Los. 

(2) Die auf die wahlwerbende Gruppe entfallenden Delegiertenstellen sind den im 

Wahlvorschlag angegebenen Bewerberinnen und Bewerbern nach der Reihenfolge 

ihrer Nennung zuzuteilen. Die übrigen im Wahlvorschlag verzeichneten Personen 

gelten als Ersatzpersonen, die bei Ausfall oder Verhinderung einer oder eines Dele-

gierten der Reihe nach an deren oder dessen Stelle rücken.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Wahlkommission hat das Wahlergebnis mündlich zu 

verkünden.  

§ 145 

Anfechtung der Wahl der Delegierten 

(1) Das Wahlergebnis kann von allen im Jagdbezirk wahlberechtigten Mitgliedern des 

Landesjagdverbandes und von jeder wahlwerbenden Gruppe, die sich an der Wahl 

beteiligt hat, sowohl wegen behaupteter Unrichtigkeit der Ermittlung des Wahlergeb-
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nisses, als auch wegen angeblich gesetzwidriger Vorgänge im Wahlverfahren, die 

auf das Wahlergebnis von Einfluss waren, mit Beschwerde angefochten werden. 

(2) Beschwerden sind innerhalb von acht Tagen nach Verkündung des Wahlergeb-

nisses (§ 144 Abs. 3) schriftlich bei der Bezirksverwaltungsbehörde (im Jagdbezirk 

Eisenstadt bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung) einzubringen und 

binnen drei Tagen samt den dazugehörigen Wahlakten der Landesregierung vorzu-

legen, die endgültig entscheidet. 

§ 146 

Delegiertenausweis 

Wurde das Wahlergebnis nicht angefochten oder über eine Beschwerde rechtskräftig 

entschieden, so ist allen gewählten Delegierten und Ersatzpersonen ein vom Vorsitz 

der Wahlkommission unterfertigter Ausweis auszuhändigen. 

 

§ 147 

Wahl der Bezirksjagdmeisterin oder des Bezirksjagdmeisters und der Stellvertretung 

(1) Die Delegierten haben nach Verkündung ihrer Wahl unter Leitung der Wahlkom-

mission in geheimer Wahl mit einfacher Stimmenmehrheit die Bezirksjagdmeisterin 

oder den Bezirksjagdmeister und deren oder dessen Stellvertretung zu wählen. Bei 

Stimmengleichheit steht die Bezirksjagdmeisterin oder der Bezirksjagdmeister jenem 

Wahlvorschlag zu, der bei der Wahl die größte Stimmenanzahl erhalten hat; wenn 

auch hier Stimmengleichheit gegeben ist, entscheidet das Los. 

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Wahlkommission hat das Wahlergebnis 

mündlich zu verkünden.  

§ 148 

Anfechtung der Wahl der Bezirksjagdmeisterin oder des Bezirksjagdmeisters und der 

Stellvertretung 
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(1) Das Wahlergebnis kann von allen Delegierten sowohl wegen behaupteter Unrich-

tigkeit der Ermittlung des Wahlergebnisses, als auch wegen angeblich gesetzwidriger 

Vorgänge im Wahlverfahren, die auf das Wahlergebnis von Einfluss waren, mit Be-

schwerden angefochten werden. 

(2) Beschwerden sind innerhalb von acht Tagen nach Verkündung des Wahlergeb-

nisses (§ 147 Abs. 2) schriftlich bei der Bezirksverwaltungsbehörde (im Jagdbezirk 

Eisenstadt bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung) einzubringen und 

binnen drei Tagen samt den dazugehörigen Wahlakten der Landesregierung vorzu-

legen, die endgültig entscheidet.  

§ 149 

Nähere Bestimmungen über die Wahlen 

Die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Wahlen sind durch Verord-

nung der Landesregierung zu erlassen.  

 

3. Abschnitt 

Wahl der übrigen Organe des Landesjagdverbandes 

§ 150 

Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1) Wahlberechtigt zur Vornahme der in § 127 Abs. 2 angeführten Wahlen sind die in 

den Landesjagdtag entsendeten Delegierten. 

(2) Wählbar bei den gemäß § 127 Abs. 2 vorzunehmenden Wahlen sind alle gemäß 

§ 137 Abs. 2 wählbaren Verbandsmitglieder, die die österreichische Staatsbürger-

schaft besitzen, gleichgültig welchem Bezirksjagdtag sie angehören. 

(3) Die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt und die Vertretung müssen 

rechtskundig sein, desgleichen die Vorsitzenden des Ehrenrates und deren Ersatz-

mitglieder. 

§ 151 
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Wahlkommission 

Zur Durchführung und Leitung der Wahlen, zur Entscheidung über das Wahlrecht 

und die Wählbarkeit sowie zur Feststellung des Wahlergebnisses ist eine Wahlkom-

mission zu bestellen. Diese besteht aus dem Vorstand oder der Stellvertretung der 

für das Jagdwesen zuständigen Abteilung des Amtes der Landesregierung als Vor-

sitzende oder Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern, die vom Vorsitz auf Vor-

schlag des Vorstandes des Landesjagdverbandes zu bestellen sind. Die Bestimmun-

gen der §§ 139 Abs. 2 und 3 und 140 gelten sinngemäß.  

§ 152 

Wahlvorschläge 

(1) Für jeden Wahlgang hat der scheidende Ausschuss der Vollversammlung je ei-

nen gesonderten Wahlvorschlag zu erstatten, und zwar für die Wahl 

1. der Landesjagdmeisterin oder des Landesjagdmeisters, 

2. der Stellvertreterin oder des Stellvertreters der Landesjagdmeisterin oder des 

Landesjagdmeisters,  

3. von zwei Mitgliedern und vier Ersatzmitgliedern des Vorstandes, 

4. von acht Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Ausschusses, 

5. von drei Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Finanzkontrollausschusses, 

6. von drei Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Ehrensenates, wobei die oder der 

an erster Stelle genannte Kandidatin oder Kandidat als Vorsitz, die oder der an 

zweiter Stelle genannte als deren oder dessen Stellvertretung gewählt gilt, 

7. von fünf Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Beschwerdesenates, wobei die 

oder der an erster Stelle genannte Kandidatin oder Kandidat als Vorsitz, die oder 

der an zweiter Stelle genannte als deren oder dessen Stellvertretung gewählt gilt, 

8. der Verbandsanwältin oder des Verbandsanwaltes und der zwei Ersatzmitglieder. 

(2) Ein Drittel der Delegierten kann für alle oder für einzelne der in Abs. 1 genannten 

Organe eigene Wahlvorschläge erstatten. 

(3) Die Wahlvorschläge nach Abs. 1 und 2 sind spätestens vier Wochen vor der Wahl 

bei der Wahlkommission gemäß § 151 schriftlich einzubringen. Fällt das Ende dieser 

Frist auf einen Sonn- oder Feiertag, so ist der Arbeitstag danach als letzter Tag der 
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Frist anzusehen. Nicht rechtzeitig eingebrachte Wahlvorschläge sind von der Wahl-

kommission als nicht zulässig zu bezeichnen. Zulässige Wahlvorschläge sind an der 

Amtstafel des Amtes der Landesregierung spätestens ab dem dritten Tag vor dem 

Wahltag kundzumachen. Hiebei sind überzählige Bewerberinnen und Bewerber für 

Organe gemäß Abs. 1 Z 3 bis 8 zu streichen.  

(4) Wurde nur der Wahlvorschlag des scheidenden Ausschusses eingebracht, so 

gelten die auf diesen Wahlvorschlag aufscheinenden Bewerberinnen und Bewerber 

als gewählt. Wurden weitere Wahlvorschläge nur für einzelne Organe nach Abs. 1 

erstattet, gelten Bewerberinnen und Bewerber, für deren Organ kein Wahlvorschlag 

erstattet wurde, ebenfalls als gewählt.  

 

 

 

§ 153 

Abstimmungsverfahren 

(1) Wurden von der Wahlkommission mehrere Wahlvorschläge zugelassen, sind die 

Organe, für die mehrere Wahlvorschläge erstattet wurden, anlässlich eines Landes-

jagdtages (§ 127 Abs. 1) in geheimer Wahl zu wählen.  

(2) Wurden für alle Organe gemäß § 152 Abs.1 getrennte Wahlvorschläge erstattet, 

so ist über sie in einem Wahlgang abzustimmen. Als gewählt gelten die Bewerberin-

nen und Bewerber des Wahlvorschlages, für den die absolute Mehrheit der Delegier-

tenstimmen abgegeben wurde. Wird in diesem Wahlgang eine absolute Mehrheit 

nicht erreicht, wird im folgenden Wahlgang nur über die zwei Wahlvorschläge abge-

stimmt, auf die die meisten Stimmen entfielen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

das Los.  

(3) Wurden nur für einzelne Organe gemäß § 152 Abs. 1 getrennte Wahlvorschläge 

erstattet, so sind diese in getrennten Wahlgängen zu wählen. Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 154 
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Feststellung des Wahlergebnisses 

Das Wahlergebnis ist vom Vorsitz der Wahlkommission mündlich zu verkünden. 

§ 155 

Anfechtung der Wahlen 

(1) Das Wahlergebnis kann von allen Delegierten sowohl wegen behaupteter Unrich-

tigkeit der Ermittlung des Wahlergebnisses, als auch wegen angeblich gesetzwidriger 

Vorgänge im Wahlverfahren, die auf das Wahlergebnis von Einfluss waren, mit Be-

schwerde angefochten werden. 

(2) Beschwerden sind innerhalb von acht Tagen nach Verkündung des Wahlergeb-

nisses (§ 154) schriftlich beim Amt der Landesregierung einzubringen; darüber ent-

scheidet die Landesregierung.  

 

§ 156 

Verlautbarung des Wahlergebnisses 

Wurde das Wahlergebnis nicht angefochten oder über etwa erhobene Beschwerden 

rechtskräftig entschieden, so hat die Landesjagdmeisterin oder der Landesjagdmeis-

ter das Wahlergebnis im Landesamtsblatt für das Burgenland zu verlautbaren. 

§ 157 

Angelobung der Landesjagdmeisterin oder des Landesjagdmeisters und der Stellver-

tretung 

Die Landesjagdmeisterin oder der Landesjagdmeister und die Stellvertretung sind 

nach rechtskräftiger Wahl durch den Landeshauptmann, im Verhinderungsfall durch 

das für das Jagdwesen zuständige Mitglied der Landesregierung auf die gewissen-

hafte Erfüllung ihrer Pflichten anzugeloben. 

§ 158 

Nähere Bestimmungen über die Wahlen 
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Die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Wahlen sind durch Verord-

nung der Landesregierung zu erlassen. 

 

4. Abschnitt 

Disziplinarrecht 

§ 159 

Ahndung der Vergehen gegen die Standespflichten 

(1) Vergehen von Personen gegen die Standespflichten, die zum Zeitpunkt des Be-

gehens Verbandsmitglieder waren, werden vom Ehrenrat mit Disziplinarstrafen ge-

ahndet, wenn die Vergehen nicht länger als fünf Jahre vom Zeitpunkt der ersten Ver-

folgungshandlung (Ladung, Vernehmung usw.) zurückliegen. 

(2) Der Verfolgung durch den Ehrenrat steht der Umstand, dass dieselbe Handlung 

oder Unterlassung auch von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde zu be-

strafen ist, nicht entgegen.  

(3) Die Standespflichten werden verletzt, wenn ein Verbandsmitglied 

1. gegen die Weidgerechtigkeit verstoßen hat. Ein solcher Verstoß ist anzunehmen 

bei Verletzung der §§ 137 bis 139 StGB sowie folgender Bestimmungen dieses 

Gesetzes: §§ 21, 63 Abs. 1 und 3, 70 Abs. 1, 82 bis 85, 87 Abs. 1 in Verbindung 

mit § 184 Abs. 1 Z 10, 93, 94, 96, 97, 98, 99, 102, 103 und 109; 

2. auf andere Weise das Ansehen der Jägerschaft gröblich verletzt hat. 

§ 160 

Disziplinarstrafen 

Disziplinarstrafen sind die Ermahnung und die Geldbuße bis zu 3.600 Euro. 

§ 161 

Strafbemessung und Zusammentreffen von strafbaren Handlungen 
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(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe ist die Schwere der Verletzung der 

Standespflicht und der Umstand, inwieweit die Tat sonst nachteilige Folgen nach sich 

gezogen hat. Die nach dem VStG 1991 für die Strafbemessung maßgebenden 

Gründe gelten sinngemäß. 

(2) Hat das Verbandsmitglied durch eine Tat oder durch mehrere selbständige Taten 

mehrere Standespflichtverletzungen begangen und wird über diese Standespflicht-

verletzungen gleichzeitig erkannt, so ist nur eine Strafe zu verhängen, die nach der 

schwersten Standespflichtverletzung zu bemessen ist. Die weiteren Verletzungen der 

Standespflichten sind als Erschwerungsgründe zu werten. 

 

 

 

 

§ 162 

Verbindung des Disziplinarverfahrens gegen mehrere Beschuldigte 

Sind an einer Standespflichtverletzung mehrere Verbandsmitglieder beteiligt, so ist 

das Disziplinarverfahren vor dem Ehrenrat für alle Beteiligten gemeinsam durchzu-

führen.  

§ 163 

Ehrenrat 

(1) Der Ehrenrat entscheidet in erster Instanz durch den Ehrensenat, in zweiter In-

stand durch den Beschwerdesenat. 

(2) Der Ehrensenat besteht aus einem rechtskundigen Vorsitz und zwei Beisitzerin-

nen oder Beisitzern, der Beschwerdesenat aus einem rechtskundigen Vorsitz und 

vier Beisitzerinnen oder Beisitzern. Im Falle der Verhinderung eines Senatsmitgliedes 

hat ein Ersatzmitglied an dessen Stelle zu treten. Die Mitglieder des Ehrenrates sind 

in Ausübung ihres Amtes an keine Weisung gebunden. 
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(3) Ehrensenat und Beschwerdesenat werden durch ihre Vorsitzenden einberufen. 

(4) Die Senate haben mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Eine Stimmenthaltung 

ist unzulässig. Die oder der Vorsitzende hat die Stimme zuletzt abzugeben.  

(5) Die Mitglieder des Ehrenrates, die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt 

und deren Ersatzmitglieder sind verpflichtet, über die in Ausübung ihrer Funktion zu 

ihrer Kenntnis gelangenden Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. 

§ 164 

Parteien 

Parteien im Disziplinarverfahren sind die oder der Beschuldigte und die Verbandan-

wältin oder der Verbandsanwalt. 

 

 

§ 165 

Verbandsanwältin; Verbandsanwalt 

Die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt hat jedes Vergehen gegen die Stan-

despflichten, das ihr oder ihm zur Kenntnis gelangt, auf die Voraussetzungen für ein 

Disziplinarverfahren zu prüfen und sodann die Unterlagen mit den Anträgen dem Eh-

rensenat zu übermitteln. Die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt hat der 

Landesjagdmeisterin oder dem Landesjagdmeister alle Anträge mitzuteilen.  

§ 166 

Verteidigung 

(1) Die oder der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder sich durch eine 

Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Verteidigerin oder einen Verteidiger in 

Strafsachen oder ein Verbandsmitglied verteidigen lassen. 

(2) Die Bestellung einer Verteidigung schließt nicht aus, dass die oder der Beschul-

digte im eigenen Namen Erklärungen abgibt.  
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(3) Die Verteidigung ist über alle ihr in dieser Eigenschaft zukommenden Mitteilungen 

zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

§ 167 

Zustellungen 

(1) Zustellungen an die Parteien haben zu eigenen Handen zu erfolgen. 

(2) Sofern die oder der Beschuldigte eine Verteidigung bestellt hat, sind sämtliche 

Schriftstücke auch der Verteidigerin oder dem Verteidiger zu eigenen Handen zuzu-

stellen.  

 

 

 

 

§ 168 

Ordentliches Verfahren vor dem Ehrenrat; 

Disziplinarverfahren 

Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, ist auf das Disziplinarverfah-

ren das AVG 1991 mit Ausnahme der §§ 2, 3, 4, 12, 42 Abs. 1 und 2, 51, 57, 63 Abs. 

1, 64 Abs. 2, 68 Abs. 2 und 3, 75, 76, 77, 78, 79 und 80 sowie das Zustellgesetz, 

BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl I Nr. 65/2002, 

mit Ausnahme der §§ 2 und 25 anzuwenden.  

§ 169 

Verfahren vor dem Ehrensenat 

(1) Die oder der Vorsitzende des Ehrensenates hat nach Einlangen der Disziplinar-

anzeige den Ehrensenat zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein Disziplinar-

verfahren durchzuführen ist. Notwendige Ermittlungen sind von der Landesge-

schäftsstelle im Auftrag des Ehrensenates durchzuführen. 
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(2) Wurde das Verbandsmitglied wegen einer gerichtlich oder verwaltungsbehördlich 

strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und erschöpft sich die Standespflichtver-

letzung in der Verwirklichung des strafbaren Tatbestandes, so kann von der Durch-

führung eines Disziplinarverfahrens Abstand genommen werden, wenn anzunehmen 

ist, dass die Verhängung einer Disziplinarstrafe nicht erforderlich ist, um das Ver-

bandsmitglied von der Begehung weiterer Standespflichtverletzungen abzuhalten.  

(3) Hat der Ehrensenat die Durchführung eines Disziplinarverfahrens beschlossen, 

so ist dieser Beschluss dem beschuldigten Verbandsmitglied und der Verbandsan-

wältin oder dem Verbandsanwalt zuzustellen. Gegen die Einleitung des Disziplinar-

verfahrens ist kein Rechtsmittel zulässig.  

§ 170 

Verhandlung; mündliche Verkündung des Erkenntnisses 

(1) Ist der Sachverhalt ausreichend geklärt, so hat der Ehrensenat die mündliche 

Verhandlung anzuberaumen (Verhandlungsbeschluss) und zu dieser die Parteien 

sowie die in Betracht kommenden Zeuginnen und Zeugen und Sachverständigen zu 

laden. Die mündliche Verhandlung ist so anzuberaumen, dass zwischen ihr und der 

Zustellung des Beschlusses ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegt. 

(2) Im Verhandlungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte bestimmt anzuführen. 

Gegen den Verhandlungsbeschluss ist kein Rechtsmittel zulässig.  

(3) Im Verhandlungsbeschluss ist der oder dem Beschuldigten die Zusammenset-

zung des Senates bekannt zu geben. Auf Verlangen dürfen bei der mündlichen Ver-

handlung bis zu drei Verbandsmitglieder als Vertrauenspersonen anwesend sein. Die 

mündliche Verhandlung ist ansonsten nicht öffentlich. 

(4) Die Beratungen und Abstimmungen des Senates sind nicht öffentlich. 

(5) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des Verhandlungsbeschlusses 

zu beginnen. Sodann ist die oder der Beschuldigte zu vernehmen. 

(6) Nach der Vernehmung der oder des Beschuldigten sind die Beweise in der vom 

Vorsitz bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben das Recht, Be-

weisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung dieser Anträge hat der Vorsitz zu 
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entscheiden; die übrigen Mitglieder des Senates haben jedoch das Recht, eine Be-

schlussfassung des Senates über die Berücksichtigung der Beweisanträge zu ver-

langen. Gegen die Entscheidung des Vorsitzes und die des Senates ist ein geson-

dertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

(7) Die oder der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an sie oder ihn gestellten 

Fragen nicht gezwungen werden.  

(8) Erfordert der Gang der Beweisaufnahme eine Unterbrechung der mündlichen 

Verhandlung, so hat darüber der Senat nach Beratung zu beschließen. 

(9) Nach Schluss des Beweisverfahrens ist der Verbandsanwältin oder dem Ver-

bandsanwalt das Wort zu erteilen. Die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt 

hat hierauf die Ergebnisse der Beweisführung zusammenzufassen sowie die Anträge 

zu stellen und zu begründen. 

(10) Nach der Verbandsanwältin oder dem Verbandsanwalt ist der oder dem Be-

schuldigten das Wort zu erteilen. Findet die Verbandsanwältin oder der Verbandsan-

walt hierauf etwas zu erwidern, so hat die oder der Beschuldigte jedenfalls das 

Schlusswort.  

(11) Nach Schluss der mündlichen Verhandlung hat sich der Senat zur Beratung 

zurückzuziehen.  

(12) Unmittelbar nach dem Beschluss des Senates ist das Erkenntnis samt den we-

sentlichen Gründen mündlich zu verkünden.  

§ 171 

Unterbrechung oder Vertagung der Verhandlung 

Der Vorsitz ist berechtigt, bei Vorliegen besonderer Gründe die mündliche Verhand-

lung zu unterbrechen oder zu vertagen. Wurde die Verhandlung vertagt, so hat der 

Vorsitz bei der Wiederaufnahme der Verhandlung die wesentlichen Vorgänge der 

vertagten Verhandlung nach dem Protokoll und den sonst zu berücksichtigenden Ak-

ten mündlich vorzutragen. 

§ 172 
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Disziplinarerkenntnis  

(1) Der Ehrensenat hat bei der Beschlussfassung über das Disziplinarerkenntnis nur 

auf das Rücksicht zu nehmen, was in der mündlichen Verhandlung hervorgekommen 

ist.  

(2) Das Disziplinarerkenntnis hat auf Schuldspruch oder Freispruch zu lauten und im 

Falle eines Schuldspruches die Strafe festzusetzen.  

(3) Eine schriftliche Ausfertigung des Disziplinarerkenntnisses ist den Parteien längs-

tens innerhalb von vier Wochen zuzustellen. Eine Zustellung kann unterbleiben, 

wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten.  

§ 173 

Beschwerderecht; Verfahren vor dem Beschwerdesenat 

(1) Gegen den Schuldspruch und das Strafausmaß können die oder der Beschuldig-

te und die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt, gegen die auferlegten Ver-

fahrenskosten die oder der Beschuldigte und gegen die Einstellung des Verfahrens 

sowie gegen einen Freispruch die Verbandsanwältin oder der Verbandsanwalt Be-

schwerde an den Beschwerdesenat erheben. 

(2) Die Beschwerde ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des Erkenntnisses des 

Ehrensenates bei der Landesgeschäftsstelle des Landesjagdverbandes schriftlich, 

telegrafisch oder fernschriftlich einzubringen. 

(3) Die Beschwerde hat das Disziplinarerkenntnis zu bezeichnen, gegen das sie sich 

richtet, und einen begründeten Beschwerdeantrag zu enthalten. 

(4) Eine Beschwerde ist nicht mehr zulässig, wenn eine Partei nach Zustellung oder 

Verkündung des Erkenntnisses ausdrücklich auf die Beschwerde verzichtet hat.  

§ 174 

Wirkung der Beschwerde; Verfahren vor dem Beschwerdesenat 

(1) Rechtzeitig eingebrachte Beschwerden haben aufschiebende Wirkung. 
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(2) Für das Verfahren vor dem Beschwerdesenat gelten die Bestimmungen der 

§§ 169 bis 172 sinngemäß. 

(3) In der Entscheidung über eine rechtzeitig eingebrachte Beschwerde kann der Be-

schwerdesenat bei Überwiegen berücksichtigungswürdiger Umstände die verhängte 

Strafe in eine mildere Strafe umwandeln oder ganz nachsehen; das gleiche gilt, 

wenn innerhalb der Beschwerdefrist ein Ansuchen um Nachsicht oder Milderung der 

Strafe gestellt wird. 

(4) Auf Grund einer von der oder dem Beschuldigten erhobenen Beschwerde darf 

das Disziplinarerkenntnis nicht zu seinen Ungunsten abgeändert werden. 

§ 175 

Wiederaufnahme des Verfahrens; Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) Vor der Entscheidung über die Wiederaufnahme des Verfahrens oder über die 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind die Parteien zu hören. 

(2) § 69 Abs. 2 und 3 AVG 1991 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die mit drei 

Jahren festgesetzten Fristen im Disziplinarverfahren zehn Jahre betragen. 

(3) Die Wiederaufnahme eines Verfahrens zum Nachteil der oder des Beschuldigten 

ist nur innerhalb der im § 159 Abs. 1 festgelegten Frist zulässig. Im Falle der Wieder-

aufnahme des Verfahrens auf Antrag der oder des Beschuldigten und im Falle der 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand darf über die Beschuldigte oder den Be-

schuldigten keine strengere Strafe als die bereits verhängte Strafe ausgesprochen 

werden.  

(4) Durch die Verfügung der Wiederaufnahme des Verfahrens und die Bewilligung 

der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird das frühere Erkenntnis nicht aufge-

hoben.  

§ 176 

Vollstreckung 

(1) Der Vorsitz des Ehrensenates hat nach Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses 

den Vollzug der Disziplinarstrafe zu veranlassen. 
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(2) Die Strafen sind in einen Standesausweis beim Landesjagdverband einzutragen. 

So lange die Eintragung besteht, ist die Abschrift des Erkenntnisses aufzubewahren.  

(3) Die Geldbuße und die Verfahrenskosten sind innerhalb von vier Wochen nach 

Rechtskraft des Erkenntnisses von der oder dem Bestraften beim Landesjagdver-

band in Eisenstadt zu erlegen.  

(4) Bei Nichteinhaltung der Erlagsfrist kann an die für die Ersatzpflichtige oder den 

Ersatzpflichtigen zuständige Bezirksverwaltungsbehörde das Ersuchen um Einbrin-

gung der Geldbuße und der Kosten gestellt werden.  

(5) Bei der Hereinbringung einer Geldbuße ist auf die persönlichen Verhältnisse und 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Verbandsmitgliedes Bedacht zu nehmen.  

(6) Der Ehrensenat darf die Abstattung einer Geldbuße in höchstens 36 Monatsraten 

bewilligen.  

(7) Rechtskräftige Erkenntnisse gemäß § 160 sind der zuständigen Bezirksverwal-

tungsbehörde bekannt zu geben. 

(8) Die eingegangenen Geldbußen sind für Zwecke des Landesjagdverbandes zu 

verwenden. Die näheren Bestimmungen darüber sind in den Satzungen des Landes-

jagdverbandes zu treffen. 

§ 177 

Kosten des Disziplinarverfahrens 

(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich der Reisegebühren und der Gebühren 

für Dolmetscherinnen oder Dolmetscher, Sachverständige und Zeuginnen oder Zeu-

gen sind vom Landesjagdverband zu tragen, wenn 

1. das Verfahren eingestellt oder 

2. die oder der Beschuldigte freigesprochen wird. 

(2) Wird über die Beschuldigte oder den Beschuldigten vom Ehrenrat eine Diszipli-

narstrafe verhängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob und inwieweit sie oder er 

mit Rücksicht auf den von ihr oder ihm verursachten Verfahrensaufwand, ihre oder 

seine persönlichen Verhältnisse oder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit die Kosten 
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des Verfahrens zu ersetzen hat; dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch von der Ver-

hängung einer Disziplinarstrafe abgesehen wird. Die aus der Beiziehung einer Ver-

teidigerin oder eines Verteidigers erwachsenden Kosten hat in allen Fällen die oder 

der Beschuldigte zu tragen; ebenso die Kosten der Veröffentlichung rechtskräftiger 

Disziplinarerkenntnisse. 

(3) Hinsichtlich der Gebühren der Dolmetscherinnen und Dolmetscher, Sachverstän-

digen und Zeuginnen oder Zeugen ist das Gebührenanspruchsgesetz 1975, BGBl. 

Nr. 136, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 1/2004, sinngemäß 

anzuwenden. 

(4) Die Kosten des Beschwerdeverfahrens sind der Beschwerdeführerin oder dem 

Beschwerdeführer nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Fol-

ge gegeben oder die Strafe gemäß § 174 Abs. 3 abgeändert wird.  

(5) Wird einem Antrag der oder des Bestraften auf Wiederaufnahme des Verfahrens 

nicht stattgegeben, so gelten hinsichtlich der Verpflichtung zur Tragung der Verfah-

renskosten sinngemäß die vorhergehenden Bestimmungen. 

(6) Von der Eintreibung des Kostenbeitrages ist abzusehen, wenn mit Grund ange-

nommen werden kann, dass dies erfolglos wäre. 

§ 178 

Personal- und Sachaufwand 

(1) Für die Sacherfordernisse der Senate und für die Besorgung ihrer Kanzleige-

schäfte hat die Landesgeschäftsstelle aufzukommen. 

(2) Die Leitung der Landesgeschäftsstelle hat für die Verhandlungen vor dem Ehren-

rat geeignete Schriftführerinnen oder Schriftführer beizustellen.  

 

 

XII. Hauptstück 

Behörden, Jagdgebiete, Jagdkataster und Jagdstatistik 
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§ 179 

Jagdbeiräte 

(1) Zur fachlichen Beratung der Verwaltungsbehörden in Angelegenheiten der Jagd 

sind Jagdbeiräte zu bestellen. 

(2) Die bei jeder Bezirksverwaltungsbehörde zu bestellenden Jagdbeiräte (Bezirks-

jagdbeiräte) setzen sich aus der Bezirksjagdmeisterin oder dem Bezirksjagdmeister 

(Stellvertretung), dem Bediensteten des Forstfachdienstes und vier Mitgliedern und 

ebenso vielen Ersatzmitgliedern zusammen. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder 

werden auf die Dauer der Jagdperiode von der Bezirkshauptfrau oder dem Bezirks-

hauptmann (in Städten mit eigenem Statut von der Bürgermeisterin oder dem Bür-

germeister) berufen, wobei hinsichtlich zweier Mitglieder und deren Ersatzmitglieder 

die Burgenländische Landwirtschaftskammer, hinsichtlich der übrigen Mitglieder und 

Ersatzmitglieder der Landesjagdverband ein Vorschlagsrecht hat. Die Einberufung 

des Bezirksjagdbeirates erfolgt durch die Bezirkshauptfrau oder den Bezirkshaupt-

mann (in Städten mit eigenem Statut durch die Bürgermeisterin oder den Bürger-

meister).  

(3) Der beim Amt der Landesregierung zu bestellende Jagdbeirat (Landesjagdbeirat) 

besteht aus vier Mitgliedern und ebenso vielen Ersatzmitgliedern, die von der Lan-

desregierung bestellt werden. Je zwei Mitglieder werden auf Vorschlag des Landes-

jagdverbandes und der Burgenländischen Landwirtschaftskammer durch die Landes-

regierung auf die Dauer der Jagdperiode berufen. Die Einberufung des Landesjagd-

beirates erfolgt durch das für das Jagdwesen zuständige Mitglied der Landesregie-

rung bzw. dessen Beauftragten.  

(4) Die Jagdbeiräte sind in allen wichtigen Fragen, die Angelegenheiten der Jagd 

berühren, zu hören. Sie sind von behördlichen Verfügungen, die wegen Gefahr im 

Verzug ohne Anhörung des Jagdbeirates getroffen wurden und denen in jagdlicher 

Hinsicht größere Bedeutung zukommt, ehestens zu verständigen. Außerdem obliegt 

ihnen die Unterstützung der Behörde in ihrer Aufsichtstätigkeit. Stellungnahmen und 

Äußerungen bei den Sitzungen bedürfen der Stimmenmehrheit. 

(5) Die Mitglieder der Jagdbeiräte und deren Ersatzmitglieder sind verpflichtet, bei 

Erfüllung ihrer Aufgaben mit Gewissenhaftigkeit und Unparteilichkeit vorzugehen und 
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über die in Ausübung ihrer Funktion zu ihrer Kenntnis gelangenden Tatsachen Still-

schweigen zu bewahren.  

§ 180 

Jagdkataster und Jagdstatistik 

Die Bezirksverwaltungsbehörden haben einen Jagdkataster über sämtliche Eigen- 

und Genossenschaftsjagdgebiete zu führen und alljährlich jagdstatistische Daten zu-

sammenzustellen, die die Jagdausübungsberechtigten beizubringen haben. Der 

Jagdkataster ist getrennt für Genossenschafts- und Eigenjagdgebiete anzulegen und 

hat für jedes Jagdgebiet insbesondere das Flächenausmaß, die Schongebiete ge-

mäß § 15, die Pächterinnen und Pächter, die Höhe des Pachtbetrages, die Dauer der 

Pachtzeit, die Daten des Bescheides über die Genehmigung bzw. die Kenntnisnah-

me der Verpachtung, die Jagdschutzorgane und bei Eigenjagdgebieten überdies die 

Jagdausübungsberechtigte oder den Jagdausübungsberechtigten zu enthalten. 

Jagdstatistische Daten sind über den Wildstand, den festgesetzten und tatsächlichen 

Abschuss, die Jagdkarten, die Jagdprüfungen und den Wildschaden zusammenzu-

stellen. Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung des Jagdkatasters und über 

die Zusammenstellung jagdstatistischer Daten hat die Landesregierung durch Ver-

ordnung zu treffen. 

 

 

XIII. Hauptstück 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

§ 181 

Anwendungsbereich 

Die Ausübung des Eigenjagdrechtes (§ 62) und die Pachtung von Jagdeinschlüssen 

(§ 35 Abs. 3) durch die Gemeinde erfolgt im eigenen Wirkungsbereich. 
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XIV. Hauptstück 

Übertretungen und Strafen 

§ 182 

Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 

(1) Die Genossenschaftsjagdverwalterinnen und -verwalter (§ 45) und die Jagdauf-

seherinnen und Jagdaufseher (§ 74) sind verpflichtet, die Einhaltung der Bestim-

mungen dieses Gesetzes zu überwachen und wahrgenommene Übertretungen der 

Bezirksverwaltungsbehörde zur Kenntnis zu bringen.  

(2) Die gleiche Verpflichtung obliegt insbesondere auch den Organen der Marktpoli-

zei hinsichtlich des im § 85 Abs. 2 angeführten Verbotes. 

§ 183 

Mitwirkung der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

(1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben bei der Vollziehung der 

§§ 63 Abs. 1 und 3, 69 Abs. 1, 70 Abs. 1, 99 Abs. 1 und 6, 101 Abs. 1 Z 1 bis 6, 8, 12 

bis 14, 103, 106 Abs. 1 und 2 und 107 Abs. 1 und 2 mitzuwirken durch  

1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen,  

2. Maßnahmen, die für die Einleitung oder Durchführung von Verwaltungsstrafver-

fahren erforderlich sind, und  

3. Anwendung körperlichen Zwanges, soweit er gesetzlich vorgesehen ist. 

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben den Jagdschutzorganen 

über deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Befugnisse gemäß den 

§§ 73 ff im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten. 

§ 184 

Strafbestimmungen 
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(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 360 Euro bis 

3.600 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von vier Tagen bis 

sechs Wochen zu bestrafen, wer 

1. Wildgehege ohne Bewilligung anlegt oder führt (§ 11 Abs. 1) oder sie bei Widerruf 

nicht oder nicht in vorgeschriebener Frist auflässt (§ 12 Abs. 1); 

2. bei Entfernung eines Wildgeheges nicht verhindert, dass dort gehaltene land-

fremde oder in benachbarten Jagdgebieten nicht vorkommende Wildarten in die 

freie Wildbahn gelangen (§ 12 Abs. 3); 

3. Schongebiete entgegen dem Verbot des § 15 bejagt; 

4. die Jagd ausübt, ohne im Besitz einer Jagdkarte zu sein (§ 63 Abs. 1); 

5. als Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter (§ 63 Abs. 3) 

Personen, die keine gültige Jagdkarte (Jagdgastkarte) besitzen, die Ausübung der 

Jagd gestattet; 

6. die Beizjagd ohne Berechtigung ausübt (§ 70 Abs. 1); 

7. als Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter eine Wildart in 

ihrem Bestande gefährdet (§ 93 Abs. 1); 

8. die Wildfolge auf fremdes Jagdgebiet ausdehnt (§ 97 Abs. 1), obwohl ihm die 

Grenzen des Jagdgebietes bekannt sein mussten; 

9. gegen die Bestimmungen über das Fangen und Vergiften von Wild (§ 99) ver-

stößt; 

10. gegen ein Verbot sachlicher Art gemäß § 101 Abs. 1 Z 1 bis 4, 6, 7 10, 11, 13, 14, 

19 und 20 verstößt. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 36 Euro bis 

1.800 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 24 Stunden bis zu 

vier Wochen zu bestrafen, wer  

1. Haarwild in Gehegen hält, ohne hiefür eine Bewilligung nach § 3 Abs. 3 erwirkt zu 

haben, oder darin Wildarten hält, die nicht nach einer Verordnung gemäß § 3 

Abs. 5 als zur Fleischgewinnung geeignet erklärt wurden; 

2. Zuchtgehege ohne Bewilligung sperrt (§ 11 Abs. 7); 

3. als Halterin oder Halter eines Wildgeheges gegen § 11 Abs. 10 verstößt; 

4. die Jagd auf Flächen ausübt, auf denen die Jagd ruht (§ 21); 

5. als Jagdleiterin oder Jagdleiter ohne Zustimmung des Jagdausschusses oder 

trotz Untersagung durch die Bezirksverwaltungsbehörde eine Vermehrung von 
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Mitgliedern der Jagdgesellschaft vornimmt oder duldet (§ 36 Abs. 8) oder ohne 

Zustimmung des Jagdausschusses ein Mitglied der Jagdgesellschaft ausschließt 

(§ 36 Abs. 9); 

6. ohne Zustimmung des Jagdausschusses oder trotz Untersagung durch die Be-

zirksverwaltungsbehörde ein Genossenschaftsjagdgebiet unter- oder weiterver-

pachtet; 

7. bei Ausübung der Jagd eine gültige Jagdkarte nicht mit sich führt oder den Jag-

daufseherinnen oder Jagdaufsehern oder den Organen der öffentlichen Sicherheit 

auf deren Verlangen nicht vorweist (§ 63 Abs. 1); 

8. als Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter einer Person 

das Jagen gestattet, die eine Jagdkarte nicht mit sich führt (§ 63 Abs. 3) oder eine 

Jagdgastkarte entgegen dem § 65 ausfolgt; 

9. entgegen der Bestimmung des § 69 ohne Jagderlaubnisschein jagt oder als 

Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter das Jagen ohne 

Jagderlaubnisschein gestattet; 

10. als Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter Jagderlaubnis-

scheine mit einer Gültigkeitsdauer von mehr als einer Woche ohne Genehmigung 

der Bezirksverwaltungsbehörde ausstellt (§ 69 Abs. 2); 

11. als gemäß § 74 Abs. 2 Verpflichtete oder Verpflichteter trotz behördlicher Auffor-

derung nicht Vorsorge für einen ausreichenden Jagdschutz trifft (§ 74 Abs. 2 und 

5); 

12. als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher Dienst versieht, ohne im Besitz einer gülti-

gen Jagdkarte zu sein (§ 76 Abs. 7), das Dienstabzeichen nicht sichtbar trägt oder 

sich über Verlangen nicht ausweist (§ 76 Abs. 5); 

13. als Jagdaufseherin oder Jagdaufseher seine Befugnisse nach §§ 80 und 81 über-

schreitet; 

14. gegen die Vorschriften der §§ 82 bis 84 oder der auf Grund dieser Bestimmungen 

erlassenen Verordnungen oder Bescheide verstößt oder solche Verstöße ermög-

licht; 

15. ganzjährig geschonte Tiere entgegen den Bestimmungen des § 85 Abs. 1 und 2 

erwirbt, hält, zum Verkauf anbietet, entgeltlich oder unentgeltlich in Verkehr bringt 

oder versendet, oder wer Teile solcher Tiere verkauft, zum Verkauf bereithält oder 

sonst in Verkehr bringt oder deren Herkunft gemäß § 85 Abs. 4 nicht nachweist; 
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16. als Tierpräparator die Einschau in seinen Betriebsräumen gemäß § 85 Abs. 4 

verweigert; 

17. die im Abschussplan (§ 87 Abs. 1) festgesetzte Abschusszahl überschreitet oder 

eine im Abschussplan nicht genehmigte Wildart erlegt; 

18. den bewilligten oder verfügten Abschussplan ohne triftigen Grund in Zahl und 

Gliederung nicht einhält (§ 90 Abs. 1); 

19. als Jagdpächterin oder Jagdpächter das Jagdgebiet bei Ablauf des Pachtverhält-

nisses nicht mit einem den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Wildbestand 

übergibt (§ 93 Abs. 2); 

20. gegen die Bestimmungen über die Wildfütterung verstößt (§ 94); 

21. in anderer Weise als gemäß Abs. 1 Z 12 gegen die Bestimmungen über die Wild-

folge (§ 97) verstößt; 

22. das Auftreten einer Wildkrankheit nicht meldet (§ 100); 

23. gegen ein Verbot sachlicher Art gemäß § 101 Abs. 1 Z 5, 8, 9, 12, 15 bis 18 ver-

stößt oder die örtlichen Beschränkungen bei der Ausübung der Jagd (§ 103) nicht 

beachtet; 

24. ein Jagdgebiet unbefugt mit einem Gewehr, mit Fallen oder anderen Geräten, die 

zum Fangen oder Töten von Wild gewöhnlich verwendet werden, durchstreift 

(§ 106 Abs. 1 und 2) oder sich weigert, die Waffen und Geräte den Jagdaufsehe-

rinnen und Jagdaufsehern oder den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

abzugeben; 

25. eine jagdliche Beschränkung im Interesse der Landeskultur (§ 109) nicht beach-

tet. 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis 1.100 Euro, 

im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen, 

wer  

1. einer in diesem Gesetz verfügten Anzeige- oder Meldepflicht nicht oder nicht frist-

gerecht nachkommt; 

2. verpflichtet ist, Listen oder sonstige Unterlagen zu führen oder der Behörde vor-

zulegen, diese Unterlagen nicht oder nicht ordnungsgemäß führt oder der Behör-

de nicht oder nicht ordnungsgemäß oder nicht fristgerecht vorlegt; 

3. Vereinbarungen entgegen § 38 trifft; 
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4. ohne Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde ein Eigenjagdgebiet nicht auf 

die Dauer der Jagdperiode des Genossenschaftsgebietes in derselben Gemeinde 

verpachtet (§ 60 Abs. 3); 

5. bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 61 eine Jagdverwalterin oder einen 

Jagdverwalter nicht oder nicht fristgerecht bestellt oder das Eigenjagdgebiet nicht 

oder nicht fristgerecht verpachtet; 

6. sich als nach § 63 Abs. 4 Verpflichtete oder Verpflichteter nicht innerhalb von drei 

Monaten nach Beginn des Jagdjahres eine Jagdkarte löst; 

7. als Halterin oder Halter von Greifvögeln die in § 86 vorgesehene Meldung nicht 

erstattet oder die Vögel nicht oder nicht fristgerecht kennzeichnet; 

8. trotz Untersagung den Haltungszweck von Greifvögeln ändert (§ 86 Abs. 2); 

9. Eier von Federwild zu anderen als in § 85 Abs. 6 angeführten Zwecken in Verkehr 

setzt oder die Vorschriften des § 85 Abs. 7 und der auf Grund dieser Bestimmung 

erlassenen Verordnungen nicht einhält; 

10. kümmerndes oder krankgeschossenes Wild ohne Notwendigkeit erlegt (§ 90 

Abs. 3); 

11. bei Anordnung der Bezirksverwaltungsbehörde Trophäen vom Schalenwild nicht 

oder nicht in der im § 92 Abs. 1 und 3 vorgeschriebenen Weise vorlegt; 

12. eine Jagdeinrichtung ohne Zustimmung der Grundeigentümerin oder des Grund-

eigentümers (§ 95 Abs. 1) oder Einsprünge (§ 95 Abs. 3) errichtet; 

13. einen Jagdnotweg benützt, ohne die Schusswaffe ungeladen (gebrochen), Hunde 

an der Leine und Beizvögel gesichert mitzuführen (§ 96); 

14. als Jagdausübungsberechtigte oder Jagdausübungsberechtigter zu wenige oder 

nicht geeignete Jagdhunde hält (§ 98); 

15. Wildschutzgebiete entgegen den Bestimmungen des § 102 Abs. 2 betritt oder 

befährt; 

16. für die Dauer einer Treib-, Drück- oder Lappjagd ein bejagtes Gebiet unbefugt 

betritt oder dieses über Aufforderung nicht unverzüglich verlässt (§ 106 Abs. 3); 

17. als jagdfremde Person Wild verfolgt oder beunruhigt, insbesondere Hunde und 

Katzen im Jagdgebiet herumstreifen lässt, Jungwild berührt oder aufnimmt (§ 107 

Abs. 1); 

18. gegen die Bestimmungen über das Halten von Wild außerhalb von Gehegen ver-

stößt (§ 107 Abs. 3); 

19. als jagdfremde Person Wild ankirrt (§ 107 Abs. 6); 
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20.  sonstigen Geboten, Verboten oder Beschränkungen nach diesem Gesetz, einer 

Verordnung nach diesem Gesetz sowie Auflagen, Bedingungen und Fristen in 

Bescheiden zuwider handelt. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den Burgenländischen Landesjagdverband 

von jeder rechtskräftigen Bestrafung nach diesem Gesetz in Kenntnis zu setzen. 

(6) Die Verfolgung wegen Übertretungen der §§ 54 Abs. 1, 82 bis 84, 85 Abs. 1 und 

2, 87 Abs. 1, 90 Abs. 2 und 3 und 93 ist unzulässig, wenn gegen sie binnen einem 

Jahr von der Behörde keine Verfolgungshandlung vorgenommen worden ist.  

§ 185 

Verfall von Gegenständen 

(1) Bei Übertretungen der §§ 82, 85, 87 Abs. 1, in Verbindung mit § 184 Abs. 2 Z 17, 

99, 101 Z 1 bis 4, 6 und 9 und 103 ist im Straferkenntnis der Verfall des Wildes, des 

Wildbrets, der Trophäe, der Tierteile und dergleichen, auf die sich das strafbare Ver-

halten bezogen hat, auszusprechen. 

(2) Kann das Wildbret nicht mehr für verfallen erklärt werden, ist an seiner Stelle der 

dem Wildbret entsprechende Marktwert für verfallen zu erklären. 

(3) Bei Übertretungen der §§ 97 Abs. 3 Z 4, 99 Abs. 1, 101 Z 1 bis 3 und 6, und 106 

Abs. 2 ist auch auf den Verfall der widerrechtlich mitgeführten, gebrauchten oder 

verbotenen Waffen und Geräte zu erkennen. 

§ 186 

Verwertung der als verfallen erklärten Gegenstände 

(1) Verfallene Gegenstände, denen wissenschaftliche oder künstlerische Bedeutung 

zukommt, sind an das Burgenländische Landesmuseum abzugeben. 

(2) Verfallen erklärte verbotene Schusswaffen sowie solche Gegenstände, die nach 

ihrer Beschaffenheit nur zur Begehung von strafbaren Handlungen bestimmt sind, 

sind ebenfalls dem Landesmuseum zur Verfügung zu stellen und, wenn dieses sie 

nicht übernimmt, zu vernichten. 
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§ 187 

Sondervorschriften über den Schadenersatz bei 

 Verletzungen des Jagdrechtes 

Schadenersatzansprüche, die aus der Verletzung des Jagdrechtes abgeleitet wer-

den, stehen bei unverpachteten Eigenjagden der oder dem Eigenjagdberechtigten, 

im Falle der Verpachtung der Eigenjagd aber der Pächterin oder dem Pächter zu. Bei 

Genossenschaftsjagden stehen derartige Schadenersatzansprüche der Pächterin 

oder dem Pächter, wenn aber die Genossenschaftsjagd durch eine Genossen-

schaftsjagdverwalterin oder einen Genossenschaftsjagdverwalter ausgeübt wird, der 

Jagdgenossenschaft zu. Solche Ersatzansprüche können nur im ordentlichen 

Rechtsweg geltend gemacht werden.  

 

 

XV. Hauptstück 

Jagdabgabe 

§ 188 

Abgabenschuldnerin; Abgabenschuldner 

(1) Die Ausübung des Jagdrechtes unterliegt der Jagdabgabe. 

(2) Die Jagdabgabe ist bei verpachteten Jagden (einschließlich Jagdeinschlüssen) 

von der Jagdpächterin oder dem Jagdpächter - im Falle der Unterverpachtung ge-

mäß § 54 von der Pächterin oder dem Pächter -, bei nicht verpachteten Eigenjagd-

gebieten von der oder dem Eigenjagdberechtigten zu entrichten. 

(3) Die Jagdabgabe ist jährlich zu entrichten. Sie beträgt 2 v.H. des Jagdwertes 

(§ 189) des laufenden Jagdjahres. 

(4) Die Jagdabgabe ist vom Burgenländischen Landesjagdverband (§ 130 Abs. 3) 

jährlich zum Fälligkeitstermin 1. April vorzuschreiben.  
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(5) Auf das Verfahren zur Vorschreibung, Einhebung und Einbringung der Jagdab-

gabe sind die Bestimmungen der Landesabgabenordnung, LGBl. Nr. 2/1963 in der 

jeweils geltenden Fassung, sinngemäß anzuwenden. 

§ 189 

Jagdwert 

(1) Bei verpachteten Jagden entspricht der Jagdwert dem Jahrespachtbetrag ein-

schließlich des Wertes allenfalls ausbedungener Nebenleistungen. Wurde bei der 

Verpachtung einer Eigenjagd eine Wildschadenspauschale ausbedungen, so ist der 

Betrag der Pauschalsumme, der ein Drittel der Jagdpachtsumme übersteigt, dem 

Jagdwert zuzurechnen. 

(2) Der Jagdwert von nicht verpachteten Jagden ergibt sich aus der Vervielfachung 

des für den Bereich des politischen Bezirkes ermittelten durchschnittlichen Jahres-

pachtbetrages pro Hektar für verpachtete Genossenschaftsjagdgebiete mit der Hek-

taranzahl der nicht verpachteten Jagd. Die Genossenschaftsjagdgebiete der Frei-

städte Eisenstadt und Rust sind für die Ermittlung des durchschnittlichen Hektarsat-

zes dem Bezirk Eisenstadt-Umgebung zuzurechnen. 

(3) Nebenleistungen sind alle Geld- und Sachleistungen der Pächterin oder des 

Pächters an die Verpächterin oder den Verpächter, die nicht die Wildhege oder die 

Aufrechterhaltung des Jagdschutzes betreffen. 

(4) Bei der Regelung des Jagdwertes hat die Umsatzsteuer außer Betracht zu blei-

ben.  

§ 190 

Auskunftspflicht 

Die zur Leistung der Jagdabgabe Verpflichteten haben dem Landesjagdverband auf 

sein Verlangen alle mit der Bemessung der Jagdabgabe zusammenhängenden Aus-

künfte zu erteilen. 

§ 191 

Verwendung der Jagdabgabe 
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(1) Der Landesjagdverband hat die aus der Jagdabgabe stammenden Mittel  

1. zur Erhaltung und Verbesserung des Lebensraumes des Wildes; 

2. für Maßnahmen gegen den Straßentod des Wildes; 

3. zur Erhaltung eines gesunden Wildstandes (ausgenommen Wildfütterung); 

4. für die jagdliche und forstliche Weiterbildung der Jugend und der Jägerinnen und 

Jäger 

zu verwenden. 

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung zu regeln, unter welchen Vorausset-

zungen die Mittel zu den unter Abs. 1 genannten Zwecken verwendet werden dürfen; 

hiebei ist insbesondere vorzusehen, dass sich die Empfängerin oder der Empfänger 

von Mitteln an den Kosten für bestimmte Maßnahmen gemäß Abs. 1 zu beteiligen 

haben. 

(3) Der Landesjagdverband hat der Landesregierung über die Verwendung der Mittel 

jedwede Auskunft zu erteilen und in die Unterlagen Einsicht zu gewähren. 

(4) Die bis zum Ende der Jagdperiode nicht verbrauchten Mittel sind dem Land abzu-

führen.  

 

 

XVI. Hauptstück 

Wirksamkeitsbeginn und außer Kraft tretende Vorschriften 

§ 192 

Bgld. Jagdgesetz 1988; Burgenländische Jagdverordnung 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2005 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Bgld. Jagdgesetz 1988, LGBl. Nr. 

11/1989, zuletzt geändert mit Landesgesetz LGBl. Nr. 94/2002, außer Kraft.  
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XVII. Hauptstück 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 193 

Funktionsperioden; Bescheide; Verfahren 

(1) Die Funktionsperioden der Jagdausschüsse und der Organe des Landesjagdver-

bandes werden durch dieses Gesetz nicht berührt.  

(2) Bescheide nach dem Jagdgesetz 1988 und Prüfungen nach dem Jagdgesetz 

1988, nach dem Jagdgesetz, LGBl. Nr. 30/1970, oder nach dem Jagdgesetz, LGBl. 

Nr. 2/1951, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bei den Schiedskommissi-

onen anhängigen Verfahren sind nach den Bestimmungen des Jagdgesetzes 1988 

fortzuführen.  

(4) Dieses Gesetz ist auf die im Zeitpunkt seines Inkrafttretens anhängige Verfahren, 

ausgenommen Verfahren gemäß Abs. 1 anzuwenden.  

(5) Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Gehege füh-

ren, das in der Größe nicht den Vorschriften des § 3 Abs. 2 und 3 bzw. des § 11 ent-

spricht, dürfen dieses weiter führen; die übrigen die Gehege betreffenden Bestim-

mungen sind anzuwenden.  

 

 

 



V o r b l a t t  

Problem: 

Die Novelle LGBl. Nr. 94/2002 beschränkte sich darauf, die Vogelschutzrichtlinie und 

die FFH-Richtlinie, soweit sie Wild betreffen, vollständig umzusetzen. Im Hinblick auf 

die Dringlichkeit des Umsetzungsbedarfes konnten weitere Änderungswünsche be-

züglich des Jagdgesetzes nicht berücksichtigt werden.  

Ziel: 

Berücksichtigung von Änderungswünschen bezüglich des Jagdgesetzes seitens der 

Jägerinnen- und Jägerschaft, der Landwirtschaft und der politischen Parteien.  

Kosten: 

Einsparungen durch Wegfall der Landeskommission für Jagd- und Wildschäden. 

Alternativen: 

Belassung des derzeitigen Rechtszustandes 

EU-Konformität: 

Wird durch dieses Gesetz nicht berührt.  

 



E r l ä u t e r u n g e n  

Mit der Jagdgesetznovelle, LGBl. Nr. 94/2002, wurden die Richtlinie 79/409/EWG 

des Rates vom 2.4.1979 über die Erhaltung wildlebender Vogelarten, ABl. L103 vom 

25.4.1979 (Vogelschutzrichtlinie) und die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 

21.5.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 

und Pflanzen, ABl. L206 vom 22.7.1992 (FFH-Richtlinie), soweit sie den Artenschutz 

von Tieren, die Wild im Sinne des § 3 Jagdgesetz sind, betreffen, vollständig umge-

setzt.  

Wegen der Dringlichkeit dieser Umsetzungen wurden viele weitere Novellierungs-

wünsche, die einer eingehenden Diskussion bedurften, einer späteren Novellierung 

des Jagdgesetzes vorbehalten.  

Im Hinblick auf die große Anzahl teils einschneidender, teils nur textlich-

redaktioneller Änderungen wurde einer Neuerlassung des Jagdgesetzes an Stelle 

einer umfangreichen Novelle der Vorzug gegeben. Hiebei wurde getrachtet, die bis-

herige Paragraphennummerierung, die sich beim Vollzug dieses Gesetzes einge-

spielt hat, soweit als möglich beizubehalten.  

Folgende wesentliche Änderungen sind vorgesehen: 

- die zugelassene Größe von sogenannten Fleischgattern wurde von 10 ha auf 

20 ha erhöht;  

- das passive Wahlrecht zum Jagdausschuss wurde von 19 Jahren auf 18 Jahre 

gesenkt;  

- die Sitzungen des Jagdausschusses sind für Mitglieder der Jagdgenossenschaft 

grundsätzlich öffentlich;  

- auch juristische Personen werden zur Jagdpachtung zugelassen;  

- die Prüfung, ob die Pächterin oder der Pächter zur Pachtung wirtschaftlich in der 

Lage ist, entfällt; 

- mit Zustimmung des Jagdausschusses kann das Jagdpachtverhältnis auch mit 

nur einem verbleibenden Mitglied einer Jagdgesellschaft drei Monate hindurch 

fortgesetzt werden;  
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- an Stelle der Genehmigungspflicht für Jagdpachtverträge durch die Bezirks-

hauptmannschaft sind solche Verträge bloß anzuzeigen;  

- bei einer Wertsicherung des Pachtbetrages ist die Kaution erst bei einem Absin-

ken unter 5 v.H. des Pachtbetrages zu ergänzen;  

- bei Verminderung des Pachtbetrages um mehr als ein Viertel unter die Höhe des 

durchschnittlichen Pachtbetrages im Hegering steht dem Jagdausschuss ein 

Rücktrittsrecht vom Pachtvertrag zu;  

- die Verantwortlichkeit der Jagdleiterin oder des Jagdleiters einer Jagdgesellschaft 

für Verfehlungen anderer Mitglieder der Jagdgesellschaft wurde eingeschränkt;  

- der Nachweis der jagdlichen Eignung für EU- und EWR-Ausländerinnen und Aus-

länder zur Erlangung einer burgenländischen Jagdkarte wurde erleichtert;  

- der Erwerb einer Jagdgastkarte wird für Inhaberinnen und Inhaber einer gültigen 

Jagdkarte eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates ermöglicht;  

- die Ausgabe von Jagdgastkarten wird von der Bezirksverwaltungsbehörde an den 

Landesjagdverband verlagert, die Gültigkeit der Jagdgastkarte wird zeitlich und 

räumlich erweitert;  

- für die Zulassung zur Jagdprüfung bei Nichtburgenländerinnen und Nichtburgen-

ländern kann jede Bezirksverwaltungsbehörde zuständig sein;  

- die Meldepflicht für Schalenwildabschüsse wird abgeschafft;  

- die Anzeigepflicht für kümmerndes oder krankgeschossenes bzw. für Fallwild be-

steht gegenüber der Hegeringleitung (bisher gegenüber der Bezirksverwaltungs-

behörde); 

- die bisherige Trophäenschau wird unter der Bezeichnung "Hegeschau" neu ges-

taltet;  

- Fütterungen sind ab 100 m von der Reviergrenze erlaubt (bisher 200 m);  

- bei den Verboten sachlicher Art in § 101 Abs. 1 wurden die Ziffern 8, 9, 12 und 19 

gestrichen;  
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- an Stelle des bisherigen dreistufigen Instanzenzuges (Ortskommission, Bezirks-

schiedskommission für Jagd- und Wildschäden, Landeskommission für Jagd- und 

Wildschäden) sollen sich zuerst Schlichtungsorgane um einen Vergleich zwischen 

geschädigter Person und jagdausübungsberechtigter Person bemühen. Kommt 

dieser nicht zustande, entscheidet die Bezirksschiedskommission. Danach steht 

den Parteien das Recht zur Anrufung der Gerichte zu;  

- nicht nur der scheidende Ausschuss des Landesjagdverbandes soll Vorschläge 

für die Wahl der neuen Organe erstatten dürfen, sondern auch ein Drittel der De-

legierten zum Landesjagdtag;  

- der Ausschluss aus dem Landesjagdverband durch den Ehrenrat wird abge-

schafft.  

Zu den einzelnen Bestimmungen werden nur dann Erläuterungen abgegeben, wenn 

darin inhaltliche Änderungen enthalten sind.  

Zu § 3: 

War die Größe der sogenannten Fleischgatter nach Abs. 3 erstmalig mit der Jagdge-

setznovelle LGBl. Nr. 24/1982 und in der Folge im Jagdgesetz 1988, LGBl. Nr. 

11/1989, mit 5 ha beschränkt, so wurde sie mit der Jagdgesetznovelle LGBl. Nr. 

55/1997, auf 10 ha ausgedehnt. In Hinblick auf die wirtschaftliche Bedeutung, die die 

Gatterwirtschaft erlangt hat, und unter Berücksichtigung dessen, dass auch in Nie-

derösterreich die erlaubte Gattergröße auf 20 ha ausgedehnt wurde, ist auch in die-

sem Entwurf diese Ausdehnung vorgesehen.  

Zu § 5 Abs. 2: 

Da die bisherige Formulierung die (ungewollte) Folge hatte, dass die Rechtsnachfol-

gerinnen und Rechtsnachfolger nach natürlichen und juristischen Personen, denen in 

der abgelaufenen Jagdperiode das Eigenjagdrecht an einer kleineren als 300 ha 

messenden Fläche zuerkannt war, dieses nicht mehr behalten konnten, waren die 

Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger nach solchen Eigenjagdberechtigten 

im Gesetz ausdrücklich anzuführen.  

 



 
 

4

Zu § 11 Abs. 9: 

Die Beschränkung, dass das Aneignungsrecht am Wild eines Schau- oder Zuchtge-

heges nur durch Einfangen ausgeübt werden darf und ein Abschuss nur mit Bewilli-

gung der Bezirksverwaltungsbehörde für kranke oder seuchenverdächtige Tiere zu-

lässig ist, hat sich als unzweckmäßíg herausgestellt. Der zweite Satz entfällt daher.  

Zu § 14: 

Die Bestimmungen über die Feststellung der Eigenjagd und Genossenschaftsgebiete 

blieben inhaltlich unverändert, sie wurden aber redaktionell klarer gefasst.  

Zu § 17: 

Dieser redaktionell neu gefasste Paragraph wurde durch die Bestimmung ergänzt, 

dass die oder der Eigenjagdberechtigte, die oder der vom Vorpachtrecht an einem 

Jagdeinschluss keinen Gebrauch macht, der dort zur Jagd berechtigten Person und 

ihren Leuten den Zutritt dorthin zu gestatten hat.  

Zu § 19 Abs. 2: 

"Dieser Absatz sieht bei einer Abrundung zwingend den Flächentausch vor. Damit 

bleibt aber für die Absätze 3 bis 5 kein Anwendungsbereich. Eine freiwillige Verein-

barung nach Abs. 1 wird in aller Regel auch eine Einigung über die Höhe des Entgel-

tes beinhalten. Die Regelung der Abs. 3 bis 5 wäre nur dann verständlich, wenn Abs. 

2 – ähnlich dem § 15 Abs. 2 des NÖ JG – auch die behördliche Verfügung einer ein-

seitigen Abrundung zuließe. Der Wortlaut des Abs. 2 lässt eine derartige Auslegung 

aber nicht zu." (Anmerkung zu § 19 von Horvath im Kommentar "Jagdgesetze der 

österreichischen Bundesländer" Edition Juridica).  

Um diese Regelung anwendbar zu machen, war daher das Wort "hat" durch das 

Wort "kann" zu ersetzen.  

Zu § 24 Abs. 3: 

Die Wählbarkeit in den Jagdausschuss wurde von der Vollendung des 19. Lebens-

jahres auf die Vollendung des 18. Lebensjahres gesenkt.  

Zu § 26 Abs. 7: 
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Der zweite Satz wurde bezüglich des Einspruchsrechtes dem § 23 Abs. 1 Gemein-

dewahlordnung 1992 angepasst.  

Zu § 28: 

Der bisher schwer lesbare Absatz 2 wurde redaktionell dahingehend neu gefasst, 

dass jede zur Wahl des Jagdausschusses berechtigte Person durch eine eigene Zif-

fer umschrieben wird.  

Zu § 31: 

Die Absätze dieses Paragraphen wurden dahingehend neu geordnet, dass sie dem 

tatsächlichen Handlungsablauf angepasst wurden. Die (neuen) Abs. 5 und 6 wurden 

durch Bestimmungen über die Vertretung der Obfrau oder des Obmannes im Verhin-

derungsfall und über die Vorsitzführung bei den Sitzungen ergänzt.  

Neu ist die Bestimmung des Abs. 9, dass die Sitzungen des Jagdausschusses für die 

Mitglieder der Jagdgenossenschaft grundsätzliche öffentlich sind, weiters die Rege-

lung des Abs. 10, dass alle Beschlüsse des Jagdausschusses an der Amtstafel der 

Gemeinde kundzumachen sind. Bei der Verpachtung der Genossenschaftsjagd ist 

eine geheime Abstimmung vorgesehen, wenn eine solche von einem Mitglied des 

Jagdausschusses verlangt wird.  

In Abs. 11 (entspricht dem bisherigen Abs. 10) wurde die Bestimmung, dass bei den 

Städten mit eigenem Statut die Landesregierung gesetzwidrige Beschlüsse aufzuhe-

ben hat, fallen gelassen, da in den Fällen, in denen die Mitglieder des Gemeindera-

tes den Jagdausschuss bilden und daher Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister 

und Vizebürgermeisterinnen oder Vizebürgermeister befangen sein könnten, immer 

noch die Magistratsdirektorin oder der Magistratsdirektor als Bezirksverwaltungsbe-

hörde zur Verfügung steht.  

Zu § 34: 

Dem Wunsch der politischen Parteien entsprechend sollen zur Pachtung einer Ge-

nossenschaftsjagd auch juristische Personen zugelassen werden. Damit wird für die 

Jagdbehörde in vielen Fällen Klarheit über die tatsächlichen Pachtverhältnisse ge-

schaffen – es wird davon gesprochen, dass große Firmen Jagden über vorgescho-

bene Einzelpächterinnen oder Einzelpächter gepachtet haben.  
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Zu § 35: 

In Abs. 1 wird die Eignung zur Pacht für Einzelpersonen von der Vollendung des 21. 

Lebensjahres auf das 19. Lebensjahr herabgesetzt (lit. c); lit. d, der eine Prüfung vor-

sieht, ob die Pächterin oder der Pächter zur Pachtung wirtschaftlich in der Lage ist, 

wurde mangels seriöser Administrierbarkeit fallen gelassen.  

In Abs. 4 soll zur Vertretung einer oder eines nicht im Bezirk wohnhaften Pächterin 

oder Pächters nicht nur eine im selben Verwaltungsbezirk, sondern auch eine in ei-

nem angrenzenden Verwaltungsbezirk wohnhafte Person bestellt werden können, 

und zwar ohne Rücksicht auf die Landesgrenze: eine in einem angrenzenden Bezirk 

wohnhafte Vertreterin oder wohnhafter Vertreter kann oft zum Pachtrevier ein nähe-

res räumliches Verhältnis aufweisen als eine im selben Bezirk wohnhafte Vertreterin 

oder wohnhafter Vertreter.  

Zu § 36: 

Dieser Paragraph enthält zwei wesentliche Änderungen: zum einen soll einem oft 

gehegten Wunsch von Jägerinnen- und Jägerschaft und Jagdausschüssen entspre-

chend die Möglichkeit geschaffen werden, bei Wegfall aller Mitglieder einer Jagdge-

sellschaft bis auf eine Gesellschafterin oder einen Gesellschafter das Pachtverhältnis 

mit dem verbleibenden Mitglied 3 Monate hindurch fortzusetzen und dieser oder die-

sem so die Möglichkeit zur Beiziehung einer Jagdgesellschafterin oder eines Jagd-

gesellschafters an Stelle der ausgeschiedenen Person zu ermöglichen.  

Zum anderen wird die in § 34 vorgesehene Pachtmöglichkeit durch juristische Perso-

nen näher ausgeführt. 

Zu § 41: 

Nach der derzeitigen Gesetzeslage bedarf eine im Wege der Versteigerung vorge-

nommene Verpachtung der Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde. Im Sinne 

einer angestrebten Verwaltungsvereinfachung soll an Stelle einer Genehmigung die 

Anzeigepflicht treten, wobei für die Bezirksverwaltungsbehörde die Möglichkeit be-

stehen soll, gesetzwidrige Vergaben aufzuheben.  

Zu § 43: 
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Auch bei der freihändigen Vergabe der Jagd tritt an Stelle eines Genehmigungsver-

fahrens ein Anzeigeverfahren. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann innerhalb einer 

Achtwochenfrist gesetzwidrige Verpachtungsbeschlüsse aufheben oder erklären, 

dass keine Aufhebungsgründe vorliegen; sie kann die Achtwochenfrist auch verstrei-

chen lassen.  

Wenn aber Widersprüche gegen den Verpachtungsbeschluss nach § 42 erhoben 

wurden, hat die Bezirksverwaltungsbehörde, wenn ihrer Meinung nach keine Aufhe-

bungsgründe vorliegen, jedenfalls eine diesbezügliche Erklärung abzugeben und 

diese den Widerspruch erhebenden Parteien zuzustellen. Gegen diese Entscheidung 

ist zwar kein Rechtsmittel, wohl aber eine Beschwerde der Widerspruch erhebenden 

Parteien an ein Höchstgericht zulässig.  

Den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft, die nicht Widerspruch erhoben haben, 

steht weder ein Beschwerderecht wegen der Nichtaufhebung noch wegen der Auf-

hebung des Verpachtungsbeschlusses zu.  

Zu § 46: 

Auch bei Bestellung einer Genossenschaftsverwalterin oder eines  Genossen-

schaftsverwalters tritt an Stelle einer Genehmigung ein Anzeigeverfahren.  

Zu § 49: 

Im Unterschied zur geltenden Rechtslage soll als Kaution auch die Sparurkunde ei-

nes Kreditinstitutes, das zwar keinen Sitz in Österreich, wohl aber im EU- oder EWR-

Raum hat, anerkannt werden.  

Um bei Evidenthaltung der Kautionen den Verwaltungsaufwand so gering wie mög-

lich zu halten, soll nicht bereits jede Unterdeckung des Pachtbetrages zu einer Er-

gänzung der Kaution führen müssen, sondern erst dann, wenn bei einer Wertsiche-

rung des Pachtbetrages die Kaution unter 95 v.H. des Pachtbetrages sinkt.  

 

 

Zu § 52: 
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Die Frist für die Behebung des Anteiles am Pachtbetrag von 12 Wochen hat sich ins-

besondere bei Jagdgenossinnen und Jagdgenossen mit auswärtigen Wohnsitzen als 

zu kurz erwiesen. Die Behebungsfrist soll daher auf sechs Monate verlängert wer-

den.  

Zur Stärkung deren Rechts auf Auszahlung ihres Pachtbetragsanteiles wird in Abs. 6 

das Quorum der Widerspruch erhebenden Parteien, bei dessen Erreichen der Be-

schluss des Jagdausschusses außer Kraft tritt, von der Hälfte auf 35 v.H. herabge-

setzt.  

Zu § 56: 

Die Änderung eines Pachtvertrages soll auch hier der Bezirksverwaltungsbehörde 

nicht zur Genehmigung vorgelegt, sondern bloß angezeigt werden.  

In Abs. 2 wurde durch Anfügen des letzten Satzes für den Jagdausschuss die Mög-

lichkeit geschaffen, vom Pachtvertrag zurückzutreten, wenn die Jagdbehörde den 

Pachtbetrag um mehr als ein Viertel unter die Höhe des durchschnittlichen Pachtbe-

trages im Hegering herabsetzt.  

Zu § 63: 

Nach der derzeitigen Regelung des Abs.1 lit. b kann eine burgenländische Jagdgast-

karte nur in Verbindung mit einer gültigen Jagdkarte eines anderen Bundeslandes 

ausgestellt werden.  

Diese Bestimmung hat sich insbesondere seit dem EU-Beitritt als unbefriedigend 

herausgestellt: eine Jagdgastkarte soll daher ebenso wie etwa in Niederösterreich 

auch in Verbindung mit der Jagdkarte eines anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaates  

ausgestellt werden können.  

Nach Abs. 3 darf die oder der Jagdausübungsberechtigte (Jagdleiterin oder Jagdlei-

ter) nur solchen Personen das Jagen gestatten, die im Besitz einer gültigen Jagdkar-

te (Jagdgastkarte) sind.  

Diese Einengung der Verantwortung allein auf die Jagdleiterin oder den Jagdleiter 

hat in der Praxis zu unbefriedigenden Folgen geführt: Die Jagdleiterin oder der Jagd-

leiter war auch dann zur Verantwortung zu ziehen, wenn es ein Mitglied einer Jagd-
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gesellschaft ohne Wissen, ja sogar gegen eine ausdrückliche Anordnung der Jagdlei-

tung unterlassen hat, bei einem Jagdgast den Besitz einer gültigen Jagdberechtigung 

zu prüfen.  

Durch Erweiterung des Klammerausdruckes auf Mitglieder der Jagdgesellschaft oder 

von diesen Ermächtigte soll klargestellt werden, dass auch Mitglieder der Jagdge-

sellschaft, ja selbst von diesen Ermächtigte (in der Regel Jagdschutzorgane, die 

nicht Mitglieder der Jagdgesellschaft sind) die das Recht haben, Jagdgäste einzula-

den, für ihre Jagdgäste verantwortlich sind. Die Selbstverantwortlichkeit gilt auch für 

alle anderen Bestimmungen, die sich auf die Jagdausübungsberechtigte oder den 

Jagdausübungsberechtigten beziehen.  

Zu § 64: 

Eine wesentliche Neuerung enthält für Ausländerinnen und Ausländer der Abs. 6: 

Während derzeit der Nachweis der jagdlichen Eignung erst als erbracht gilt, wenn die 

Bewerberin oder der Bewerber die gültige Jagdkarte eines Staates besitzt, in dem 

eine der burgenländischen Jagdprüfung gleichartige Eignungsprüfung abzulegen ist 

(für die Verwaltungsbehörde eine oft unlösbare Frage) soll nach der vorgeschlage-

nen Regelung von Ausländerinnen oder Ausländern aus einem EU- oder EWR-

Mitgliedstaat der Nachweis der jagdlichen Eignung erbracht werden können, wenn 

sie bloß nachweisen, dass sie in ihrem Wohnsitzstaat zum Jagen berechtigt sind. 

Wenngleich nicht verkannt wird, dass diese Regelung für Jägerinnen und Jäger aus 

Ländern ohne Jagdprüfung eine von den heimischen Jägerinnen und Jägern als un-

gerecht empfundene Erleichterung darstellt, entspricht sie dem in der EU herrschen-

den Prinzip der gegenseitigen Anerkennung von Diplomen und Berechtigungen. Da 

Jagdgäste oder Jagdpächterinnen und -pächter aus England und Frankreich eher 

selten sind, ist dieser Regelung gegenüber der bisherigen schwerfälligen Regelung 

der Vorzug zu geben.  

Für alle anderen Personen aus dem Ausland bleibt die derzeit gültige Regelung auf-

recht. 

Zu § 65: 

Gänzlich neu geregelt wurden die Bestimmungen über Jagdgastkarten: 
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1. sie können auch an Staatsangehörige anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaaten 

ausgegeben werden;  

2. sie werden vom Burgenländischen Landesjagdverband ausgestellt, die Abgabe 

für Jagdgastkarten fließt dem Burgenländischen Landesjagdverband zu;  

3. sie ist einen Tag oder einen Monat hindurch gültig, und zwar für das gesamte 

Land.  

Zu § 66: 

Im Abs.1 wurden die Voraussetzung für die Zulassung zur Jagdprüfung neu gefasst: 

eine wesentliche Neuerung ist, dass für die Zulassung eine Bestätigung über den 

Besuch eines Erste-Hilfe-Kurses vorzulegen ist. Dafür entfällt der Prüfungsstoff ge-

mäß Abs. 4 Z 8 (Hilfeleistung bei jagdlichen Unfällen). 

Während derzeit für Nichtburgenländerinnen und Nichtburgenländer in Jagdprü-

fungsangelegenheiten die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung zuständig 

ist ,sollen sich nun Auswärtige die Bezirksverwaltungsbehörde aussuchen können, 

bei der sie die Jagdprüfung ablegen wollen. 

Zu § 69: 

In Abs. 1 wurde der Ausdruck "Treibjagden" durch den passenderen Ausdruck "Ge-

sellschaftsjagden" ersetzt.  

In Abs. 3 wurde die Höchstzahl der Jagderlaubnisscheine, die als angemessen an-

zusehen sind, präzisiert. 

Nach Abs. 5 soll auch die Genossenschaftsjagdverwalterin oder der Genossen-

schaftsjagdverwalter Jagderlaubnisscheine ausstellen dürfen, allerdings nur für die 

Dauer der Funktionsperiode.  

Zu §§ 78 und 79: 

Die Zulassungsvoraussetzung für die Ablegung der Prüfung zur Jagdhüterin oder 

zum Jagdhüter und zur Revierjägerin oder zum Revierjäger wurden geringfügig ge-

ändert: 
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So können auch Prüflinge die Bezirksverwaltungsbehörde, bei der sie die Prüfung 

zur Jagdhüterin oder zum Jagdhüter ablegen wollen, selbst aussuchen, wenn sie im 

Burgenland keinen Wohnsitz haben; die in § 78 Abs. 2 lit. c vorgesehene Bescheini-

gung der Bezirksjagdmeisterin oder des Bezirksjagdmeisters entfällt.  

Bei der Prüfung zur Revierjägerin oder zum Revierjäger gemäß § 79 Abs. 2 wurde in 

lit. c neben der zweijährigen Verwendung in einem Jagdbetrieb unter Leitung einer 

Revierjägerin oder eines Revierjägers auch eine fünfjährige Verwendung als Jagdhü-

terin oder Jagdhüter vorgesehen.  

Zu § 82: 

Die Abs. 1 bis 7 wurden bereits mit der Novelle LGBl. Nr. 94/2002 geändert.  

Der bisherige Abs. 8 wird in § 90 Abs. 3 integriert, der bisherige Abs. 9 wird zu § 107 

Abs. 4.  

Zu § 87: 

Die Textänderungen im Abs. 2 bezüglich Abschussplan sind redaktioneller Natur. Der 

bisherige § 89 wurde als Abs. 12 angefügt.  

Zu § 90: 

Um Verwaltungsaufwand bei Jagdausübungsberechtigen und Bezirksverwaltungs-

behörden zu sparen, wird der bisherige Abs. 3 gestrichen, wonach die oder der 

Jagdausübungsberechtigte verpflichtet ist, jeden Abschuss von Schalenwild binnen 

einer Woche der Bezirksverwaltungsbehörden zu melden. Die Eintragung dieser Ab-

schüsse in der laufend zu führenden Abschussliste wird als ausreichend angesehen.  

Gemäß Abs. 3 (neu) ist der Abschuss von kümmerndem oder krankgeschossenem 

Wild nicht mehr der Bezirksverwaltungsbehörde, sondern der Hegeringleitung be-

kannt zu geben.  

Zu § 92: 

Liegt bisher das Schwergewicht bei der Veranstaltung der Trophäenschau – diese 

wird entsprechend der Benennung in anderen Bundesländern in Hegeschau umbe-

nannt – und bei der Bewertung der Trophäen bei der Bezirksverwaltungsbehörde, so 
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verbleibt zwar die Anordnung der Schau bei der Bezirksverwaltungsbehörde, die 

Veranstaltung selbst und die Bewertung soll jedoch auf den Landesjagdverband ü-

bergehen. Dies entspricht einer Forderung der burgenländischen Bezirkshauptmann-

schaften.  

Zu § 94: 

Einem Wunsch der Jägerinnen- und Jägerschaft entsprechend wurde die zulässige 

Entfernung von Futterstellen an der Reviergrenze von 200 m auf 100 m verringert. 

Die Bestimmung, dass künstlich angelegte Deckungsflächen wie Futterstellen zu be-

handeln sind, wurde fallen gelassen.  

Als "Notzeit" sind jene Zeiträume zu verstehen, in denen das Wild keine oder nicht 

ausreichende natürliche Äsungsmöglichkeiten vorfindet, wie zB während der Vegeta-

tionsruhe, bei Naturkatastrophen, während länger anhaltenden Dürreperioden oder 

bei witterungsbedingten widrigen Bodenverhältnissen (vereister Boden, stark gefro-

rene Schneedecken). 

Zu § 97: 

In Abs. 2 wurde die Verpflichtung zur Verständigung der Jagdnachbarinnen und 

Jagdnachbarn für den Fall, dass angeschossenes Wild in deren Revier geflüchtet ist, 

der jagdausübungsberechtigten Person überbunden, da die Verständigung durch die 

Schützin oder den Schützen, wenn diese Person nicht zugleich jagdausübungsbe-

rechtigt ist, in der Regel nicht zugemutet werden kann.  

In Abs. 3 Z 4 wurde das Wort "Schusswaffe" durch "Jagdwaffe" ersetzt: Bei der Wild-

folge in fremdem Jagdgebiet soll zwar das Mitführen von Jagdwaffen verboten blei-

ben; aus Gründen der Sicherheit der Wildfolgerin oder des Wildfolgers etwa beim 

Aufstöbern angeschweißter Wildschweine, aber auch zur Verkürzung von Qualen 

eines verletzten Wildstückes soll das Mitführen von Faustfeuerwaffen erlaubt sein. 

Zu § 98: 

Auf Wunsch der Jägerinnen- und Jägerschaft sollen auf Schweiß geprüfte Jagdhun-

de nicht mehr nur für jedes einzelne Revier, sondern auch für höchstens zwei be-

nachbarte Reviere anerkannt werden können.   
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Die Bestimmung bezüglich entlaufenen Jagdhunden wurde als entbehrlich angese-

hen.  

Zu § 101: 

In Abs. 1 wurden die bisherigen Ziffern 8, 9, 12 und 19 als entbehrlich angesehen.  

In Z 6 wurde durch den Klammerausdruck "Leuchtabsehen" klargestellt, dass be-

leuchtete Zielpunkte im Zielfernrohr nicht unter das Verbot der Verwendung von 

Restlichtverstärkern, Infrarot- oder elektronischen Zielgeräten fallen sollen.  

In Abs. 1 Z 12 (neu) wurde die Bestimmung, dass Hochstände direkt an der Staats-

grenze aufgestellt werden dürfen, eliminiert, da dies zu berechtigten Klagen der un-

garischen Jagdnachbarinnen und Jagdnachbarn geführt hat.  

In Abs. 1 Z 17 (neu) wurde klargestellt, dass bei Treib-, Drück- oder Riegeljagden 

auch Ansitze gegen Bezahlung überlassen werden dürfen und dass hiebei auch Nie-

derwild beschossen werden darf.  

Zu § 107: 

Da die Verpflichtung, Schäden an von einem Fahrzeug überfahrenem oder angefah-

renem Wild zu melden in der Straßenverkehrsordnung geregelt ist, ist die in Abs. 4 

enthaltene Meldebestimmung entbehrlich. An ihre Stelle wurde die bisher in    § 82 

Abs. 9 enthaltene Bestimmung, dass Baumschulbesitzerinnen und Baumschulbesit-

zern gestattet ist, in die Umzäunung eingedrungene Hasen und Wildkaninchen zu 

erlegen, aus systematischen Gründen als neuer Abs. 4 eingefügt.  

Zu § 107 Abs. 4: 

Nach der derzeitigen Rechtslage steht es nur Baumschulbesitzerinnen und Baum-

schulbesitzern zu, in eine mit kaninchendichter Umzäunung umgebene Anlage ein-

gedrungene Hasen und Kaninchen selbst während der Schonzeit und ohne Jagdkar-

te erlegen zu dürfen. Da auch Besitzerinnen und Besitzer von Intensivobstanlagen 

ein gleichartiges Interesse bekundet haben, sollen beide dasselbe Abwehrrecht ge-

gen Wildschäden eingeräumt bekommen, aber nicht mehr so weitgehend, wie es zur 

Zeit die Baumschulbesitzerinnen und Baumschulbesitzer haben. Da diese Anlagen 

Jagdgebiet sind (wenn auch das Recht auf Ersatz der Wildschäden eingeschränkt 
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ist), soll primär die oder der Jagdausübungsberechtigte aufgefordert werden, die ein-

gedrungenen Wildstücke innerhalb einer als angemessen anzusehenden Frist von 

24 Stunden zu erlegen. Erst dann solle das Recht – aber nicht die Pflicht – zur 

Selbsthilfe eingeräumt werden. 

Zu § 110 Abs. 3: 

Da die einengende Formulierung "Herstellungen des Grundbesitzers zum Schutze 

seiner Kulturflächen" sachlich nicht gerechtfertigt ist, wurde die Wendung "des 

Grundbesitzers" gestrichen. Dagegen wurde eine Bestimmung aufgenommen, dass 

solche Herstellungen zu entfernen sind, wenn der Grund für ihre Errichtung wegge-

fallen ist oder wenn sie bereits so schadhaft sind, dass sie kein Wild mehr anzuhalten 

vermögen.  

Zu § 115 Abs. 4: 

Besitzerinnen und Besitzer von Baumschulen und Intensivobstanlagen sind nach 

Abs. 2 verpflichtet ihre Anlagen durch eine hasendichte, mindestens 120 cm hohe 

Einfriedung zu schützen. Selbst bei Vorliegen dieser Schutzmaßnahmen ist das Ein-

dringen einzelner Wildstücke nicht ausgeschlossen. Nach § 107 Abs. 4 steht den 

Besitzerinnen und Besitzern solcher Anlagen das Recht zu, eingedrungene Hasen 

und Kaninchen selbst zu erlegen, wenn die oder der Jagdausübungsberechtigte der 

Aufforderung zum Abschuss nicht oder innerhalb von 48 Stunden nachgekommen 

ist. Eine Verpflichtung der Besitzerinnen oder Besitzer, diese Wildstücke selbst abzu-

schießen, besteht nicht. Die oder der Jagdausübungsberechtigte wird daher der Be-

sitzerin oder dem Besitzer einer Baumschule oder Intensivobstanlage die Wildschä-

den zu ersetzen haben, die nach Ablauf der 48 Stunden nach Meldung des Eindrin-

gens entstanden sind. Vorher entstandene Wildschäden sind nicht zu ersetzen. 

Zu §§ 117 bis 121: 

Völlig neu geregelt wurden die Verfahrensbestimmungen zur Geltendmachung von 

Jagd- und Wildschäden: 

War bisher die Ortsschiedskommission in erster Instanz zuständig, soll an deren 

Stelle ein Vergleichsverfahren unter Beiziehung von sachkundigen schlichtenden 
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Organen treten (der diesem Verfahren vorgelagerte Versuch eines privaten Scha-

densausgleichs bleibt selbstverständlich bestehen). 

Kommt ein Vergleich nicht zustande, soll als einzige Verwaltungsbehörde die Be-

zirksschiedskommission angerufen werden können; diese ist in ihrer Zusammenset-

zung mit der bisherigen Bezirksschiedskommission identisch. Gegen die Entschei-

dung dieser Kommission ist ein Rechtsmittel nicht mehr zulässig, vielmehr kann jede 

Partei, die sich durch die Entscheidung der Bezirksschiedskommission beschwert 

erachtet, binnen vier Wochen nach Zustellung der Entscheidung die Sache bei Ge-

richt anhängig machen, wodurch die Entscheidung der Kommission außer Kraft tritt.  

Diese Neuregelung erscheint aus folgenden Gründen sinnvoll: 

Die Ortsschiedskommission war in den meisten Fällen bei der Schadensaufnahme 

und bei dessen Bewertung fachlich und bezüglich des Verfahrensablaufes und des 

Schiedsspruches juristisch überfordert. Da die Schäden an Feldfrüchten in der Regel 

nur im erstinstanzlichen Verfahren erkennbar waren, waren Mängel bei der Scha-

densaufnahme im Verfahren zweiter und dritter Instanz nicht mehr behebbar.  

Zudem litt das erstinstanzliche Verfahren oft an so gravierenden Verfahrensmängeln, 

dass eine Zurückweisung zur neuerlichen Bescheiderlassung unerlässlich war (etwa 

bei unrichtiger Zusammensetzung der Kommission) sodass der gesamte Verfah-

rensgang schwerfällig und langwierig war.  

Durch den Einsatz von fachkundigen und routinierten Personen zur Schlichtung ist 

eine Verbesserung der Schadensfeststellung und Schadenschätzung zu erwarten – 

in den Nachbarbundesländer Niederösterreich und Steiermark hat sich der Einsatz 

solcher Schlichtungsorgane bereits bewährt.  

Der Abspruch über Jagd- und Wildschäden ist seinem Wesen nach als Teil des 

Schadenersatzrechtes eine Zivilrechtsangelegenheit.  

Es hätte daher mit oder ohne Vorspann von Schlichtungsorganen die Möglichkeit 

bestanden, alle Jagd- und Wildschäden sofort den Gerichten zu überantworten, wie 

es in etlichen Bundesländern der Fall ist.  

Für die Beibehaltung zumindest der Bezirkskommission sprach die Überlegung, dass 

Geschädigte den Rechtsweg bei Gericht nur bei größeren Schäden beschreiten, für 



 
 

16

kleinere Wildschäden, für die ein Vergleich nicht möglich war, wäre das Prozessrisiko 

mit seinen Verfahrenskosten zu groß, sodass auf deren gerichtliche Geltendmachung 

oft verzichtet würde.  

Die bisher geltende Kostentragungspflicht wurde inhaltlich beibehalten – sie gilt auf 

Grund geänderter Vorschriften über die Geltendmachung von Wildschäden nur für 

das Verfahren vor den Schlichtungsorganen, vor der Bezirksschiedskommission und 

vor Gericht.  

Da eine endgültige Entscheidung in einer Wildschadensangelegenheit lange auf sich 

warten lassen kann, wird die Möglichkeit einer Bevorschussung der Kosten für die 

Schlichtung durch die Bezirksverwaltungsbehörde eingeräumt.  

Zu den §§ 122 und 160: 

Einem Verlangen von Abgeordneten entsprechend wurde in § 160 (§ 170 alt) die 

vom Ehrenrat des Landesjagdverbandes zu verhängenden Disziplinarstrafen des 

zeitlichen und dauernden Ausschlusses aus dem Landesjagdverband eliminiert. Aus 

diesem Grund war im § 122 Abs. 3 (§132 Abs. 3 alt) die Wendung "... oder durch 

Ausschluss aus dem Landesjagdverband auf Grund eines rechtskräftigen Erkennt-

nisses des Ehrenrates" zu streichen.  

Zu § 135: 

Die Funktionsperiode der vom Landesjagdverband gegen jederzeitigen Widerruf be-

stellten Hegeringleitung soll auf die Dauer der Jagdperiode beschränkt werden – 

selbstverständlich kann der Landesjagdverband die bisherige Hegeringleiterin oder 

den bisherigen Hegeringleiter für die Dauer einer weiteren Jagdperiode wiederbestel-

len.  

Da deren Tätigkeit für eine einheitliche und ordnungsgemäße Jagdausübung von 

großer Bedeutung ist, sollen Hegeringsitzungen nicht wie bisher einmal im Halbjahr, 

sondern im Vierteljahr stattfinden, wobei neben der oder den Jagdausübungsberech-

tigten auch die Jagdaufsichtsorgane einzuladen sind.  

 

Zu § 142 Abs. 1: 
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Zur Vermeidung von Fristverkürzungen für den Fall, dass das Ende der Frist für die 

Einbringung von Wahlvorschlägen auf einen Sonn- oder Feiertag fällt, soll die Frist 

am "Arbeitstag danach" enden.  

Da die Erbringung von 10 v.H. der Mitglieder des Bezirksjagdtags für Wahlvorschläge 

als zu hoch erscheint, wurde die Zahl der erforderlichen Unterstützungsunterschriften 

herabgesetzt.  

Zu §§ 152 und 153: 

Nach der derzeitigen Rechtslage steht das Vorschlagsrecht für die vom Landesjagd-

tag zu wählenden Organe des Landesjagdverbandes allein dem scheidenden Aus-

schuss zu.  

Nach diesem Entwurf soll ein Drittel der Delegierten neben dem Vorschlagsrecht des 

Ausschusses für alle oder für einzelne zu wählende Organe ein Vorschlagsrecht be-

sitzen. 

Wird von den Delegierten kein eigener Wahlvorschlag erstattet, so gelten die vom 

scheidenden Ausschuss angeführten Bewerberinnen und Bewerber als gewählt; eine 

Wahl (besser Abstimmung) wie bisher erübrigt sich. Sind mehrere Wahlvorschläge 

erstattet worden, kommt es zu einem Abstimmungsverfahren gemäß § 153.  

Zu § 160: 

Wie schon zu § 122 ausgeführt, entfallen die Disziplinarstrafen des zeitlichen und 

dauernden Ausschlusses aus dem Landesjagdverband. 

Zu § 189 Abs. 1: 

Durch die Aufnahme der Wendung "... einschließlich ausbedungenen Wildschadens-

pauschale bei der Verpachtung von Eigenjagden" wird klargestellt, dass es bei der 

Verpachtung von Genossenschaftsjagdgebieten Wildschadenspauschale nicht ge-

ben kann, da der Jagdausschuss nicht auf mögliche Ansprüche von Geschädigten 

verzichten kann, weiters, dass bei Eigenjagden solche ausbedungenen Pauschale 

grundsätzlich nicht dem Jagdwert zuzurechnen sind. Um aber zu verhindern, dass 

ein zu großer Teil des Pachtbetrages als "gebührenschonende" Wildschadenspau-
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schale deklariert wird, soll der ein Drittel des Pachtbetrages übersteigende Teil der 

Pauschale dennoch dem Jagdwert angerechnet werden.  

Zu § 191: 

In Abs. 1 wurde die Verwendungsmöglichkeit der Jagdabgabe erweitert: es soll künf-

tig möglich sein, Warneinrichtungen für Wild entlang von Straßen zu fördern, ebenso 

auch jagdliche und forstliche Weiterbildungseinrichtungen. 
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